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Kriegsverordnungen 


für den 
Befehlsbereich des ſtellvertretenden XX. Armeekorps. 


Allenſtein 1914/17. 


Nach dem Stande vom 15. Juli 1917 
zuſammengeſtellt bei dem ftellv. Generalkommando XX. Armeekorps. 


Allenſtein 1917. 


Druckerei des ſtellb. Generalkommandos XX. Armeekorgs. 


Vorbemerkung. 


Bei der außerordentlichen Zahl der während des Krieges vom Militärbefehlshaber 


getroffenen Maßnahmen auf allen Gebieten des Rechts- und Wirtſchaftslebens wird eine Zu⸗ 


ſammenſtellung der Kriegsverordnungen für den Befehlsbereich des ſtellb. XX. Armeekorps 


ſowohl den Behörden wie auch vielleicht weiteren Kreiſen der Bevölkerung nicht unerwünſcht ſein. 


Der Befehlsbereich des jtellv. XX. Armeekorps deckt ſich räumlich mit folgenden 19 
preußiſchen Kreiſen: 

Lyck, Lötzen, Johannisburg, Sensburg, Ortelsburg, Neidenburg, Allenſtein Stadt, 
Allenſtein Land, Oſterode — Regierungsbezirk Allenſtein Provinz Oſtpreußen —, 

Mohrungen, Preuß. Holland, Braunsberg, Heiligenbeil — Regierungsbezirk Königsberg 
Provinz Oſtpreußen —, 

Löbau, Rojenberg, Stuhm — Regierungsbezirk Marienwerder Provinz Weſtpreußen —, 

Elbing Stadt, Elbing Land, Marienburg — Regierungsbezirk Danzig Provinz Weſt⸗ 
preußen —. 

Ausgenommen ijt lediglich der Bezirk der Feſtung Marienburg, der zum Befehlsbereich 
des ftellv. XVII. Armeekorps in Danzig gehört. 

Für die Feſte Boyen in Lötzen ſind die nachfolgenden Verordnungen, ſoweit ſie die 
Unterſchrift des Kommandanten der Feſte Boyen nicht tragen, regelmäßig durch beſonderen 
Befehl in Kraft geſetzt. 

In die Sammlung aufgenommen ſind die bis zum 15. Juli 1917 auf Grund des 
§ 9b des Belagerungszuſtandsgeſetzes vom 4. Juni 1851 erlaſſenen Verbote, ſoweit fie 
allgemeiner Natur und zur Veröffentlichung geeignet ſind, und die wichtigſten aus § 4 daſ. 


gegebenen Anordnungen derſelben Art, nicht aber die auf Grund der $$ 10 und 11 daſ. 


getroffenen Maßnahmen (Bildung der außerordentlichen Kriegsgerichte). Weggelaſſen ſind 
auch die für das ganze Reich gleichmäßig ergangenen Erlaſſe über Kriegsrohſtoffbeſchlagnahme. 

Die Veröffentlichung der Verordnungen hat ſtattgefunden durch Abdruck in den 
Regierungsamtsblättern von Königsberg, Allenſtein, Marienwerder und Danzig ſowie durch 
Ausruf, öffentlichen Anſchlag oder Aushang in ortsüblicher Weiſe, von den Polizeiverwaltungen, 
Bürgermeiſtereien uſw. veranlaßt. Allen nicht berückſichtigten Zeitungen des Korpsbereichs aber 
bis auf ſolche von untergeordneter Bedeutung iſt ein kurzer Hinweis auf die amtliche Bekannt⸗ 
machung für den Anzeigenteil zugegangen. 
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Kriegszuſtand im allgemeinen. 


Vereins⸗ und Verſammlungsrecht. 


* * 


7. Landeseinwohner, die Beſitzer von Brieftauben ſind oder fremde Brieftauben bee 
herbergen, haben hiervon ſofort nach dem Erſcheinen dieſer Bekanntmachung der Polizei bew. 
dem Ortsvorſtand und dem nächſten militäriſchen Befehlshaber Anzeige zu erſtatten. x j 

Die zum militäriſchen Nachrichtendienſt benutzten Brieftauben tragen die ihnen anver⸗ 
trauten Depeſchen in Aluminiumhülſen, die an den Schwanzfedern oder an den Ständern 
befeſtigt ſind. 

Trifft eine Taube mit Depeſche in einem fremden Taubenſchlage ein oder wird ſie 
eingefangen, ſo iſt ſie ohne Berührung der an ihr befindlichen Depeſche unverzüglich an die 
oberſte Militärbehörde auszuhändigen. Iſt eine ſolche nicht am Orte, ſo iſt die Taube an den 
Gemeindevorſtand zu übergeben, der für die Weiterbeförderung der Depeſche an die Militär⸗ aie 


behörde oder an den Befehlshaber der nächſten Truppenabteilung zu ſorgen hat. ; de 1 
: Die Durchführung dieſes Verfahrens erheiſcht die tätige Mitwirkung der geſamten Be⸗ e 
völkerung. Von ihrer patriotiſchen Geſinnung wird erwartet, daß jedermann, der in den Beſitz 5 | 
einer Brieftaube gelangt, bereitwillig den vorſtehenden Anordnungen entſprechen wird 1), f . 
8. Alle Landeseinwohner find verpflichtet, Nachrichten, die ihnen über ruſſiſche mili⸗ oe! | 
täriſche Maßnahmen zukommen, dem nächſten Militärbefehlshaber, nötigenfalls durch Vermittlung 5 Fi 
der Ortsbehörde zuzuſtellen. : 5 qe E 
9. Der Betrieb der bürgerlichen Geſchäfte, der Königlichen und Privatarbeiten, des EUER. er i 
Handels und der Gewerbe wird durch den Kriegszuſtand nicht weiter beſchränkt. oe eae { 


Der Kommandierende General XX. Armeekorps. 
v. Scholtz. 


) Vgl. Verordnung vom 3. Juli 1916. Verkehr mit Tauben. 


Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 5. Auguſt 
Abt. Ile Nr. 68,8. 


Außerkraftſetzung des Artikel 7 Preuß. 
Verfaſſung für 11 Grenzkreiſe. 


Bekanntmachung. 


Im Anſchluß an meine Bekanntmachung über den Kriegszuſtand ſetze ich für die 
Kreiſe Lötzen, Sensburg, Johannisburg, Lyck, Allenſtein, Ortelsburg, Oſterode, Neidenburg, 
Roſenberg und Löbau den Artikel 7 der Preuß. Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 
außer Kraft. . . 
Es wird zur Anordnung von Kriegsgerichten geſchritten werden. Vor dieſe gehört 
die Unterſuchung und Aburteilung der Verbrechen des Hochverrats, des Landesverrats, des 
Mordes, des Aufruhrs, der tätlichen Widerſetzung, der Zerſtörung von Eiſenbahnen und Tele⸗ 
graphen, der Befreiung von Gefangenen, der Meuterei, des Raubes, der Plünderung, der Er⸗ 
preſſung, der Verleitung der Soldaten zur Untreue und der in den SS 8 und 9 des Gejeges 
über den Kriegs-⸗(Belagerungs⸗) Zuſtand vom 4. 6. 1851 mit Strafe bedrohten Verbrechen und 
Vergehen, inſofern alle genannten Verbrechen und Vergehen nach der Erklärung und Bekannt⸗ 
machung des Belagerungszuſtandes begangen oder fortgeſetzte Verbrechen ſind. ne 

Das vorerwähnte Geſetz beſtimmt in: 


§ 8. Wer in einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte oder Diſtrikte der vorſätz⸗ 
lichen Brandſtiftung, der vorſätzlichen Verurſachung einer Ueberſchwemmung oder des Argriffs 
oder des Widerſtandes gegen die bewaffnete Macht oder Abgeordnete der Zivil: oder Militär⸗ 
behörde in offener Gewalt und mit Waffen oder gefährlichen Werkzeugen verſehen ſich ſchuldig 
macht, wird mit dem Tode beſtraft. 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann ſtatt der Todesſtrafe auf zehn- bis 
zwanzigjährige Zuchthausſtrafe erkannt werden. 
§ 9. Wer in einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte oder Diſtrikte 
a) in Beziehung auf die Zahl, die Marſchrichtung oder angebliche Siege der Feinde oder 
Aufrührer wiſſentlich falſche Gerüchte ausſtreut oder verbreitet, welche geeignet ſind, die 
Zivil- oder Militärbehörden hinſichtlich ihrer Maßregeln irre zu führen, oder 
b) ein bei Erklärung des Belagerungszuſtandes oder während desſelben vom Militärbefehls⸗ 
haber im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenes Verbot übertritt oder zu ſolcher 
Uebertretung auffordert oder anreizt, oder 2 Hr Buffn 2 
e) zu dem Verbrechen des Aufruhrs, der tätlichen Widerſetzlichkeit, der Befreiung eines Ge⸗ BR, 
fangenen oder zu anderen im § 8 vorgejehenen Verbrechen, wenn auch ohne Erfolg, auf: 
fordert oder anreizt, oder : 
d) Perſonen des Soldatenſtandes zu Verbrechen gegen die Subordination oder Vergehungen an 
gegen die militäriſche Zucht und Ordnung zu verleiten ſucht, BER A 1 
ſoll, wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis MEN ae 
x einem Jahre beſtraft werden. tis 8 
. f Der Kommandierende General XX. Armeekorps 


v. Scholtz. 
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Generalkommando 
XX. Armeekorps. f Allenſtein, den 5. September 1914. 


Abt. IIc. 


Außerkraftſetzung des Artikel 7 Preuß. 
Verfaſſung für 6 weitere Kreiſe. 


Bekanntmachung. 


Im Anſchluß an meine Bekanntmachung über den Kriegszuſtand ſetze ich nunmehr 
auch für die Kreiſe Braunsberg, Heiligenbeil, Pr. Holland, Mohrungen und Elbing Stadt 
und Land den Artikel 7 der Preuß. Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 außer Kraft. 

Es wird zur Anordnung von Kriegsgerichten geſchritten werden. Vor dieſe gehört 
die Unterſuchung und Aburteilung der Verbrechen des Hochverrats, des Landesverrats, des 
Mordes, des Aufruhrs, der tätlichen Widerſetzung, der Zerſtörung von Eiſenbahnen und Tele⸗ 
graphen, der Befreiung von Gefangenen, der Meuterei, des Raubes, der Plünderung, der Er⸗ 
preſſung, der Verleitung der Soldaten zur Untreue und der in den $$ 8 und 9 des Geſetzes 
über den Rriegs-(Belagerungs-)3Zujtand vom 4. 6. 1851 mit Strafe bedrohten Verbrechen und 

Vergehen, inſofern alle genannten Verbrechen und Vergehen nach der Erklärung und Bekannt⸗ 
machung des Belagerungszuſtandes begangen oder fortgeſetzte Verbrechen ſind. 

Das vorerwähnte Geſetz beſtimmt in: : 

§ 8. Wer in einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte oder Diſtrikte der vorſätz⸗ 
lichen Brandſtiftung, der vorſätzlichen Verurſachung einer Ueberſchwemmung oder des Angriffs 
oder des Widerſtandes gegen die bewaffnete Macht oder Abgeordnete der Zivil- oder Militär⸗ 
behörde in offener Gewalt und mit Waffen oder gefährlichen Werkzeugen verſehen ſich ſchuldig 
macht, wird mit dem Tode beſtraft. : 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo kann ſtatt der Todesſtrafe auf zehn⸗ bis 
zwanzigjährige Zuchthausſtrafe erkannt werden 

S 9. Wer in einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte oder Diſtrikte 

a) in Beziehung auf die Zahl, die Marſchrichtung oder angebliche Siege der Feinde oder 
Aufrührer wiſſentlich falſche Gerüchte ausſtreut oder verbreitet, welche geeignet ſind, die 
Zivil- oder Militärbehörden hinſichtlich ihrer Maßregeln irre zu führen, oder 

b) ein bei Erklärung des Belagerungszuſtandes oder während desſelben vom Militärbefehls⸗ 
haber im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenes Verbot übertritt oder zu ſolcher 
Uebertretung auffordert oder anreizt, oder 

c) zu dem Verbrechen des Aufruhrs, der tätlichen Widerſetzlichkeit, der Befreiung eines Ge⸗ 
fangenen oder zu anderen im § 8 vorgeſehenen Verbrechen, wenn auch ohne Erfolg, auf- 
fordert oder anreizt, oder 

d) Perſonen des Soldatenſtandes zu Verbrechen gegen die Subordination oder Vergehungen 
gegen die militäriſche Zucht und Ordnung zu verleiten jucht, 

ſoll, wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre beſtraft werden. 
Der Kommandierende General XX. Armeekorps 


v. Scholtz. 


Stellv. Generalkommando 
| XX. Armeetorps. Allenſtein, den 23. Auguſt 1915. 
Abt. Wa Nr. 2788 T.L. 


Bekanntmachung. 


Indem ich im Anſchluſſe an die Bekanntmachung des Kommandierenden Generals 
des XX. Armeekorps vom 31. 7. 1914, wonach der Bezirk des XX. Armeekorps in Kriegs⸗ 
zuſtand erklärt iſt, nunmehr für den ganzen Korpsbereich die Artikel 5, 6, 7, 27, 28, 29, 
30 und 36 der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 auf die Dauer 
des Kriegszuſtandes außer Kraft ſetze, verordne ich im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
wie folgt: 

§ 1°). 

Oeffentliche Verſammlungen in geſchloſſenen Räumen zu anderen als rein gejelligen oder kirchlichen 
Zwecken bedürfen der Genehmigung des ſtellv. Generallommandos. Jede Teilnahme an einer ſolchen Verſammlung 
iſt verboten, wenn ſich der Verſammlungsleiter nicht im Beſitze einer ſchriftlichen Erlaubnis des ſtellb. General- 
kommandos befindet. 

Die Genehmigung iſt von dem Veranſtalter mindeſtens 48 Stunden vor dem Beginne der Verſamm⸗ 
lung unter Angabe des Ortes, der Zeit und des Gegenſtandes der Verſammlung nachzuſuchen. Sie wird ſchriftlich 
erteilt; im Falle der Verweigerung ergeht an den Veranſtalter alsbald ein koſtenfreier Beſcheid. 

Den Ortspolizeibehörden, die vom ſtellv. Generalkommando über die erteilte Genehmigung ſofort in 
Kenntnis geſetzt werden, ſteht die Ueberwachungs⸗ und Auflöſungs⸗Befugnis bezw. Pflicht zu. Die Auflöſung 
hat insbeſondere zu erfolgen, wenn Ausführungen gemacht werden, durch die die Einigkeit des deutſchen Volles 

geſtört wird oder die eine Aufreizung der einzelnen Bevöllerungsklaſſen gegen einander oder gegen die Staats- 
oder die Kommunalverwaltungen enthalten. : 


) Die neue Faſſung des $ 1 vgl. unmittelbar nachfolgende Verordnung vom 28. Auguſt 1916. 
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Oeffentlicher 


Verkehr und Verkehrsſicherheit. 


Generalfommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, im August 1914. 


Bekanntmachung. 


Nachdem im Bezirk des XX. Armeekorps der Kriegszuſtand angeordnet und demgemäß 
die vollziehende Gewalt auf die Militärbefehlshaber übergegangen iſt, wird zur Regelung des 
Verkehrs auf Land⸗ und Waſſerſtraßen folgendes verordnet: 

1. Der Privatverkehr jeder Art mit Kraftfahrzeugen, Motor- und Fahrrädern, Fahr⸗ 
booten und Fähren uſw. ſowie die Binnenſchiffahrt auf Flüſſen und Kanälen mit dem Aus⸗ 
lande wird verboten. 

2. Innerhalb des Grenzſtreifens iſt der Privatverkehr verboten. Ausgenommen hier⸗ 
von ſind die Fahrzeuge, deren Führer ſich durch einen von einer Königlichen Regierungs- oder 
Militärbehörde ausgeſtellten, mit Unterſchrift und Stempel verſehenen Exlaubnisſchein aus⸗ 
weiſen können. 

Als Grenzſtreifen gilt hierbei derjenige Teil des XX. Armeekorps, der zwiſchen der 
ruſſiſchen Grenze und der Eiſenbahnlinie Goßlershauſen —Rothfließ liegt. 

3. Jede Binnenſchiffahrt auf Flüſſen, Kanälen und Seen während der Dunkelheit 
und bei Nebel wird verboten. Geſtattet iſt der örtliche Fiſchereibetrieb an nebelfreien Tagen 
mit Rubderbooten. 

4. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnungen werden mit ſtrengen Strafen belegt 
und nach dem Geſetze über den Belagerungszuſtand vom 4. 6. 51 (G. S. S. 451 ff.) geahndet 
und — ſofern nach den beſtehenden Geſetzen keine höheren Freiheitsſtrafen verwirkt ſind — 
gemäß § 9b a. a. O. mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 


Der Kommandierende General 
von Scholtz. 


Stellv. Generalkommando , 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 28. Juli 1915. 
Abt. Wa Nr. 2392 J. L. 


Bekanntmachung. 


Für den Korpsbereich des XX. Armeekorps verordne ich im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit auf Grund des Geſetzes vom 4. Juni 1851 § 9 Ziff. b wie folgt: 

Das Durchfahren der öffentlichen Brücken, insbeſondere der Eiſenbahnbrücken, oder das 
Anlegen an ſolchen mit Fiſcher-, Schifferkähnen oder ähnlichen Waſſerfahrzeugen ijt ohne ſchriftliche 
Genehmigung der Militärbehörden während der Dunkelheit — d. i. eine halbe Stunde nach 
Sonnenuntergang bis eine halbe Stunde vor Sonnenaufgang — verboten. 

Zuwiderhandlungen werden, wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe 
beſtimmen, mit Gefängnis bis zu 1 Jahre beſtraft. 

Die Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 26. Januar 1917. 
Abt. N Nr. 51741341. 


Bekanntmachung. 


In Abänderung der Ziffer 3 der Bekanntmachung über die Regelung des Verkehrs 
auf Land⸗ und Waſſerſtraßen und der Verordnung betr. Durchfahrt öffentlicher Brücken vom 
28. Juli 1915 llla Nr. 2392 wird der Fiſchereibetrieb auch während der Nacht und an 
nebligen Tagen geſtattet, ebenſo während dieſes Betriebes das Durchfahren öffentlicher Brücken. 
Im Seengebiet bleibt das Ueberſchreiten der Landesgrenze verboten. 


Der Stellv. Kommandierende General 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 


Gtellv. Generalfommando 
XX. Armeeforps. Allenſtein und Lötzen, den 8. November 1915. 


Abt. L/III Nr. 60843. 


Vertehr auf öffentlichen Straßen. 


Bekanntmachung. 


Für die Dauer des Kriegszuſtandes verordne ich in Ergänzung der beſtehenden Polizei⸗ 
verordnungen über den Verkehr auf öffentlichen Straßen für den Bereich des XX. Armeekorps: 


1. Sämtliche Fuhrwerke haben auf den Chauſſeen bei Annäherung von Kraftfahr⸗ 
zeugen auf den Sommerweg auszuweichen. 

Militäriſche Kolonnenführer find berechtigt, in beſonderen Fällen vorübergehend Ab- 
weichungen von dieſer Verordnung zu befehlen. Zuwiderhandlungen werden erſtmalig mit 
Geldſtrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft. Für das Verfahren ſind 
die Beſtimmungen der Strafprozeßordnung und des Geſetzes betreffend den Erlaß polizeilicher 
Strafverfügungen wegen Uebertretungen vom 23. April 1883 maßgebend. 


In Wiederholungsfällen tritt Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre und Aburteilung ra 
durch das Kriegszuſtandsgericht ein. 
2. Die beſtehenden Vorſchriften über das Beleuchten der Fuhrwerke werden hinſichtlich 


des Strafmaßes dahin geändert, daß bei wiederholten Uebertretungen gleichfalls Gefängnisſtrafe 
bis zu einem Jahre und Aburteilung durch das Kriegszuſtandsgericht eintreten kann. 


3. Die gleiche Strafverſchärfung kann in Wiederholungsfällen denjenigen treffen, der 
als Führer eines Fuhrwerks auf öffentlicher Straße ſchlafend oder betrunken betroffen wird. 


Die Verordnung tritt mit dem 20. November 1915 in Kraft. ” 
Der Kommandant der Feite Boyen Der Kommandierende General 

Buſſe Graf von Schlieffen 

Oberſt. General der Kavallerie 


a la suite des Küraſſier⸗-Regiments Königin. 


Stellv. Generalkommando x a 
XX. Armeetorps. Allenſtein und Lötzen, den 8. November 1915. 
Abt. L Nr. 60843. 0 
Bekanntmachung. 


„Um die für den ungehinderten Verkehr militärischer Fuhrwerke aller Art erforderliche 
Schneeräumung ſicherzuſtellen, wird unter Aufhebung der Verfügungen L Nr. 9345 vom 6. 12. 
1914 und L Nr. 1636 vom 11. 1. 1915 für den Bereich des XX. Armeekorps folgendes verordnet: 


$ _Die in Gemeinden und Gutsbezirken wohnhaften oder ſich aufhaltenden Perſonen find, 
ſoweit ſie Handarbeit betreiben oder Pferde oder Wagen beſitzen, auf Anfordern nicht nur der 
Militärbehörde, ſondern auch des Landrates und des von ihm beauftragten Amtsvorſtehers 
verpflichtet, die für eine ausreichende Schneeräumung erforderlichen Hand⸗ und Spanndienſte 
gegen die vom Landrat feſtgeſetzten Vergütungen zu leiſten. Sie find gleichfalls gehalten, hierzu 
die von ihnen beſchäftigten Kriegsgefangenen zu ſtellen. 


Zuwiderhandlungen werden gemäß $ 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand 
vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 


Der Kommandant der Feſte Boyen Der Kommandierende General 
Buſſe . Graf v. Schlieffen 
Oberſt. General der Kavallerie 


a la suite des Küraſſier-Regiments Königin. 


| 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 15. Juni 1916. 
Abt. Ud Nr. 2458 J. I. 


Verordnung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird auf Grund des $ 9b des Pr. Gej. vom 
4. 6. 1851 (G. S. S. 451) in Verbindung mit dem Reichsgeſetz vom 11. 12. 1915 (R. G. Bl. 
S. 813) für den Bereich des XX. Armeekorps folgendes beſtimmt: 
SH, 

Wer Flugplätze, deren nähere Umgebung, jowie das zum Aufſteigen oder Landen von 
Luftfahrzeugen abgeſperrte Gelände ohne Befugnis zu einer Zeit betritt, in der dort Uebungen 
oder Luftfahrten ſtattfinden, wird, wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Strafe bejtimmen, 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre und beim Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder 
Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 

3 82 
Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der an ein Luftfahrzeug, das außerhalb eines 
öffentlichen Weges auf einem andern Grundſtück als dem in § 1 genannten aufſteigt, landet 
oder niedergegangen iſt, ohne Befugnis herangeht oder ſich ihm über fremde Grundſtücke nähert. 


S 3. 


Eine Bejtrafung im Falle des $ 2 ift ausgeſchloſſen, wenn ein Flieger Hilfe verlangt 
oder ein eingetretener Unfall eine jofortige Hilfe bedingt. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
á la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Stellv. Generalkommando 


XX. Armeekorps. Allenſtein, den 2. Auguſt 1916. 
Abt. Id Nr. 3365 T. I. 


Bekanntmachung. 

Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Korpsbereich des XX. Armeekorps 

folgendes beſtimmt: 
it 

In den Munitionsanſtalten, Munitionsanleitſtellen und Munitionslagern ſowie in den 
Aufbewahrungs- und Arbeitsräumen, in welchen ſich brennbare Stoffe befinden, auch in den 
in der Nähe dieſer Räume und Anſtalten gelegenen Wohlfahrtsräumen ijt das Rauchen ſowie 
das Mitbringen von Rauchmaterial und Feuerzeug jeder Art verboten. 

Zuwiderhandlungen ſind nach den Geſetzen vom 4. 6. 1851 (S 9b) und 11. 12. 1915 


($ 1) mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 
Mark ſtrafbar. 


pk 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


ge 


Poſt⸗ und Frachtverkehr. 


Adreſſenverzeichniſſe. 


ATA 


Stellv. Generalkommando | 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 22. Februar 1915. 


Abt. II Nr. 5528/503. 


Bekanntmachung. 


In Uebereinſtimmung mit dem Stellv. Generalkommando J. Armeekorps ergeht für 
den Bezirk des XX. Armeekorps folgende Beſtimmung: 

Die Aushändigung poſtlagernder Sendungen wird abhängig gemacht von der Vorlage 
eines polizeilichen Ausweiſes, der eine Photographie und Perſonalbeſchreibung des Inhabers 
enthält und ſeine eigene Unterſchrift trägt. 

Die Gültigkeit des Ausweijes ijt jeweils nur auf einen Monat auszudehnen. 

Poſtlagernde Sendungen mit Chiffreadreſſe ſind unzuläſſig. 


Der Stellv. Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 15. September 1916. 


Abt. Mla/lld Nr. 3426/3596. 


Aushändigung poſtlagernder Sendungen 
und Poſtſendungen in Gaſthöfen. 


Bekanntmachung. 


Aus militäriſchen Gründen wird die Aushändigung poſtlagernder Sendungen und von 
Poſtſendungen in Gaſthöfen wie folgt geregelt: 

1. Die Aushändigung poſtlagernder Sendungen mit Namensadreſſe erfolgt gegen 
Vorzeigung: | 

a) eines polizeilichen Ausweiſes, der die abgeſtempelte Photographie, Perſonalbeſchreibung 
und die eigene Unterſchrift des Inhabers enthält, oder 

b) eines im Inlande ausgeſtellten deutſchen Paſſes, oder 

c) eines für den Aufenthalt in den Seebädern vorgeſchriebenen Ausweiſes, der die abge⸗ 
ſtempelte Photographie, Perſonalbeſchreibung und die beglaubigte eigenhändige Unterſchrift 
des Inhabers enthält. 

Die Ausweiſe zu a und b haben im Bereich ſämtlicher Armeekorps Gültigkeit. 

2. Poſtausweiskarten ſowie andere als die vorſtehend aufgeführten Ausweiſe berechtigen 
nicht zum Empfang derartiger Sendungen. 

3. Poſtlagernde Sendungen, deren Aufſchriften nur aus einzelnen Buchſtaben und 
Zahlen beſtehen, ſind unzuläſſig. 

4. Die Aushändigung poſtlagernder Sendungen an Militärperſonen, die ſich als ſolche 
durch ihren Militärpaß oder ihr Soldbuch ausweijen, erfolgt nach Vorlegung eines Scheines, 
der (mit Siegel und Unterſchrift eines Truppenteils, eines Gouvernements, einer Kommandantur, 
eines Garnijon- oder Bezirkskommandos verſehen) ausſprechen muß, daß Vorzeiger dieſes 
Scheines berechtigt ijt, die an ihn gerichteten poſtlagernden Sendungen in Empfang zu nehmen. 
Dieſer Berechtigungsſchein iſt nur für den Tag ſeiner Ausſtellung gültig, nicht übertragbar und 
bei der Poſtanſtalt abzugeben. 

Für die aus dem Felde beurlaubten und dienſtlich entſandten Militärperſonen gilt als 
Ausweis zur Abforderung von poſtlagernden Wert- und Einſchreibſendungen, Poſtanweiſungen 
und Paketen das Soldbuch, in dem zu dieſem Zweck auf Seite 2 die eigenhändige Unterſchrift 
des Inhabers durch den Truppenteil zu beglaubigen iſt. 

5. Beſitzer von Gaſthöfen dürfen in ihren Betrieben Poſtſendungen nur an Perſonen 
aushändigen, die im Gaſthofe abgeſtiegen und als ſolche polizeilich gemeldet ſind. 

6. Die vorſchriftswidrige Aushändigung im Gaſthofe durch den Gaſthofleiter oder 
ſeine Angeſtellten wird auf Grund des Geſetzes über den Belagerungszuſtand § 9 b mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahre, beim Vorliegen mildernder Umſtände mit Geldſtrafe bis zu 
1500 Mark oder Haft beſtraft. Der Leiter des Gaſthofes iſt für die Befolgung der Vorſchrift 
haftbar und wird perſönlich zur strafrechtlichen Verantwortung gezogen. 

7. Die Polizeiverwaltungen in den Städten, die Amtsvorſteher auf dem Lande, 
haben durch ihre Polizeiorgane möglichſt häufig unvermutete Prüfungen der Gaſthofſendungen 
in Bezug auf Beachtung dieſer Vorſchriften vorzunehmen. 

8. Die Verordnung vom 2. Mai 1915 — Ild Nr. 18871 — nebſt dem Nachtrag 
vom 8. Mai 1915 — Md Nr. 22320 — wird aufgehoben. 

9. Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


- Der Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


UNIWERSYTECKA 
W Torunid 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 12. Februar 1916. 
Abt. Ma Nr. 562 T. I. 


Auslandsſendungen. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Korpsbezirk des XX. Armeekorps 
folgendes beſtimmt: 


Bei Sendungen nach dem Ausland iſt verboten: 
1. die falſche oder unbefugte“) Bezeichnung des Abſenders und die unrichtige Angabe 
des Inhalts auf: 
a) Briefumſchlägen mit Wareninhalt und 
b) in den Ausfuhrerklärungen zu Poſtpaketen oder zu Frachtgütern )), 
2. die der Inhaltsangabe widerſprechende Verſendung von ſchriftlichen Mitteilungen, Druck— 
ſchriften, Abbildungen oder Zeichnungen in Paketen. Die Beifügung einer Faktura iſt 
geſtattet und bedarf nicht der Erwähnung in der Inhaltsangabe. 
Zuwiderhandlungen find gemäß $ 9b Gel. vom 4. 6. 1851 und $ 1 Gej. vom | 
11. 12. 1915 mit Gefängnis bis zu einem Jahre, wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere 
Freiheitsſtrafe beſtimmen, bei Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder Geldſtrafe bis 
1500 Mark ſtrafbar. 
Der Kommandierende General. 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. } 


*) Die geſperrt gedruckten Morte find durch Verordnung vom 18. Mai 1916 — Abt. IIId Nr. 2034 
T. L. — zugefügt. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. : Allenſtein, den 30. Dezember 1916. 
Abt. IIIa /R Nr. 6000 T. L. 


Schriftſtücke in Kriegsgefangenenpaketen 
nach dem Ausland. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
beſtimmt: 
Ti y 
Den Pojtpateten an kriegsgefangene Deutſche oder Verbündete im Auslande dürfen 
ſchriftliche Mitteilungen nicht beigefügt werden. 


2 


: Weiter dürfen Briefe oder Schriftſtücke von kriegsgefangenen Ausländern, um ſie auf 
irgend eine Weiſe nach dem Auslande weiter zu befördern, wie 3. B. in Briefen und Paketen 
an die kriegsgefangenen Deutſchen im Auslande, nicht angenommen werden. 


3. ‘ |. 

Der Verſuch ijt ſtrafbar. J 

4. 

Zuwiderhandlungen werden, ſoweit nicht nach den beſtehenden Geſetzen (Landesverrat 
und dergl.) eine höhere Strafe verwirkt ijt, gemäß § 9 b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach $ 1 des Geſetzes 
vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 

5. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General 


von Pannewitz | 
General der Infanterie. 


Gtellv. Generalfommando 
XX. Armeekorps. 
Abt. Wild Nr. 2093 T. L. 


Allenſtein, den 22. Mai 1916. 


Adreſſenverzeichniſſe. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird folgendes angeordnet: 
Ich verbiete: 

a) Verzeichniſſe von Adreſſen im Felde ſtehender Soldaten, zu denen der Sammler keine 
perſönlichen Beziehungen hat, anzulegen oder fortzuführen, ganz oder teilweiſe zu ver⸗ 
öffentlichen ſowie ganz oder in ſolchen Auszügen weiter zu geben, die nach Geſichtspunkten 
der Heeresgliederung geordnet ſind, 

b) die Veröffentlichung von Adreſſenverzeichniſſen ſolcher Angehörigen des Feldheeres, zu 
denen der Sammler perſönliche Beziehungen hat, und 

c) die Aufforderung zum Sammeln von Adreſſen von Angehörigen des Feldheeres zum Zweck 
der Aufſtellung von Liſten. 

Unter das Verbot fallen nicht die in Vereins- oder ähnlichen Zeitſchriften veröffentlichten 
Zuſammenſtellungen von Feldadreſſen der Mitglieder uſw., jofern daraus weder der Kriegsſchau⸗ 
platz noch die Zugehörigkeit des Truppenteils, der Kommando- oder Feldverwaltungsbehörde zu 
den Verbänden von der Brigade aufwärts zu erſehen ſind. 

Ausnahmen kann das Generalkommando (Gouvernement uſw.) in beſonders begründeten 
Fällen zulaſſen. 

Zuwiderhandlungen werden auf Grund des § 9b des Geſetzes über den Belagerungs- 
zuſtand vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 


Der Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


IV. 


Meldepflicht — Grenzverkehr. 


— — 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeeforps. 
Abt. Wa Nr. 27183/1666 J. I. 


Allenſtein, den 3. Juni 1915. 


Meldepflicht Zureiſender. 


Verordnung. 


Unter Aufhebung aller bisher ergangenen Verordnungen über die Meldepflicht Zu⸗ 
reiſender wird für das Gebiet des XX. Armeekorps folgendes beſtimmt: 


Sri: 

Feder Inhaber gewerblicher Betriebe zur Beherbergung Fremder (Gaſthöfe, Herbergen, 
Penſionate uſw.) oder ſein Stellvertreter iſt verpflichtet, Zureiſenden (auch allen allein reiſenden 
Militärperſonen) ſofort nach der Ankunft einen Meldezettel nach nachſtehendem Muſter zur 
eigenhändigen Ausfüllung vorzulegen. 

§ 2. 

Jeder Zureiſende ijt verpflichtet, den Meldezettel in deutlicher und leſerlicher 
Schrift mit ſolchen Angaben auszufüllen, die der Wahrheit entſprechen. Der Namens— 
unterſchrift iſt der Stand und Beruf beizufügen ). 


§ 3. 
Der Wirt hat fein Fremdenbuch, deſſen Seitenzahl polizeilich abgeſtempelt iſt, nach dem 
Muſter und auf Grund des Meldezettels zu führen. 


§ 4. 
Die Meldezettel ſind an jedem Tage zweimal, und zwar bis 7 Uhr vormittags und 
10 Uhr abends, an die Polizeibehörde abzugeben 2). 


$ 5. 

Jedem Hausbeſitzer und jedem Inhaber einer Wohnung bzw. deren Stellvertreter, die 
Zureiſende aufnehmen, liegen ohne Rückſicht darauf, wie lange der Aufenthalt dauert und ob er 
entgeltlich oder unentgeltlich erfolgt, dieſelben Verpflichtungen ob, wie in $$ 1 und 4 angegeben. 
Der Mieter hat den Meldezettel durch Vermittelung des Hausbeſitzers oder ſeines Stellvertreters, 
welcher die Kenntnisnahme darauf zu vermerken hat, der Polizeibehörde einzureichen. Der be⸗ 
treffende Zureiſende hat die in § 2 angegebene Verpflichtung. 


§ 6. 

Jeder Wirt und Hausbeſitzer hat ſofort die Polizei zu benachrichtigen, wenn ihm der 
Reiſende durch ſein Weſen, die Art ſeines Gepäcks, ſeine ungenügenden Eintragungen, ſein 
unbegründetes Verweilen am Ort, durch Beobachten oder Ausfragen oder ſonſtwie verdächtig 
erſcheint. 

§ 7. 

Sämtliche Wirte, Hausbeſitzer uſw., die Zureiſende aufnehmen, ſind verpflichtet, den 
Polizeibehörden, die die Befolgung vorſtehender Beſtimmungen nachprüfen, auf Verlangen ihre 
Räumlichteiten zur Durchſuchung anſtandslos zur Verfügung zu ſtellen. Von dem Zureiſenden 
gilt dasſelbe hinſichtlich ſeines Gepäcks. 

$ 8. 

Den Beſitzern von Gaſthöfen und ſonſtigen Betrieben jeder Art, die der Beherbergung 
von Fremden dienen, wird es verboten, in ihren Betrieben Poſtſendungen an Perſonen aus— 
zuhändigen, die nicht bei ihnen abgeſtiegen und nicht als ſolche polizeilich gemeldet ſind. 

Die Beſitzer von Gaſthöfen und Betrieben vorerwähnter Art haben perſönlich die Auf- 
bewahrung und etwaige Ausantwortung derartiger Poſtſendungen zu beſorgen. 

E Im Falle ihrer Abwejenbeit von ihrem Wohnſitz oder Verhinderung durch Krankheit 
haben ſie die Wahrnehmung vorſtehender Obliegenheiten ihren Stellvertretern zu übertragen, die 
ſie in gleicher Weiſe perſönlich zu erfüllen haben. 


1) Die gejperrt gedruckten Worte find durch Verordnung vom 19. November 1916 — Abt. IIIa Nr. 5337 — 


hinzugefügt. 
2) Die beiden Zahlen find durch Verordnung vom 6. Dezember 1915 — Abt. IIIa Nr. 4361 — eingeſetzt. 
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§ 9. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung, die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
ergeht, werden gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. 6. 1851 über den Belagerungszuſtand mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft, ſofern andere Geſetze nicht eine höhere Strafe anordnen. 


§ 10. 
3 
Dieje Verordnung tritt mit dem 15. Juni 1915 in Kraft. 


Der Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen. 


, 7 ⁰ ¹·-rwwwπ; .  —cm— 
> * Wo und wann Voraus⸗ 
Tag . der | Geburtsort | Wohnort zuletzt polizeie] It | ſichtlicher] Bemerkungen 
Der Ruf- und der fi det es nit (bei Militär⸗ 
An- Familienname | Gee (Rreis) | Straße und en Auf- ome, ite perjonen 
burt Hausnummer) Auſenthalts ort} enthalts | — Truppenteil) 


— . A —— 


Der § 2 der Meldeordnung iſt mir bekannt gegeben. 


Stellv. Generalkommando 5 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 28. Juni 1916. 
Abt. Md Nr. 2571 T. L. 


Meldepflicht in den Grenzkreiſen ). 


Verordnung. 


$ 1. 

Jeder Einwohner der Grenzkreiſe Neidenburg, Ortelsburg, Johannisburg 
und Lyck 1), der einen Zugereiſten beherbergt — fei es auch nur am Tage und auf Stunden — 
iſt verpflichtet, ſofort nach Ankunft ihm einen Meldezettel nach Muſter 1 zur eigenhändigen Aus⸗ 
füllung vorzulegen, dieſen ſelbſt zu unterſchreiben und ſofort an die Polizeibehörde in der Zeit 
von vormittags 7 Uhr bis abends 10 Uhr 2) abzugeben 


52 , 


Jeder Wohnungsgeber hat fofort die Polizei zu benachrichtigen, wenn ihm der Zu— | 
gereiſte durch ſein Weſen, ſein Gepäck, ſeine Poſteingänge oder ſonſtwie verdächtig erſcheint. N 


§ 3. 

Jeder Zugereiſte hat fid nad Ausfüllung des Meldezettels perſönlich bei der Polizei⸗ 
behörde anzumelden und jede Auskunft zu geben. Eine perſönliche Abmeldung erfolgt nur auf 
beſondere Auflage der Polizeibehörde. 8 
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Jeder Wohnungsgeber hat auf Verlangen ſeine Räumlichkeiten zur Durchſuchung 
anſtandslos der Polizeibehörde zur Verfügung zu ſtellen. 


S 5. / 
Der Wohnungsgeber ijt verpflichtet, die Poſtſendungen an den Zugereiſten bezl. des 
Aufgabeortes allgemein zu kontrollieren. 


§ 6. 


Der Wohnungsgeber iſt verpflichtet, Abmeldezettel nach Muſter 2 jeweils 9 Uhr vor⸗ 
mittags und 9 Uhr abends der Polizeibehörde einzureichen. | 


' 
| 
\ 
| 
I 
| 


8 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Meldeordnung, die im Intereſſe der öffentlichen Sicher⸗ 
heit auf Grund des S 9 b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand erlaſſen iſt, werden mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre, bei mildernden Umſtänden mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 


1) Dieſe Faſſung ijt durch Verordnung vom 14. 7. 16 — Abt. III d Nr. 3001 — hergeſtellt. ‘ 
2) ” ” ” ” ” ” 13. 9. 16 - ” llld ” 4242 = u 


” 


— 2 — i 


we 


un ne 


= — — —ẽ— — — 


1500 Mark beſtraft, ſofern andere Geſetze nicht eine höhere Strafe anordnen. Als Zuwider⸗ 
handlung gilt auch eine falſche Angabe bei Ausfüllung des An- oder Abmeldezettels oder bei 
der Polizeibehörde. 

Dieſe Vorſchrift tritt mit dem 25.*) Juli d. Is. in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Muſter 1. 


Anmeldung. 
Geburts- 2 — 
Vor- und Zuname, 8 Dn ausfihtfier Sula» 
bei Frauen Wohnſitz ey sah zuletzt Zweck des Tag ver⸗ Bemerkungen 
Geburtsname Ort Tag Ort, Straße, Nr. polizeilich | Aufenthalts | der Abreiſe aun 
gemeldet und wohin | baltnis 
| 
| 
Falſche Angaben machen ſtrafbar ($ 7 der Verordnung vom 28. 6. 1916). Unterſchrift des Wohnungsgebers. 
Muſter 2. 
Abmeldung. 
— —— — — — — — 
Geburts- Abreiſe 
Vor- und Zuname, sil W ? W * 
bei Frauen | ohnſitz ARM Nächſte Adreſſe 
Geburtsname Ort Tag Ort, Straße, Nr. angemeldet 


| wann wohin 

| 

A — A — — — — —ä—ẽ' . H—Ul—A—œẽ!Pꝛᷣ—0 
| 


Falſche Angaben machen ſtrafbar ($ 7 der Verordnung vom 28. 6. 1916). Unterſchrift des Wohnungsgebers. 


) Dieſe Faſſung ijt durch Verordnung vom 14. 7. 16 — Abt. III d Nr. 3001 — hergeſtellt. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. 
Abt. llla Nr. 31889/1841 J. L. 


Allenſtein, den 21. Juni 1915. 


Anmeldepflicht für Ausländer. 
Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Korpsbereich des XX. Armee⸗ 
korps im Anſchluß an die Verordnung betreffend die Anmeldepflicht vom 3. Juni 1915 — 
Abt. Ma Nr. 27183/1666 — hinſichtlich der Ausländer folgendes beſtimmt: 

l $ 1. 

Jeder über 15 Jahre alte Ausländer — mit Ausnahme der Angehörigen der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie und der türfiihen Staatsangehörigen ) — hat ſich binnen 24 Stunden nach ſeiner 
Ankunft am Aufenthaltsorte unter Vorlegung ſeines Paſſes oder des ſeine Stelle vertretenden 
behördlichen Ausweiſes ($ 1 Abſ. 2 und $ 2 Abſ. 2 der Kaiſerlichen Verordnung vom 16. Dezember 1914 
N. G. Bl. S. 251) 2) bei der Ortspolizeibehörde (Reviervorſtand) perſönlich anzumelden. 

Ueber Tag und Stunde der Anmeldung macht die Polizeibehörde auf dem Paß unter 
Beidrückung des Amtsſiegels einen Vermerk. 


1) Die Ausnahme für die Angehörigen der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie und der Türkei ijt durch 
Verordnung vom 20. Juli 1915 — Abt. III a Nr. 37831/2317 — in Wegfall gebracht. Für dieſe 
gilt $ 1—8 ebenfalls. 

2) Jetzt: Verordnung über anderweite Regelung der Paßpflicht vom 24. Juni 1916 — N. G. Bl. 
S. 601 ff. 


§ 2. 

Desgleichen hat jeder Ausländer der im $ 1 bezeichneten Art, der ſeinen Wufenthalts- 
ort verläßt, ſich binnen 24 Stunden vor der Abreiſe bei der Ortspolizeibehörde (Polizeirevier) 
unter Vorzeigung ſeines Paſſes oder des ſeine Stelle vertretenden behördlichen Ausweiſes und 
unter Angabe des Reiſezieles perſönlich abzumelden. 

Der Tag der Abreiſe und das Reiſeziel wird von der Ortspolizeibehörde wiederum 
auf dem Paſſe vermerkt. : a 

ö § 3. 

Jedermann, der einen Ausländer entgeltlich oder unentgeltlich in ſeiner Behauſung 
oder in ſeinen gewerblichen und dergleichen Räumen (Gaſthäuſern, Penſionen uſw.) aufnimmt, 
iſt verpflichtet, ſich über die Erfüllung der Vorſchriften im § 1 ſpäteſtens 24 Stunden nach der 
Aufnahme des Ausländers zu vergewiſſern und im Falle der Nichterfüllung der Ortspolizei— 
behörde ſofort Mitteilung zu machen. 


§ 4. 

An- und Abmeldungen gemäß § 1 und 2 können miteinander verbunden werden, 
wenn der Aufenthalt des Ausländers an dem betreffenden Orte nicht länger als drei Tage 
dauert. 

§ 5. 


Die Ortspolizeibehörde (Reviervorſtand) hat über die ſich an- und abmeldenden Aus⸗ 
länder Liſten zu führen, die Namen, Alter, Nationalität, Paßnummer und Art des Paſſes, 
ſowie Tag der Ankunft, Wohnung und Tag der Abreiſe angeben. Zugänge, Abgänge und 
Veränderungen dieſer Liſte find täglich in den Landkreiſen dem Landrat, in den Stadtkreiſen 
dem Polizeiverwalter (Polizeipräſident, Erſter Bürgermeiſter), mitzuteilen. 


§ 6 
§ 6. 
Die über den Aufenthaltswechſel und die zwangsweiſe Entfernung gewiſſer Ausländer 
ſowie ihre periodiſche Meldepflicht für die Dauer des Krieges erlaſſenen allgemeinen Be- 
ſtimmungen bleiben unverändert beſtehen. 


5 
Dieſe Verordnung tritt am 30. Juni 1915 in Kraft. Die an dieſem Tage ortsan⸗ 
weſenden Ausländer haben die polizeiliche Anmeldung (§ 1) am 30. Juni 1915 vorzunehmen. 
Die Vorſchrift des § 3 findet dabei entſprechende Anwendung. 


§ 8. 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der $$ 1, 2, 3 und 7 find gemäß $ 9b 
des Geſetzes vom 4. 6. 51 über den Belagerungszuſtand mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
ſtrafbar, ſofern die beſtehenden Geſetze nicht eine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen. 


Der Kommandierende General. 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 6. Auguſt 1916. 


Abt. Wid Nr. 3393 I. L: 
Anmeldepflicht von Ausländern. 


Bekanntmachung. 


Im Anſchluß an meine Verordnungen vom 21. Juni!) und 20. Juli 1915 2) — Abt. 
llla Nr. 31889/1841 und 37831/2317 T. L. — beſtimme ich, daß Angehörige neutraler oder 
verbündeter Staaten, die im Korpsbereich ohne Päſſe oder mit nicht vorſchriftsmäßigen Päſſen 
(vorgeſchriebenen An- und Abmeldevermerk) angetroffen werden, ſofort in Haft zu nehmen find; 
Nach Feſtſtellung ihrer Unverdächtigkeit können ſie aus der Haft entlaſſen werden, jedoch iſt 
ihnen bis zur Beendigung des gegen ſie einzuleitenden Strafverfahrens Aufenthaltsbeſchränkung 
unter Androhung etwaiger Wiederinhaftnahme aufzuerlegen. 

Die in Eiſenbahnzügen betroffenen, nach Vorſtehendem in Haft zu nehmenden Ausländer 
ſind auf der nächſten größeren Station der Polizeibehörde zu übergeben. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier⸗ Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


1) Unmittelbar vor dieſer abgedruckt. 
2) Anm. 1 zu der unmittelbar vor dieſer abgedruckten Bekanntmachung. 


a en 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 6. Oktober 1916. 


Abt. lila Nr. 4616 T. I. 


Anmeldepflicht von Ausländern. 


In meiner Verordnung vom 16. 1. 1915 lila 2022/164 betr. Regelung der Paßpflicht !) ijt folgendes 
beſtimmt worden: 4 

Im Reichsgebiet und zum Weberjchreiten des Reichsgebiets gelten für öſterreichiſche und ungariſche 
Staatsangehörige, welche nicht im Beſitze eines Paſſes ſind, die Militärpapiere allgemein als genügender Ausweis. 

Dies gilt auch gegenüber der Verordnung vom 21. 6. 1916 betr. anderweite Regelung der Paßpflicht 
(Reichsgeſetzbl. Nr. 143 S. 599). Der Beſitz der Militärpapiere gibt aber keine Gewähr, daß die vorgeſchriebene 
Meldepflicht erfüllt iſt. 

Es wird deshalb angeordnet: 

Oeſterreichiſchen und ungariſchen Staatsangehörigen, die ſich nicht im Beſitze eines Paſſes, ſondern nur im 
Beſitze von öſterreichiſch-ungariſchen Militärpapieren befinden, ijt eine beſondere Beſcheinigung über An⸗ 
und Abmeldung zu erteilen. 

Ebenſo iſt zu verfahren gegenüber Inhabern anderer Ausweiſe, bei denen es nicht 
angängig ijt, daß die Meldebeſcheinigung auf den Ausweis jelbit geſetzt wird. 

Meine Verordnung vom 6. 8. 1916 (III d 3393) 2) findet auf die berechtigten Inhaber öſterreichiſcher 
und ungariſcher Militärpapiere keine Anwendung. 


Der Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


1) Aufgehoben durch Verordnung vom 19. Mai 1917 Abt. IIb Nr. 2588 — (nadjtehend abgedruckt) 
über Paßerſatz. 
2) Abgedruckt S. 26. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 25. September 1916. 


Abt. la/llla Nr. 18279 I. L. 


Verordnung 
über den Grenzverkehr im Bereiche des XX. Armeekorps. 


§ 1. Perſonenverkehr. 
A. Durchgangsverkehr. 


Der Uebertritt über die Reichsgrenze aus und nach dem Gebiet des ſtellvertretenden 
Generalkommandos XX. Armeekorps ohne Erlaubnis iſt verboten. Er darf ſtattfinden: 


1. nur an nachſtehenden Grenzübergangsſtellen: 
a) für den Bahnverkehr: Illowo⸗Bahnhof, Willenberg⸗Bahnhof, Dlottowen⸗Bahnhof, 
Proſtken⸗Bahnhof, 
b) für den Flußverkehr: nirgends, 
c) für den Landverkehr: Rywoczin, Napierken, Mlawka, Camerau, Flammberg, Friedrichshof, 
Dlottowen, Schwiddern, Bogusze, Sawadden, 


2. für den Landverkehr nur zu nachſtehenden Zeiten: in der Zeit vom 1. 4.— 30. 9. 
von 5 Uhr morgens bis 8 Uhr abends, in der Zeit vom 1. 10.—31. 3. von 7 Uhr morgens 
bis 6 Uhr abends. 

Ausnahmen finden nur ſtatt für Aerzte und Hebammen, die in eiligen Fällen die 
Grenze jeder Zeit überſchreiten dürfen. 

3. Der Grenzübertritt von Privatperſonen darf nur auf Grund einer Genehmigungs- 
urkunde (Grenzübertritts⸗Ausweis oder Paſſierſchein) erfolgen, die nur in Verbindung mit einer 
hi (Reiſepaß oder Perſonalausweis mit aufgeklebter und abgeſtempelter Photographie) 
gültig iſt. 

Im übrigen ſind für den geſamten Grenzverkehr maßgebend: 

a) die Paſſierſcheinvorſchrift des Kriegsminiſteriums vom 5. 7. 1915 (A. V. Bl. S. 310 pp.) “) 
b) die Verordnung des General⸗ Gouvernements Warſchau vom 10. 9. 1915 Abſ. III Ziffer 1 


*) Jetzt: 17. 8. 16 nebſt Anhang (A. V. Bl. S. 392, 497 und 520). 


E, 


und 21) nebjt den dazu ergangenen Zuſätzen, welche durch Verfügung des jtellvertretenden 
Generalkommandos vom 7. 2. 1916 la 1424 und vom 16. 4. 1916 lle Nr. 1429 mit⸗ 
geteilt find 2), ſoweit der Grenzübertritt in das Gebiet des General⸗ Gouvernements Warſchau 
erfolgt, alſo auf der Strecke: Weſtgrenze des Kreiſes Neidenburg bis zu dem Grenzorte 
Lyſſewen, Kreis Lyd, 8 

c) die Verfügung des Generalkommandos vom 18. 1. 16 lle 737613) betr. Durchreiſeſcheine 
Oberbefehlshaber Oſt, ſoweit das Gebiet Ob. Oſt von der Grenze XX. A. K. berührt 
wird. Von Lyſſewen ausſchl. bis Grenze mit I. A. K. 

Die Ausweiſe dürfen nur von den nach dieſen Beſtimmungen befugten Behörden und 
Dienſtſtellen ausgefertigt ſein und müſſen enthalten: den Grenzübertrittsort, das Reiſeziel, den 
Reiſezweck und die Reiſedauer. 

Wer ohne die vorgeſchriebenen Ausweispapiere die Grenze überſchreiten will, wird 
zurückgewieſen. 

d) Die im Beſitze von Aus- und Einreiſenden gefundenen abgelaufenen Päſſe ſind einzu⸗ 
ziehen und dem Generalkommando zur Weiterreichung der inländiſchen Päſſe an die aus⸗ 
ſtellende Behörde, der ausländiſchen an die Pazzentrale des ſtellvertretenden Generalſtabes 
der Armee einzureichen. (Kriegsmin. vom 30. 5. 16 Nr. 2948. 16. g A 1 und Gen. 
Kdo. lle 2683/16.) 

B. Kleiner Grenzverkehr. 


Der Grenznahverkehr regelt ſich nach beſonderer Verordnung 4). 


§ 2. Warenverkehr. 

1. Der Grenzverkehr mit Waren iſt nur ſoweit erlaubt, als er nach den Beſtimmungen 
des Vereinszollgeſetzes vom 1. 7. 1869 unter Berückſichtigung der Kaiſerlichen Verordnungen 
über Aus: und Durchfuhrverbote ſowie der vom Bundesrat beſchloſſenen vorübergehenden Ein- 
fuhr⸗ und Zollerleichterungen ſtattfinden darf. Er iſt an die Zollſtraßen gebunden und von 
der Zollbehörde zu überwachen. 

2. Wegen des Verkaufs von Waren an ruſſiſche Staatsangehörige, ſowie wegen des 
Anſammelns von Waren, Tieren und Fahrzeugen im Grenzbezirk wird auf die Verordnung 
des ſtellvertretenden Generalkommandos vom 24. Juli 1916 — Md Nr. 3204 J. 5) L. verwieſen. 


1) Sie lautet: III. Grenzverkehr. 


I 

Der Verkehr über die Reichsgrenze ijt an nachſtehende Urkunden gebunden: 

1. an einen Paß oder an eine Legitimationsurkunde entſprechend den Anforderungen der Kaiſerlichen 
Verordnung vom 16. 12. 1914, insbeſondere des § 3, oder der Verordnung des Generalgouverneurs 
in Warſchau betr. die Einführung des allgemeinen Paßzwanges vom 9. 9. 1915. 

. an einen Grenzausweis, dieſer kann fein: 

a) ein Ausweis zum einmaligen Grenzübertritt (Muſter C), wenn die Erlaubnis für eine einmalige 

Hin⸗ oder eine einmalige Hin- und Rückfahrt erteilt wird. 

Die Gültigkeit dieſer Ausweiſe ſoll bei einmaliger Hinfahrt 7 Tage, im übrigen 28 Tage 
nicht überſchreiten. 
Verlängerungen werden nur in dringenden Fällen und nur bis zur Höhe der urſprüng⸗ 
lichen Gültigkeitsdauer erteilt. 
b) ein Ausweis zum wiederholten Grenzübertritt (Muſter D) für höchſtens 28 Tage. 
Neue Scheine werden nur nach Abgabe der vorhergehenden ausgeſtellt. 
2. 
9 ijt für die Ausſtellung der Grenzausweiſe nach Deutſchland die Pahzentrale. 
ie Geſuche ſind bei den Feſtungsgouvernements, den Kreischefs und dem Polizeipräſidenten 
von Lodz einzureichen. In dringenden Fällen können die Kreischefs nach vorheriger Einholung der 

Genehmigung der Paßzentrale Grenzausweiſe zum einmaligen Grenzübertritt ausſtellen. Auf dieſen 

Ausweiſen ijt die Genehmigung der Paßzentrale beſonders zu vermerken. 

Für Reiſen aus Deutſchland nach dem General-Gouvernement ſind zur Erteilung der Grenzausweiſe 
zuſtändig: das Kriegsminiſterium, die ftello. Generalkommandos, das Oberkommando in den Marke 
mit Einverſtändnis der Paßzentrale und unter Benutzung der Muſter C und D. 

Für Perſonen, die zur Zeit des Reiſeantrittes nicht im Deutſchen Reiche wohnen, iſt in gleicher 
Weiſe der ſtellb. Große Generalſtab zuſtändig. 

Die Zuſätze lauten: Mitgeteilt durch — Ile Nr. 1429 — 

Zuſätzlich zu der Verordnung über den Perſonenverkehr vom 10. Dezember 1915 beſtimme ich: 

1. Zu Abſchnitt I Ziff. 1: Ein Reiſeſchein oder Durchlaßſchein ijt nicht erforderlich für Perſonen, 
die auf Grund der ſchriftlichen oder telegraphiſchen Ladung einer deutſchen Behörde oder eines 
deutſchen Beamten zu einem gerichtlichen Termin oder zu ihrer Vernehmung in Befolgung der 
Ladung nach dem in der Ladung bezeichneten Orte reiſen. 

Die Rückreiſe der geladenen Perſonen ijt ohne Reiſeſchein oder Durchlaßſchein zuläſſig, wenn 
die Stelle, die ſie geladen hat, ihnen eine Beſcheinigung darüber ausſtellt, daß ſie nach dem ange⸗ 
gebenen Orte zurückkehren können. Auf Grund dieſer Beſcheinigung muß die Reiſe ohne Verzug 
ausgeführt werden. 

. Die in der Verordnung vorgeſchriebenen Reiſeſcheine und Ausweiſe zum Grenzübertritt werden voll- 
gültig erſetzt durch eine telegraphiſch oder ſchriftlich von dem Generalgouvernement, Pahzentrale, 
ergangene und unterzeichnete Entſcheidung. : 

Der unter 1 vorerwähnte Abſchnitt II Ziff. 1 beſagt: 

Zur Reiſe unter Benutzung von Eiſenbahn, Kraftwagen, Kraftfahrrad, Fahrrad und Schiff inner⸗ 
halb des Gebiets des Generalgouvernements iſt ein Reiſeſchein erforderlich. 

Mitgeteilt durch — la Nr. 1424. —. 

Die Ausſtellung von Grenzausweiſen in dringenden Fällen — mit Genehmigung der pea — 
ſowie von Ausweijen zum Grenznahverkehr iſt in Erweiterung der Verordnung über den Perjonen- 
verkehr vom 10. Semptember 1915 auch den Militär- Gouvernements und Ortskommandanturen 
übertragen worden. 

3) Sie lautet: 
Nur diejenigen Zivilperſonen dürfen nach Anordnung des Herrn Oberbefehlshabers Oſt in das 
Gebiet und aus dem Gebiet Oberoft die Grenze paſſieren, welche im Beſitze eines vom Ober- 
bejehlshaber Oſt, Paßabteilung, ausgeſtellten „Durchreiſeſcheins Oberoſt“ find, der nur in Ver⸗ 
bindung mit einem Oberoſtpaß oder Paſſterſchen gültig iſt. 

4) Vgl. nachſtehende Verordnung vom 18. November 1916 — Abt. Illa Nr. 5463 — S. 34. 

5) Abgedruckt S. 33. 


3. Die im Intereſſe der Spionageabwehr erforderliche Prüfung von Waren und Ge⸗ 
päck hat gleichzeitig durch die Ueberwachungsſtellen zu erfolgen. f 

Zollſtraßen ſind: 

a) die Bahnſtationen: Illowo⸗Mlawa (Zollitelle Bhf. Illowo), Willenberg⸗Oſtrolenka 
(Zollſtelle Bhf. Willenberg), Dlottowen⸗Kolno (Zollitelle Bhf. Dlottowen) und Proſtken⸗ 
Grajewo (Zollitelle Bhf. Proſtken), 

b) die Landſtraßen: Illowo⸗Mlawa (Zollſtelle Bhf. Illowo), Flammberg⸗Chorzele (Zollſtelle 
Flammberg), Proſtken⸗Bogusze (Zollſtelle Proſtken), Dlottowen-Wincenta (Zollſtelle Bhf. 
Dlottowen), Sawadden⸗Tworski (Zollſtelle Sawadden), Friedrichshof-Dombrowo 
Gollſtelle Friedrichshof) 1). 

S 3. Fuhrwerksverkehr. 

Fuhrwerke aller Art (auch leer) dürfen nur an Zollſtraßen die Grenze überfahren. 
Ausgenommen ſolche unter militäriſcher Bedeckung, wobei ſich der Führer des Begleitkommandos 
über Zweck und Ziel des Transports ausweiſen muß. Kraftwagen mit Offizieren beſetzt iſt 
auch auf allen Straßen der Grenzübertritt geſtattet, ſofern ſie mit den vorgeſchriebenen Kraft⸗ 
wagen⸗Geleitſcheinen verſehen ſind. 

Außerhalb der Zollſtraße dürfen nur Beſitzer, die zu beiden Seiten der Grenze Land⸗ 
beſitz haben, die Grenze mit Ackergerät und Geſpannen und Erntewagen überfahren. 


S 4. Ein⸗ und Ausfuhr von Pferden. 

Die Ausfuhr von Pferden aus dem Korpsbezirk nach Rußland ijt verboten 2). Das- 
ſelbe gilt für die Einfuhr von Pferden aus Rußland in den Korpsbezirk. Die Einfuhr iſt nur 
ausnahmsweiſe den mit Ausfuhrerlaubnisſcheinen des General- Gouvernements Warſchau bezw. 
des Oberbefehlshabers Oſt verſehenen Perſonen geſtattet. Zur Ausſtellung von Erlaubnisſcheinen 
im Bereiche des Oberbefehlshabers Oſt (fiche § 1 Nr. 3c) find berechtigt: die Armeeober⸗ 
kommandos, die Etappeninſpektionen und die Kommandeure der Etappentrains. Die Einfuhr 
hat nur über die Grenzkreisſtädte Neidenburg, Ortelsburg, Johannisburg und Lyd zu erfolgen. 
Hierſelbſt find die Pferde den Kreistierärzten vorzuitellen und dürfen nur mit deren ſchriftlicher 
Genehmigung weitergeführt werden. Ausnahmen hiervon machen Transporte, die auf der 
Eisenbahn eingeführt werden und die vor dem Verladen auf Seuchen unterſucht ſind. 


S 5. Briefverkehr. 

Für Briefe, Druckſchriften uſw. kommt die Verordnung des ſtellvertretenden General⸗ 
kommandos XX. A. K. vom 17. 5. 16 Ib 1762“ d 2030 und die hierzu erlaſſene Bekannt⸗ 
machung vom gleichen Tage in Anwendung 3). 

Dieſe Vorſchrift gilt nicht für Militär⸗ oder Zivilperſonen, die im Auftrage von Militar, 
Reichs⸗ oder Staatsbehörden Dienſtbriefe oder andere Schriftſtücke oder Druckſachen dienſtlichen 


Inhalts befördern. 
§ 6. Strafbeſtimmungen ). 

1. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, ſofern die beſtehenden Geſetze 
keine höheren Strafen feſtſetzen, nach Maßgabe des § 9b des Pr. Geſetzes vom 4. 6. 1851 
(G. S. S. 451) und gemäß § 1 des Reichsgeſetzes vom 11. Dezember 1915 (R. G. Bl. S. 313) 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder 
mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 

Als Zuwiderhandlung gilt auch der Mißbrauch des Grenzſcheines ſowie falſche Wn- 
gaben bei der Grenzkontrolle. 

2. Der Verſuch einer Zuwiderhandlung iſt ſtrafbar. Strafbar macht ſich auch, wer zu 
einer Zuwiderhandlung gegen eine der vorſtehenden Beſtimmungen auffordert oder anreizt. 


§ 7. Schlußbeſtimmungen. 
1. Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

2. Die Ueberwachung des Grenzverkehrs erfolgt durch die Zollbehörde und durch die 
der Zollbehörde beigegebenen Militärperſonen, erkenntlich an grüner Binde. Die Paßkontrolle 
erfolgt durch beſondere Militärkommandos, erkenntlich an gelber 5) Binde. Die Militärperſonen 
find als Wachen im Sinne des $ 111 Mil. Str. G. B. anzuſehen, ſofern fie ſich in Ausübung 
des Dienſtes befinden und als jolhe an der grünen bezw. gelbens) Armbinde erkenntlich find. 

3. Die Verordnung des Oberbefehlshabers Dit (IIb Nr. 4097) vom 22. 5. 15 betr. 
Grenzverkehr wird hierdurch für den Bereich des XX. Armeekorps aufgehoben; ebenſo die Ver⸗ 
ordnung des ſtellvertretenden Generalkommandos vom 1. 11. 15 betr. den Grenzverkehr im 
Bereiche des XX. Armeekorps. 

4. Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 26. 7. 1897 betr. das Verwaltungsſtrafver⸗ 
fahren bei Zuwiderhandlungen gegen die Zollgeſetze und des Vereinszollgeſetzes vom 1. Juli 
1869 behalten ihre Rechtswirkſamkeit, ſoweit ſie nicht durch vorſtehende Vorſchriften geändert ſind. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


) Die Landſtraße Friedrichshof⸗Dombrowo als Zollſtraße iſt durch Verordnung vom 8. März 1917 
— Abt. lil d Nr. 1129 — hinzugefügt. 
Bgl. Verordnung vom 30. November 1916 — Abt. la Nr. 9467 — über Pferdeausfuhr im allge- 
meinen (Abſchnitt VIII). 
Die beiden Erlaſſe ſind S. 30 abgedruckt. 
Ergänzung der Strafbeſtimmungen vgl. Verordnung vom 15. Mai 1917 — Abt. IIIb Nr. 2509 —, 
nachſtehend abgedruckt. 
Die Farbe der Binde iſt durch Verordnung vom 15. November 1916 — Abt. IIIa Nr. 5232 — aus 
„weiß“ in „gelb“ geändert. 


a A E 


Stellv. Generalfommando ; 
XX. Armeeforps. Allenſtein, den 17. Mai 1916. 


Abt. IIb Nr. 1762, Illd 2030 T. L. 


Die über die Reichsgrenze mitzunehmende n 
Schriften und Druckſachen. 


Verordnung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird auf Grund der SS 4 und 9b des 
Pr. Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 in Verbindung mit dem Reichs- 
geſetz vom 11. Dezember 1915 folgendes beſtimmt: 


$ 1. 

Wer es unbefugt unternimmt, Briefe, Poſtkarten oder ſchriftliche oder gedruckte Auf- 
zeichnungen, die Briefe oder Poſtkarten zu vertreten beſtimmt ſind, unter Umgehung des ordent⸗ 
lichen Poſtweges von oder nach dem Ausland über die Reichsgrenze, d. i. die verfaſſungsmäßig 
feſtgelegte Grenze des Deutſchen Reichs, zu bringen, wird mit Gefängnis bis zu 1 Jahre *) beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe bis 1500 
Mark“) erkannt werden. 

Reiſende, die die Reichsgrenze überſchreiten, ſind verpflichtet, alle Schriften, Druckſachen 
oder Aufzeichnungen, die ſie bei ſich führen oder in ihrem Gepäck befördern, an der Grenzſtelle 
vorzulegen, desgleichen etwaige Umſchläge, Pakete, Koffer, worin ſolche Schriften uſw. amtlich 
verſchloſſen ſind. Dasſelbe gilt für Karten, Zeichnungen techniſcher Art, Pläne, Gelände⸗ 
abbildungen, Films oder ſonſtige bildliche Wiedergaben von Gegenſtänden. 

Wer es ungeachtet einer Aufforderung einer Militärperſon oder eines Beamten des 
Grenzſchutzes unterläßt, die in Abſatz 1 bezeichneten Gegenſtände vorzulegen, wird mit Gefängnis 
bis zu 1 Jahre beſtraft “). 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe bis 1500 
Mark erkannt werden. 

§ 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2 


*( Die Strafandrohungen find durch Verordnung vom 26. Mai 1916 — Abt. HI d Nr. 2030 — in dieſe 
Faſſung gebracht. 


Bekanntmachung. 


Zu der Verordnung vom 17. Mai 1916 — Abt. IIb Nr. 1762, Id Nr. 2030 — 
betreffend die über die Reichsgrenze mitzunehmenden Schriften und Druckſachen, wird folgendes 
bekannt gemacht: 

1. Reiſende dürfen grundſätzlich keinerlei Schriften oder Druckſachen mit über die 
Reichsgrenze nehmen. 

2. Briefe, Poſtkarten und ſonſtige Aufzeichnungen, die Mitteilungen an einen andern 
enthalten, ſind auf den ordentlichen Poſtweg zu leiten. 

3. Ausnahme: Schriften und Druckſachen, insbeſondere Geſchäftspapiere, dürfen aus⸗ 
nahmsweiſe mitgenommen werden: 

a) wenn ihre Mitnahme zur Erfüllung des Reiſezwecks unbedingt erforderlich iſt, 
b) wenn ſie auf das unbedingt notwendige Maß beſchränkt ſind und 
c) vor der Grenzüberſchreitung amtlich geprüft werden. 

4. Zur Vermeidung von Unzuträglichkeiten an der Grenzübergangsſtelle iſt es geboten, 
daß der Reiſende die nach Nr. 3 mitzunehmenden Schriften und Druckſachen vor dem Antritt 
der Reije amtlich prüfen und einſiegeln läßt. ; 

Zu dieſem Zweck wendet er ſich im Inland mündlich oder ſchriftlich an eine militäriſche 
Poſtüberwachungsſtelle oder eine vom ſtellbertretenden Generalkommando dazu beſtimmte andere 
Dienſtſtelle. 

Dieſe Dienſtſtellen find für den Bereich des XX. Armeekorps: 

a) Das Generalkommando 

b) Poſtüberwachungsſtelle des Kriegsgefangenen⸗Lagers * Holland 

e ” ” ” E ” THs. 
5. Der Reijende kann nur dann erwarten, daß die Mitnahme der Schriften uſw. 
keinen weiteren Schwierigkeiten an der Grenze begegnet, wenn Siegel und Hülle gänzlich 
unbeſchädigt ſind. : ad 

Der Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 

A la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 
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Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 2. Oktober 1916. 


Abt. llla Nr. 4521 TI. I. 


Perſonalausweis im Grenzbezirk. 


Verordnung. 


Die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſene Verordnung betr. den Perſonal⸗ 
ausweis im Grenzbezirk des XX. Armeekorps vom 20. 7. 1916 ld Nr. 2572, bezüglich deren 
ich mir den Zeitpunkt des Inkrafttretens vorbehalten hatte, erhält folgende Faſſung: 

§ 1. 

Im Bereich des XX. Armeekorps wird ein Grenzbezirk gebildet, der einerſeits von der 
verfaſſungsmäßig feſtgelegten Reichsgrenze, andererſeits von der alten Zollbinnenlinie mit folgenden 
Abänderungen begrenzt wird: 

Abänderungen 
a) im Kreiſe Lyck: Binnenlinie des Zollgrenzbezirks ſüdlich Sibba laufend, ſodaß die neue 
Linie gradlinig von Mroſen nach Neuendorf führt; 
b) im Kreiſe Johannisburg: Binnenlinie des Zollgrenzbezirks mit Herauslaſſung der Städte 
Bialla und Johannisburg, ſodaß die neue Linie ſüdlich entlang der Gemarkungsgrenzen läuft; 

c) im Kreiſe Ortelsburg: vom Schnittpunkt der Zollbinnenlinie mit der Bahnlinie bei Station 
Puppen bildet die Bahn die Nordgrenze der neuen Linie bis Station Olſchienen. führt 
von dort über Wawrochen — Pruſſoborrek—Worfengrund — Groß Schiemanen —Grüneberge — 
Weſſolowen nach Malga unter Einſchluß dieſer Ortſchaften; 
im Kreiſe Neidenburg: die neue Linie führt auf der Straße Malga nach Wallendorf, 
von da unmittelbar nach Grünfließ, Chauſſee Grünfließ — Neidenburg, dann öſtlich und 
ſüdlich um Neidenburg herum, ſodaß Berghof und Albrechtsau draußen, Piontken und 
Klein Olſchau innerhalb des Grenzbezirks bleiben; dann Chauſſee Neidenburg— Soldau 
unmittelbar ſüdlich um Soldau am Soldaufluß herum nach der Chauſſee Soldau—Lauten- 
burg, dieſer folgend bis Pialaſchken, fortführend über Skarpin, Heinrichsdorf nach Schreibers⸗ 
dorf bis zur Grenze mit Weſtpreußen. 

ee 

Alle über 14 Jahre alten Perſonen, die ſich in dieſem Grenzbezirk dauernd oder vor⸗ 
übergehend aufhalten oder ihn betreten wollen, müſſen einen behördlich ausgeſtellten Perſonal⸗ 
ausweis nach vorgeſchriebenem Muſter mit aufgeklebter und abgeſtempelter Photographie mit 
ſich führen und den Sicherheitsbeamten auf deren Verlangen vorzeigen. 

Die geſetzlichen Vertreter Minderjähriger haben dafür zu ſorgen, daß letztere bei Voll⸗ 
endung des 14. Lebensjahres mit einem Perſonalausweis verſehen ſind. 

Ein vorſchriftsmäßig ausgeſtellter Paß oder Paßerſatz (vgl. Verordn. vom 21. 6. 1916 
R. G. Bl. 599 betr. anderw. Regelung der Paßpflicht) oder ein mit Photographie verſehener 
polizeilicher Ausweis erſetzt den Perſonalausweis. Der polizeiliche Ausweis muß von der 
Polizeibehörde des Wohnorts oder dauernden Aufenthaltsortes ausgeſtellt und mit einer Perſonal⸗ 
beſchreibung, eigenhändiger Unterſchrift und einer aufgeklebten und abgeſtempelten Photographie 
des Inhabers aus neueſter Zeit ſowie mit einer amtlichen Beſcheinigung darüber verſehen ſein, 
daß der Inhaber des Ausweijes tatſächlich die durch die Photographie dargeſtellte Perſon iſt 
und die Unterſchrift eigenhändig vollzogen hat. 

Für ruſſiſch⸗polniſche Arbeiter ijt zum Betreten des Grenzbezirks oder zum 
Aufenthalt in ihm ſtets der Perſonalausweis nach Vorſchrift der SS 2 und 4 
erforderlich. Derſelbe kann weder durch Paß noch Paßerſatz noch polizeilichen Aus— 
weis erſetzt werden ). 

Die im Beſitze ſolcher Arbeiter befindlichen, von Ober-Oſt oder vom 
General-Gouvernement Warſchau ausgeſtellten Päſſe ſind ihnen von der Polizei- 
behörde ihres Aufenthaltsortes im Grenzbezirk abzunehmen und bis zur Geſtattung 
der Heimkehr aufzubewahren ). 

§ 3. 


Zureiſende im Alter über 14 Jahre, die den Grenzbezirk betreten wollen und ſich nicht 
im Beſitz einer der vorerwähnten Urkunden befinden, haben ſich vor Eintritt in den Grenzbezirk 
einen Perſonalausweis bei dem für ihren Zielort zuſtändigen Landratsamt zu beſchaffen. 


d 


— 


§ 4. 
Die Perſonalausweiſe, die ſich in den Händen von Ausländern befinden, müſſen als 
ſolche gekennzeichnet ſein. 
Zu dieſem Zwecke ſind ſie ſowohl auf der Außenſeite als auch über der Photographie 
mit einem in grüner Farbe hergeſtellten ſchräg verlaufenden Vermerk (Aufſchrift oder Aufdruck) 
„Ausländer⸗Ruſſe“ oder „Ausländer⸗Engländer“ pp. zu verſehen. 


Y Dieſer Abſatz iſt durch Verordnung vom 10. Januar 1917 — Abt. lla Nr. 5985 — zugefügt. 


a Ih a 


§ 5. 


Die Ausitellung von Erlaubnisſcheinen, die zum beliebig häufigen Eintritt in den 
Grenzbezirk oder zum Aufenthalt daſelbſt berechtigen, kann erfolgen: 


a) für deutſche Militärperſonen, Reichs-, Staats⸗ und Gemeindebeamten, die ſich nicht in 
Aniform befinden, von der vorgeſetzten Dienſtſtelle in Form eines mit der Unterſchrift des 
Vorſtehers der Dienſtſtelle, mit Dienſtſtempel und mit aufgeklebter und abgeſtempelter 
Photographie des Inhabers verſehenen Ausweifes. 

Militärperſonen in Aniform weiſen ſich durch ihre Militärpapiere aus. Zivil⸗ 
beamte in Uniform und die mit einer Dienſtmütze verſehenen, zum Zug— 
begleitperjonal gehörigen Eiſenbahnbedienſteten weiſen ſich durch die Beſcheinigung, 

der vorgeſetzten Dienſtſtelle (ohne Photographie) aus 1). 

b) für auswärtige Arbeiter, insbeſondere für auswärtige landwirtſchaftliche Arbeiter, Bau⸗ 
handwerker und ſonſtige Perſonen, die im Intereſſe des Heeres oder des Wiederaufbaues 
der Provinz im Grenzgebiet beſchäftigt werden ſollen, bei dem für den Zielort zuſtändigen 
Landratsamte. 

Andere Ausnahmen können vom Generalkommando zugelaſſen werden. 


§ 6. 

In allen Fällen müſſen die Photographien jo beſchaffen ſein, daß jie den Inhaber ohne 
weiteres erkennen laſſen. Wird ein Perſonalausweis oder die auf ihm befindliche Photographie 
unbrauchbar, läßt insbeſondere letztere den Inhaber nicht mehr ohne weiteres erkennen, ſo muß 
dieſer oder ſein geſetzlicher Vertreter ſich einen neuen Perſonalausweis bei dem für ihn zuſtändigen 
Landratsamte verſchaffen unter Vorlage einer Beſcheinigung der Polizeibehörde ſeines Wohnſitzes 
oder Aufenthaltsortes über ſeine Perſönlichkeit (ohne Photographie) und des unbrauchbar 
gewordenen Ausweiſes. 


§ 7. 
Die erſtmalige Ausſtellung des Perſonalausweiſes und Erlaubnisſcheines erfolgt ſtempel⸗ 
und gebührenfrei. 


Es können dabei vorgelegte eigene Photographien aus neueſter Zeit verwendet werden. 


Erfolgt die photographiſche Aufnahme einer der unter Ziffer 5 b bezeichneten Perſonen 
nicht am Sitze des für ihren Zielort zuſtändigen Landratsamtes, ſo hat ſie oder die ſie einführende 
Behörde, Organiſation oder Firma für die Herſtellung der Photographie zu ſorgen und die 
dadurch entſtehenden Koſten zu tragen. 


Diejenigen Perſonen, die ſich von einer der zu photographiſchen Aufnahmen beſtellten 
Kommiſſionen hätten photographieren laſſen können, dies aber ohne berechtigten Entſchuldigungs⸗ 
grund (Krankheit, Abweſenheit, nachträglicher Zuzug uſw.) unterlaſſen haben, haben die Koſten. 
für die nachträgliche Photographieaufnahme zu tragen. Die Richtigkeit des etwaigen Entſchuldigungs⸗ 
are 5 durch eine Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde oder des zuſtändigen Gendarms. 
nachzuweiſen. 


Jede weitere Ausſtellung des Perſonalausweiſes und Erlaubnisſcheines koſtet eine 
Gebühr von 3 Mark. 
$ 8. 


Der Verlujt eines Perſonalausweiſes iſt von dem bisherigen Inhaber oder von dem 
geſetzlichen Vertreter Minderjähriger unverzüglich dem zuſtändigen Ortsvorſtand und von dieſem 
unter möglichſt genauer Angabe des Inhalts dem Landratsamt anzuzeigen. Gleichzeitig hat ſich 
der frühere Inhaber oder der geſetzliche Vertreter Minderjähriger bei dem Landratsamte einen 
neuen Ausweis zu beſchaffen, ſofern der Aufenthalt im Grenzbezirk beſtehen bleibt. 


Im Falle des Todes des Inhabers iſt der Perſonalausweis von deſſen Erben oder 
deſſen geſetzlichem Vertreter, falls er minderjährig war, innerhalb 3 Tagen nach Eintritt des 
Todes der Polizeibehörde des Sterbeortes abzuliefern. 


§ 9. 


Die für den Grenzbezirk des I. und XVII. Armeekorps ausgeſtellten Perſonalausweiſe 
berechtigen auch zum Aufenthalte in dem zum Bereiche des XX. Armeekorps gehörigen Grenz⸗ 
bezirke. Ebenſo haben die ftellv. Generalkommandos I. und XVII. Armeekorps beſtimmt, daß die 
für den Grenzbezirk des XX. Armeekorps ausgeſtellten Perſonalausweiſe auch zum Aufenthalte 
in ihren Grenzbezirken berechtigen. 

§ 10 2). 

Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen ſind gemäß § 9b des 
Geſetzes vom 4. 6. 1851 über den Belagerungszuſtand und gemäß § 1 Geſ. vom 11. 12. 1915 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre, wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe 
beſtimmen, bei Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mk. ſtrafbar. 


) Dieſe Faſſung iſt durch Verordnung vom 19. November 1916 — Abt. IIIa Nr. 5468 — angeordnet. 
2) Ergänzung der Strafbeſtimmungen vgl. Verordnung vom 15. Mai 1917 — Abt. IIIb Nr. 2509 — 
nachſtehend abgedruckt. 


Pate” ee 


In gleiher Meije wird bejtraft: 

a) wer bei Ausitellung des Perſonalausweiſes unwahre Angaben macht, f 

b) wer mit gefälſchtem oder ihm nicht zuſtehendem Paß, Paßerſatz, polizeilichen Ausweis, 
Perſonalausweis oder Erlaubnisſchein den Grenzbezirk betritt oder ſich in ihm aufhält, 

c) wer ſeinen Paß, Paßerſatz, polizeilichen Ausweis, Perſonalausweis oder Erlaubnisſchein 
einer anderen Perſon überläßt, 

d) wer ſeinen Paß, Paßerſatz, polizeilichen Ausweis, Perſonalausweis oder Erlaubnisſchein 
ſonſt mißbräuchlich verwendet, 

e) wer bei der Perſonenkontrolle falſche Angaben macht, 

f) wer es in ſchuldhafter Weiſe verabſäumt, die ſeiner Beaufſichtigung unterſtehenden Minder⸗ 
jährigen zur Befolgung der ſie betreffenden Vorſchriften hinreichend anzuhalten; daneben 
kommt § 56 R. St. G. B. zur Anwendung. 

In allen Fällen iſt auch der Verſuch ſtrafbar. 


Strafbar macht ſich auch, wer zu einer Zuwiderhandlung gegen eine der vorſtehenden 
Beſtimmungen auffordert oder anreizt. 


§ 11. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. November 1916 in Kraft. 


Der Kommandierende General. 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
A la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 24. Juli 1916. 


Abt. ld Nr. 3204 T. I. 


Warenverkauf im Grenzbezirk. 


Verordnung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird folgendes beſtimmt: 


1. Im Grenzbezirk — vergl. Verordnung des ſtellvertretenden Generalkommandos 
XX. Armeekorps vom ) 20. Juli 1916 — Abt. III d Nr. 2572 T. L. — ijt es verboten, an ruſſiſche 
Staatsangehörige, mit Ausnahme der ruſſiſchen Gefangenen und Arbeiter, die in einem feſten 
Dienstverhältnis ſtehen, Waren, die dem Ausfuhrverbot des Reichskanzlers unterliegen, entgeltlich 
oder unentgeltlich zu verabfolgen, zukommen zu laſſen oder zu beſorgen. 


2. Innerhalb des Grenzbezirks iſt es Perſonen, die nicht in offenen Geſchäften Waren⸗ 
handel treiben, verboten, Waren in ſolchen Mengen aufzubewahren, anzuſammeln, niederlegen 
zu laſſen oder Gelegenheit hierzu zu geben, die den Bedarf zum Gebrauch oder Verbrauch in 
der eigenen Wirtſchaft überſteigen. 


pi 3. Ferner ijt es im Grenzbezirk verboten, Tiere und Fahrzeuge zum Zweck des ver- 
9 2 Grenzverkehrs anzuſammeln, aufzubewahren, unterſtellen zu laſſen oder Gelegenheit dazu 
. zu geben. 
Zuwiderhandlungen find nach dem § 9b des Mae a vom 4. 6. 1851 (Br. G. S. 
©. 451) jowie nad) $ 1 des Geſetzes vom 11. 12. 1915 R. G. Bl. S. 813) ſtrafbar. 


Der Verſuch iſt ſtrafbar, ebenſo die Aufforderung oder Anreizung zu einer Zuwider⸗ 


handlung. 
Der Kommandierende General 
4 Graf v. Schlieffen 
A General der Kavallerie 
u à la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 
* „) Jetzt 2. Oktober 1916 — Abt. Illa Nr. 4521 —, die an die Stelle der Verordnung vom 20. Juli 1916 


of getreten ijt; vgl. unmittelbar vorſtehend. 


* 


Gtellv. Generalfommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 18. November 1916. 


Abt. Ila Nr. 5463 T. L. 


Kleiner Grenzverkehr. 


Verordnung. 


Auf Grund des $ 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand in Verbindung mit 
dem Reichsgeſetz vom 11. Dezember 1915 ſowie auf Grund des § 4 der Kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung vom 21. Juni 1916 (R. G. Bl. S. 599 ff.) wird für die Regelung des Grenz⸗ 
nahverkehrs zwiſchen dem Gebiete des unterzeichneten Generalkommandos und demjenigen des 
Kaiſerlich Deutſchen Generalgouvernements Warſchau folgendes beſtimmt: 


SL: 
Die Bewohner der Grenzkreiſe an der Reichsgrenze, die infolge ihrer wirtſchaftlichen 
Betätigung zum dauernden Verkehr über die Grenze nach den unmittelbar gegenüberliegenden 
Grenzkreiſen gezwungen find, bedürfen zum Ueberſchreiten der Grenze: 


a) eines Paſſes oder eines mit Photographie verſehenen amtlich abgeſtempelten Perſonal⸗ 
ausweiſes. (Paßerſatz nach der Paßverordnung vom 21. 6. 16 R. G. Bl. S. 609). 
Für deutſche Reichsangehörige genügt als ſolcher der zum Aufenthalt im deutſchen Grenz⸗ 
bezirk auf Grund der Verordnung des Generalkommandos vom 2. 10. 16 Ula Nr. 4521 
T. L. ausgeſtellte amtliche Perſonalausweis. 


Von dieſem Paß⸗ oder Perſonalausweiszwang find befreit: Kinder unter 14 Jahren 
beim Grenzverkehr nach Polen, ſolche unter 15 Jahren beim Grenzverkehr nach Deutſchland. 


b) eines Grenzausweiſes und zwar: 
. für diejenigen Bewohner, die täglich die Grenze hin und zurück paſſieren müſſen, 
nach Muſter A (grau); 
2. für diejenigen landwirtſchaftlichen Arbeiter und Angeſtellte, die auf beſtimmten Gütern. 
des gegenüberliegenden Grenzkreiſes beſchäftigt werden, nach Muſter B (blau); 
3. für alle übrigen Grenzbewohner nach Muſter C (rot). 


Unter wirtſchaftlicher Betätigung find grundſätzlich nur die notwendigen land- und 
forſtwirtſchaftlichen Arbeiten derjenigen Grenzbewohner, die zu beiden Seiten der Grenze Grund⸗ 
beſitz haben, zu verſtehen, ſowie die Ausübung der beruflichen Tätigkeit durch Arbeiter, Hand⸗ 
lungsgehilfen und ſonſtige Angeſtellte, die unmittelbar an der Grenze wohnen und in einem 
Betriebe jenſeits der Grenze in einem feſten Vertragsverhältnis ſtehen. 


Ferner können deutſchen Aerzten, Tierärzten und Hebammen zur Ausübung ihres Be⸗ 
rufs, Perſonen, die im Intereſſe des Heeres im Wirtſchaftsbetriebe zwiſchen zwei Grenzorten 
tätig ſind, Ausweiſe zum Grenznahverkehr ausgeſtellt werden. 


Zur Ausſtellung der Grenzausweiſe ſind zuſtändig im Grenzgebiet des XX. Armee⸗ 
korps nur das ſtellvertretende Generalkommando XX. Armeekorps, im Gebiete des General⸗ 
gouvernements Warſchau die Militärgouverneure, die dieſe Berechtigung unter ihrer Verant⸗ 
wortung auf die Kreischefs und Ortskommandanturen übertragen können. 


83 
Ss 8 
Die Grenzausweiſe können auf die Dauer bis zu 3 Monaten ausgeſtellt werden. Die 
hierfür zu erhebenden Gebühren betragen 2 Mark. 
Sie können in beſonderen Fällen von der Ausgabeſtelle ganz oder teilweiſe erlaſſen werden. 


$ 4 (Strafbeſtimmungen) ). 5 
Wer die vorſtehenden Anordnungen übertritt, zu ihrer Uebertretung auffordert, anreizt, 
eine Uebertretung verſucht oder unternimmt, wird auf Grund des $ 9b des preuß. Geſetzes 
vom 4, 6. 1851 (G. S. S. 451) und gemäß S 1 des Reichsgeſetzes vom 11. 12. 1915 
(R. G. Bl. 813) mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände 
mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


In gleicher Weiſe wird die Veräußerung oder der rechtswidrige Erwerb der Grenz⸗ 
ausweiſe beſtraft. 


) Ergänzung der Strafbeſtimmungen vgl. Verordnung vom 15 Mai 1917 — Abt. IIIb Nr. 2509 — 
nachſtehend abgedruckt. 


u Be 


Unter dieſe Verordnung fallen nicht deutſche und öſterreich-ungariſche Militärperſonen 
und Beamte in Uniform, deutſche Beamte in Zivil (einſchl. der zum Zugbegleitperſonal gehörigen 
männlichen und weiblichen Eiſenbahnbedienſteten), die ſich durch eine Legitimation ihrer vorgeſetzten 
Stelle ausweiſen, ſowie die im Dienſte des Verwaltungschefs bei dem Generalgouvernement 
Warſchau ſtehenden Perſonen, die ſich durch eine Legitimation des Verwaltungschefs ausweiſen. 
Soweit die letzteren nicht Uniform tragen, muß die Legitimation mit abgeſtempelter Photographie 
verſehen ſein. 

Ferner find die Telegraphen- und Eiſenbahnarbeiter ausgenommen Für dieſe genügen 
die von ihrer vorgeſetzten Behörde ausgefertigten und mit abgeſtempelter Photographie ver⸗ 
ſehenen Ausweiskarten. 

S 6. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Alle früheren, den Grenznahverkehr betreffenden Beſtimmungen werden aufgehoben. 


Der Stellv. Kommandierende General 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 


Stellv. Generalkommando ' 
XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 19. Mai 1917. 


Abt. IIb Nr. 2588 I. I. 
Perſonalausweiſe als Paßerſatz. 
Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
in Verbindung mit Ziff. 9 Abſ. 2 der Ausführungsvorſchriften zu der Verordnung über ander⸗ 
weite Regelung der Paßpflicht vom 24. Juni 1916 — R. G. Bl. S. 601 ff. — wird für 


den Bereich des XX. Armeekorps und der Feſte Boyen beſtimmt: 


1; 

Als Paßerſatz für den Grenzübertritt oder den Aufenthalt von Ausländern im Reichs⸗ 
gebiet — Ziff. 9 Abſ. 2 der Ausführungsvorſchriften zur Paßverordnung — wird vom 
1. Juni 1917 ab nur noch der Perſonalausweis nach dem Muſter in der Reichskanzler⸗ 
Bekanntmachung vom 24. Juni 1916 auf Seite 609 des R. G. Bl. 1916 ausgeſtellt. 


2 
Nach Ziff. 9 Abſ. 2 der Ausführungsvorſchriften zu der Paßverordnung bisher zu⸗ 
gelaſſene anderweitige Perſonalausweispapiere verlieren mit dem 1. September 1917 ihre 
Gültigkeit. 
3. 
Die für ausländiſche Arbeiter allgemein zugelaſſenen, von der deutſchen Arbeiterzentrale 
ausgeſtellten Legitimationskarten behalten dagegen nach wie vor ihre Gültigkeit. 


4. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1917 in Kraft. 
Mit dem gleichen Zeitpunkt werden die Erlaſſe vom: 
11. Januar 1915 — Abt. llla Nr. 1073/84 — 
16. Januar 1915 — Abt. Mla Nr. 2022/164 — 
28. Januar 1915 — Abt. Illa Nr. 4088/284 — 
13. Februar 1915 — Abt. llla Nr. 5759461 — 
6. Oktober 1916 — Abt. Illa Nr. 4616 — : 
letzterer, ſoweit er ſich auf öſterreichiſch-ungariſche Militärpapiere bezieht, 
unwirkſam mit der aus Nr. 2 vorſtehend erſichtlichen Maßgabe, daß die bisherigen Aus weiſe 
erſt mit dem 1. September 1917 ihre Gültigkeit verlieren. 
Die Vorſchriften über Perſonalausweis im Grenzbezirk und über den kleinen Grenz⸗ 
verkehr, insbeſondere die Verordnungen vom 2. Oktober 1916 — Abt. Mla Nr. 45211) — 
und 18. November 1916 — Abt. llla Nr. 5463 2) — bleiben unberührt. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 


1) Vgl. S. 31. 
2) Vgl. S. 34. 


Stellv. Generaltommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 15. Februar 1917. 


Abt. llla Nr. 465 I. I. 
Ae e Bekanntmachung. f 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird auf Grund des 'S 9b des Geſetzes vom 
4. Juni 1851 über den Belagerungszuſtand für den Bereich des XX. Armeekorps beſtimmt: 

Die von einer Militär⸗ oder einer Zivilbehörde ausgeſtellten Päſſe und ſonſtigen Aus⸗ 
weispapiere, welche zur Feſtſtellung der Perſönlichkeit des Inhabers dienen, ſind nicht über⸗ 
tragbar. Wer einen ſolchen für ihn ausgeſtellten Ausweis an einen anderen zur Benutzung 
weitergibt ſowie wer einen ſolchen nicht auf ſeine Perſon lautenden Ausweis vorzeigt, um die 
feſtſtellenden Beamten und Behörden über ſeine Perſon zu täuſchen, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre, beim Vorliegen mildernder Umſtände mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


Der Stellv. Kommandierende General 
von Pannewitz. 


) Vgl. die unmittelbar nachfolgende Verordnung vom 15. Mai 1917 — Abt. IIIb Nr. 2509 —. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 15. Mai 1917. 


Abt. Ib Nr. 2509 I. I. 


Ergänzung der Strafbeſtimmungen für Zu⸗ 
widerhandlungen gegen die Paßvorſchriften. 
Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
und der Feſte Boyen zur Ergänzung der Strafbeſtimmungen für Zuwiderhandlungen gegen die 
Paßvorſchriften“) verordnet: 

Gemäß § 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 und 
S des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 wird, ſofern nicht nach den allgemeinen Strafge⸗ 
ſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Gefängnis bis zu einem Jahre, beim Vorhandenſein 
mildernder Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis 1500 Mart beſtraft, 

1. wer die Reichsgrenze unbefugt überſchreitet oder wer zwar zum Grenzübertritt be— 
fugt iſt, aber die Reichsgrenze nach oder aus dem neutralen Auslande an anderen Stellen 
als den von den Militärbefehlshabern eingerichteten Grenzübergangsſtellen überſchreitet, 

2. wer ſich bei einer von einem Militärbefehlshaber eingerichteten Grenzübergangsſtelle 
der militäriſchen Prüfung entzieht, 

3. wer eigenmächtig von den Reiſezielen oder Reiſewegen abweicht, die ihm im Sicht⸗ 
vermerk einer zum Ausweiſe ſeiner Perſon für den Aufenthalt im Reichsgebiet oder für den 
Uebertritt über die Reichsgrenze beſtimmten Urkunde vorgeſchrieben ſind, 

4. wer vorſätzlich den zur Ueberwachung des Grenzverkehrs erlaſſenen Anordnungen 
der militäriſchen Grenzſtellen zuwiderhandelt, 8 

5. wer eine zum Ausweis einer Perſon für den Aufenthalt im Reichsgebiet oder für den 
Uebertritt über die Reichsgrenze beſtimmte Urkunde oder in einer ſolchen Urkunde einen Sichtvermerk 
oder einen ſonſtigen Eintrag oder Stempel einer amtlichen Stelle fälſchlich anfertigt oder verfälſcht, 

6. wer wiſſentlich von einer ſolchen falſchen oder verfälſchten Urkunde oder von einer ſolchen 
echten, für einen anderen ausgeſtellten Urkunde, als ob ſie für ihn ausgeſtellt wäre, Gebrauch macht, 

7. wer eine zum Ausweiſe ſeiner Perſon für den Aufenthalt im Reichsgebiet oder für 
den Uebertritt über die Reichsgrenze beſtimmte Urkunde einem anderen zum Gebrauch überläßt, 

8. wer wiſſentlich zur Erlangung oder Verſchaffung von Urkunden, die zum Ausweis 
einer Perſon für den Aufenthalt im Reichsgebiet oder für den Uebertritt über die Reichsgrenze 
beſtimmt find, von Sichtvermerken oder von ſonſtigen Einträgen in. dieje Urkunden unwahre 
Angaben macht oder unrichtige oder irreführende Ausweiſe und Belege vorlegt oder wer wiſſent⸗ 
lich von einer auf dieſe Weiſe erlangten oder verſchafften Urkunde Gebrauch macht, 

9. wer es unternimmt, eine der in Nr. 1 bis 8 bezeichneten Handlungen zu begehen, oder 
wer zu einer ſolchen Handlung wiſſentlich durch Rat oder Tat Hilfe leiſtet, anitiftet oder auffordert, 

10. ein Ausländer, welcher der ihm durch § 2 der Verordnung über anderweite Re- 
gelung der Paßpflicht vom 21. Juni 1916 — R. G. Bl. S. 599 — auferlegten Verpflichtung, / 
durch einen Paß oder ein anderes, nach Maßgabe der $$ 3 oder 4 der bezeichneten Verordnung N 
vom Reichskanzler oder von einem Militärbefehlshaber zugelaſſenes Ausweispapier über ſeine 
Perſon ſich auszuweiſen, innerhalb der ihm von einer Polizei- oder Militärbehörde beſtimmten. 
Friſt nicht nachkommt. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Juni 1917 in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Bonen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 
9 Bal. Verordnung vom 25. September 1916 — Abt. la/Illa Nr. 18279 — $ 6 S. 29; 
2 „ 2. Oktober 1916 — „ Illa „ 4521 — § 10 ©. 32, 
pe „ 18. November 1916 — „ IIIa „ 5463 — 8 4 S. 34, 
" pe don Februar 1917 ie „ R eS ©. 36. 


SW. 


Arbeiteranwerbung und Arbeitszwang. 


Stellv. Generalfommando 
\ XX. Armeekorps. 
Abt. llla Nr. 491 T. L. 


“ae Arbeiteranwerbung. 
f Bekanntmachung. 
Um die 8 nach Arbeitskräften in Landwirtſchaft und Gewerbe zu regeln, wird 
q für die Bezirke des l., XVII. und XX. Armeekorps im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 


auf Grund des § on 805 Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 und 

ö 11. Dezember 1915 (R. G. Bl. S. 813) folgendes beſtimmt: 

1. Es iſt verboten, männliche oder weibliche Arbeiter jeder Art, Vorarbeiter, Werkmeiſter, 
Motorführer und Handwerksgeſellen anzuwerben, um ſie außerhalb der Provinz ihres 
Aufenthaltsorts zu beſchäftigen. Zur Provinz Pommern im Sinne dieſer Bekanntmachung 
gehört auch der Regierungsbezirk Bromberg. 

Verboten iſt insbeſondere eine derartige Anwerbung durch Mittelsperſonen oder durch 
Zeitungsanzeigen. 

2. Ausnahmen ſind zuläſſig. Sie bedürfen der ſchriftlichen Genehmigung des für den 
Aufenthaltsort des Arbeitnehmers zuſtändigen Regierungspräſidenten. 

3. Zuwiderhandlungen gegen das Verbot zu 1. werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
beſtraft. Beim Vorliegen mildernder Umſtände kann auf Haft oder auf Geldſtrafe bis zu 
1500 Mark erkannt werden. 

4. Dieſe Verordnung tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte 
treten die in den Bezirken des J., II., XVII. und XX. Armeekorps erlaſſenen Verordnungen 
über Anwerbeverbote außer Kraft“) 


Königsberg i. Pr., Stettin, Danzig, Allenſtein, Graudenz, Thorn, Kulm, Marienburg, 
den 5. Februar 1916. 


Die ſtellvertretenden Generalkommandos des J., II., XVII. und XX. Armeekorps. 


Graf zu Eulenburg 
General der Kavallerie. 


Frhr. v. Vietinghoff v. Schack Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie General der Infanterie. General der Kavallerie 
á la suite des Küraſſ. Regts. Königin. a la suite des Küraſſ. Regts. Königin. 


Der Gouverneur der Feſtung Graudenz. v. Hennigs, Generalleutnant. 
Der Gouverneur der Feſtung Thorn. v. Dickhuth-Harrach, Generalleutnant. 
Der Kommandant der Feſtung Danzig. v. Pfuel, Generalmajor. 

' Der Kommandant der Fejtung Kulm. v. Bünau, Generalmajor. 

f Der ae der Feſtung Marienburg. Frhr. v. Rechenberg, Generalmajor. 


Der Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


5 Bisher: Verordnungen vom 2. Mai 1915 — Abt. IIIa Nr. 20354/1214 — und 3. Juni 1915 
— Abt. Hla Nr. 1659 — Anwerbung von Arbeitern nach Orten außerhalb des Korpsbezirks. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 3. Februar 


Abt. Ila R Nr. 588 I. I. 


Zeitungsanzeigen auf dem 
Stellenvermittelungsmarkt. 


2 Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
| beitimmt: 
§ 1. 

Verboten find: 

1. Anzeigen unter Chiffre oder Deckadreſſe, ſoweit jie 
a) der Anwerbung gewerblicher männlicher oder weiblicher Arbeitskräfte, einſchließlich der 

Werkmeiſter und Vorarbeiter, dienen, 

b) Stellungsgeſuche männlicher oder weiblicher Arbeitskräfte enthalten. 

Ausgenommen von dieſem Verbote ſind Anzeigen, die kaufmänniſche, techniſche oder 
wiſſenſchaftliche Angeſtellte (im weiteren Sinne), den Neueintritt von Lehrlingen (männlichen 
oder weiblichen), Hausperſonal jeder Art und landwirtſchaftliche Arbeitskräfte betreffen. 

Die Angabe nicht gewerbsmäßiger Arbeitsnachweiſe, zu denen auch die Deutſche Arbeiter— 
zentrale gehört, iſt nicht als Deckadreſſe anzuſehen. Gewerbsmäßige Arbeitsnachweiſe bedürfen, 
falls ſie ihren Namen als Anzeigenunterſchrift benutzen wollen, der Genehmigung der zu— 
ſtändigen Polizeibehörde. 
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2. Anzeigen jeder Art, in denen 
a) ein Hinweis auf hohe Löhne oder beſondere Vergünſtigungen (3. B. freie Reiſe, Urlaub, 
gute Verpflegung und dergl.) enthalten iſt, 
b) eine Zuſage auf Befreiung oder Zurückſtellung vom Heeresdienſt oder auf Stellung eines 
entſprechenden Antrags des Arbeitgebers gegeben wird, 
c) von Arbeitſuchenden Zurückſtellung vom Heeresdienſt angeſtrebt wird. 

3. Anzeigen, in denen Arbeit im neutralen oder feindlichen Ausland angeboten oder 
geſucht wird. 

4. Anzeigen, die einen mittelbaren oder unmittelbaren Hinweis auf das Geſetz über 
den vaterländiſchen Hilfsdienſt enthalten, ſoweit ſie nicht vom Kriegsamt oder Kriegsamtſtellen 
ausgehen oder genehmigt find. J 

§ 2. 

Dieſe Verbote gelten gleichermaßen für Anzeigen in der Tages- und Fachpreſſe wie in 

den periodiſch erſcheinenden Zeitſchriften und Zeitungen ohne Rückſicht darauf, ob friegs- oder 


privatwirtſchaftliche Betriebe in Frage kommen. — Anzeigen in den Zeitungen uſw. gleichzu⸗ 
achten ſind Plakate, Flugblätter (Handzettel) ſowie vervielfältigte Werbeſchreiben jeder Art. 
SER: 


Wer den vorjtehenden Beſtimmungen zuwiderhandelt oder zu ihrer Uebertretung auf: 
fordert oder anreizt, wird gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände gemäß § 1 des Geſetzes vom 
11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 

§ 4. 

Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft. — Mit demſelben Beit 
punkt ſind die Verordnungen über Zeitungsanzeigen zur Stellenvermittelung vom 19. Juli 1916 
— Abt. Md Nr. 3069 F. L. — ſowie vom 29. Auguſt 1916 — Abt. la Nr. 3959 T. L. — 
aufgehoben. — Die Bekanntmachung vom 5. Februar 1916 — Abt. Ula Nr. 491 T. I. — 
über Arbeiteranwerbung nach Orten außerhalb der Provinz des Aufenthaltes“) bleibt unberührt. 


Der Stellv. Kommandierende General 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 
) Abgedruckt S. 39. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 8. Februar 1916. 


Abt. llla Nr. 575 T. I. 


Arbeitsnachweis. 


Befehl. 


Auf Grund der $$ 4 und Y des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. 6. 1851 
ſowie des Geſetzes betreffend Abänderung dieſes Geſetzes vom 11. 12. 1915 beſtimme ich für den 
Korpsbereich des XX. Armeekorps: 

1. Dem von einer Gemeinde, einem weiteren Kommunalverbande oder von einem 
Bundesſtaate errichteten oder unmittelbar unterſtützten Arbeitsnachweiſe haben die übrigen an 
dem Geſchäftsſitze oder in dem wirtſchaftlichen Bezirk des gemeindlichen uſw. Nachweiſes tätigen, 
nicht gewerbsmäßig betriebenen Arbeitsnachweiſe zweimal wöchentlich an den Tagen, an denen 
dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt Meldung erſtattet wird, ſchriftlich (unter Benutzung des Vor⸗ 
druckes) oder telephoniſch die Zahl der Arbeitsgeſuche und offenen Stellen mitzuteilen, die ſie 
bis zum Zeitpunkte der Mitteilung nicht erledigen konnten und vorausſichtlich binnen weiteren 
2 Tagen nicht erledigen können. / 

2. Dieſe Vorſchrift findet auf Arbeitsnachweiſe für kaufmänniſche, techniſche und Bureau- 
Angeſtellte ſowie auf Arbeitsnachweiſe, die von der Pflicht, zweimal wöchentlich an das Kaiſer⸗ 
liche Statiſtiſche Amt in Berlin Meldung zu erſtatten, durch die Landeszentralbehörde befreit 
ſind, keine Anwendung. 

3. Die nicht gewerbsmäßig betriebenen Arbeitsnachweiſe ſind außerdem verpflichtet, auf 
Anſuchen der gemeindlichen uſw. Arbeitsnachweiſe und der Landes- und Provinzialarbeitsnachweis⸗ 
verbände weitere Aufſchlüſſe zu erteilen, ſoweit dieſe verlangt werden, um einen genaueren Ueber⸗ 
blick über die Lage des Arbeitsmarktes zu erhalten. Gleiche Aufſchlüſſe find von den Arbeitsnach⸗ 
weis⸗Zentralauskunftſtellen den Landes- und Provinzialarbeitsnachweisverbänden auf deren 
Anſuchen zu erteilen. 

4. Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre, bei Vorliegen 
mildernder Umſtände mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
A la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 
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Stellv. Generaltommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 4. Mai 1917 


8 Abt. Mb Nr. 2240 J. L. 


Zuſatzbefehl über Arbeitsnachweis. 


Die im Befehl vom 8. Februar 1916 — Abt. lla Nr. 575 J. L. — unter Ziffer 1 
vorgeſchriebenen Meldungen ſind vom Tage des Erſcheinens des dieſe Bekanntmachung ent⸗ 
haltenden Amtsblattes von ſämtlichen im Bereich des XX. Armeekorps betriebenen Arbeitsnach⸗ 
weiſen nur an die Zentralſtelle für Arbeitsnachweiſe im Bereiche des XX. Armeekorps in 
Allenſtein, Neues Rathaus, zu erſtatten. 

Der Zuſatzbefehl über den gleichen Gegenſtand vom 15. April 1916 — Abt. Ill a 
Nr. 1575 J. L.) — füllt weg. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Vuſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 
9 Dieſer ordnete die Meldung an die „Jentralſtelle für Arbeitsnachweis in Königsberg i. Pr., Klapper⸗ 

wieſe 3“ an. 

Stellv. Generalkommando ö 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 14. Juli 1915 
Abt. llla Nr. 2226 T. I. 
Vertragsbruch landwirtſchaftlicher 
Dienſtboten und Arbeiter. 
Verordnung. 


Für den Korpsbereich des XX. Armeekorps beſtimme ich im Anſchluſſe an das Geſetz 
vom 24. April 1854 betr. Verletzung der Dienſtpflichten des Geſindes und der ländlichen 
Arbeiter im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit auf die Dauer des Kriegszuſtandes wie folgt: 


Sal 
Landwirtſchaftlichen Dienſtboten und landwirtſchaftlichen Arbeitern beiderlei Geſchlechts 
wird verboten, ihre Arbeitsſtelle vor Ablauf des Vertrages ohne geſetzmäßige Urſache zu ver⸗ 
laſſen. Sie dürfen den Ortsbezirk, in dem ſich ihre Arbeitsſtelle befindet, vor Ablauf des Ver⸗ 
trages unter Aufgabe ihres Dienſtes nur mit Genehmigung des zuſtändigen Amtsvorſtehers 
verlaſſen, es ſei denn, daß ihr bisheriger Dienſtherr ihnen einen Losſchein erteilt hat, oder daß 
ſie eine gerichtliche Entſcheidung erwirkt haben, wonach ſie den Dienſt zu verlaſſen berechtigt ſind. 
Verſagt der Amtsvorſteher die Genehmigung, ſo ſteht die vorläufige Entſcheidung darüber, ob 
ein triftiger Grund zum Verlaſſen des Dienſtes vorliegt, dem Landrat zu, der in dieſem Falle 
die Genehmigung erteilt. 
82 
Landwirtſchaftlichen Dienſtherren oder landwirtſchaftlichen Arbeitgebern wird es verboten, 
Arbeiter der im § 1 bezeichneten Art vor Ablauf des Vertrages ohne geſetzmäßige Urſache ihres 
Dienſtes zu entlaſſen, ſie durch vertragswidriges Verhalten ihrerſeits zum Vertragsbruche zu 
treiben oder ihnen beim Ablauf des Vertrages oder ſonſt ohne geſetzmäßige Urſache den Los⸗ 
ſchein ($ 1) zu verſagen. j 
Allen Dienſtherren und Arbeitgebern ohne Unterſchied wird es verboten, Arbeiter der 
im § 1 bezeichneten Art ohne Vorlegung einer der drei daſelbſt aufgeführten Urkunden — Ge⸗ 
nehmigung des Amtsvorſtehers bezw. Landrats oder Losſchein des Arbeitgebers oder gerichtliche 
Entſcheidung — in Dienſt zu nehmen. 5 : 
§ 4. 
Bezüglich der ausländiſchen Saiſonarbeiter verbleibt es bei meinen Verboten vom 


8. Auguſt, 5. Oktober 1914 und 2. Januar 1915 *). Ich weile ausdrüdlich darauf hin, daß die darin enthaltenen 
Verbote nicht nur für den Winter 1914/15 erlaſſen ſind, ſondern bis auf Weiteres Geltung haben. 


Zuwiderhandlungen gegen die Verbote in SS 1—4 werden gemäß $ 9b des Geſetzes 
vom 4. Juni 1851 mit Gefaͤngnis bis zu einem Jahre beſtraft, ſofern die beſtehenden Geſetze 
keine höhere Freiheitsstrafe beſtimmen. 

§ 6. 
Die Verordnung tritt ſofort mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Der Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 


) Jetzt: Verbote vom 29. Oktober 1915 — Abt. IIIa Nr. 59189/3833 — und 9. Dezember 1915 
— Abt. IIIa Nr. 4388 —, die nach Bekanntmachung vom 12. September 1916 — Abt. IId Nr. 4941 — 
auch für das Wirtſchaftsjahr 1917 gelten. — Sie find im Abſchnitt VI nachſtehend abgedruckt. 


Stellv. Generalfommando 
XX. Armeekorps. 
Abt. Md Nr. 3996 T. I. 


Allenſtein, den 5. September 1916. 


Vertragsbruch von Schiffsmannſchaften. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 


folgendes beſtimmt: 
8 1 


Sa 
Schiffs mannſchaften dürfen die Arbeit nicht unter einjeitiger Verletzung des Vertrages 
niederlegen. 
§ 2. 


Arbeitgeber dürfen Schiffsmannſchaften, welche gegen § 1 verſtoßen haben, vor Ablauf 
der Vertragszeit nicht in Arbeit nehmen. : 
§ 3. 
Zuwiderhandlungen werden gemäß $ 9b des Geſetzes vom 4. 6. 1851 mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 
11. 12. 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


§ 4. 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 
Der Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. 
Abt. Ma Nr. 2179 J. L. 


Allenſtein, den 15. Juli 1915. 


Arbeitszwang für Landſtreicher. 


Verordnung. 


Für den Bereich des XX. Armeekorps beſtimme ich auf Grund der SS 4 und 9 des 
Preuß. Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 in Verbindung mit Art. 68 
der Reichsverfaſſung auf die Dauer des Kriegszuſtandes im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 


wie folgt: 
§ 1. 


Wer ſich im Lande ohne genügenden Ausweis umbertreibt und einen feſten Wohnſitz 
nicht nachzuweiſen vermag, kann bis zur einwandfreien Feſtſtellung ſeiner Perſönlichkeit und ber , 
Unverdächtigkeit jeines Umhertreibens in eine Arbeiterkolonie oder ſonſtige Arbeitsſtätte unter⸗ 
gebracht und zu ſeinen Kräften entſprechenden Arbeiten angehalten werden. 


Für die Anordnung der Unterbringung iſt der Landrat, in kreisfreien Städten die 
Polizeiverwaltung zuſtändig, in deren Bezirk die Perſon aufgegriffen wird. 
82 


Wer die ihm gemäß § 1 angewieſene Arbeitsſtätte ohne Erlaubnis verläßt oder die 
ihm dort zugewieſene Arbeit grundlos verweigert, wird, ſofern die beſtehenden Geſetze keine höhere 
Strafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 


$ 3. 
Dieſe Verordnung tritt ſofort mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 


Stellv. Generaltommando 
XX. Armeekorps. : Allenſtein und Lötzen, den 3. April 1917. 


Abt. ld Nr. 1745 T. I. 


Heranziehung von Perſonen zu 
landwirtſchaftlichen Arbeiten. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
und der Feſte Boyen beſtimmt: 
1. 
Allen Perſonen, die in der Land- oder Forſtwirtſchaft beſchäftigt ſind, iſt verboten, ohne 
| ſchriftliche Genehmigung des Landrats, in den kreisfreien Städten des erſten Bürgermeiſters, in 
eine andere als land- oder forſtwirtſchaftliche Beſchäftigung überzutreten. 

Ebenſo dürfen in Landgemeinden und Gutsbezirken jugendliche Perſonen, die in einem 
Arbeitsverhältnis bisher überhaupt noch nicht geſtanden haben, ohne ſchriftliche Genehmigung des 
Landrats eine andere als land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Beſchäftigung nicht annehmen. 

Den deutſch⸗ruſſiſchen Rückwanderern (Wolhyniern) ijt unterſagt, in eine neue Arbeits- 
ſtelle vor dem 1. November 1917 ohne Genehmigung des Landrats oder erſten Bürgermeiſters 
überzugehen. 

Die Genehmigung iſt nur zu erteilen, ſofern durch Annahme einer anderen Arbeit oder 
Uebergang in eine neue Stelle das vaterländiſche Intereſſe an der Förderung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugung nicht beeinträchtigt wird. 


2. 
Jede nach ihren Kräften und ihren Fähigkeiten geeignete Perſon hat, ſoweit es ohne 
weſentliche Schädigung ihrer eigenen Verhältniſſe geſchehen kann, auf Erfordern bei allen land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Arbeiten im Bezirk ihres Wohnſitzes oder Aufenthaltes oder einer Nach⸗ 
bargemeinde (Gutsbezirk) mitzuhelfen und die ihr übertragene Arbeit mit Sorgfalt auszuführen. 
} Dies gilt auch für die Beſchäftigung von Vertragsarbeitern und von ſämtlichen land⸗ und 
for ſtwirtſchaftlichen Arbeitern in Ueberjtunden und an Sonn- und Feiertagen. 


3. 
Die Heranziehung zur Arbeit erfolgt in den Städten durch Verfügung des Bürgermeiſters, 
im übrigen durch den zuſtändigen Gemeinde⸗ oder Gutsvorſteher. 


4 


Die Arbeit wird nad) den jeweils am Orte üblichen Sätzen entlohnt, joweit eine Ver- 
gütung vertraglich nicht feſtgeſetzt ijt; im Streitfalle entſcheidet über den Lohn die anordnende 
Behörde. 


5. 

Gegen die Verweigerung der Genehmigung (Nr. 1) ſowie gegen die Heranziehung zur 

Arbeit (Nr. 3) und gegen die Feſtſetzung der Entlohnung (Nr. 4), welche nicht auf Verein⸗ 

barung beruht, ſteht die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten offen. Die Beſchwerde hat 
keine aufſchiebende Wirkung. Die Entſcheidung des Regierungspräſidenten iſt endgültig. 


6 
h Zeugniſſe von Kreis- oder anderen beamteten Aerzten befreien, ſoweit ſie die Unfähig⸗ 
keit zu der aufgetragenen Arbeit beſcheinigen, von der Arbeitsleiſtung. 
2 7 


Wer den Verboten der Nr. 1 zuwiderhandelt oder einer auf Grund der Nr. 2 und 3 
erlaſſenen Aufforderung ohne ausreichenden Grund nicht nachkommt oder zu ſolchen Uebertretungen 
auffordert oder anreizt, wird gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 und auf Grund 
des § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim 
Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


In gleicher Weiſe werden beſtraft 
a) die land- oder forſtwirtſchaftlichen Arbeiter, welche ohne ausreichenden Grund die ihnen 
obliegenden Arbeiten verweigern oder ſie mit grober Säumigkeit verrichten, 
b) die land- oder forſtwirtſchaftlichen Arbeiter, welche einen Dienſt, zu dem ſie ſich vertraglich 
verpflichtet haben, ohne ausreichenden Grund nicht antreten, 
c) alle Perſonen, die zu vorgenannten Uebertretungen auffordern oder anreizen. 


9. 


Dieſe Verordnung tritt kreisweiſe mit dem Tage der Bekanntmachung im amtlichen An⸗ 
| zeiger in Kraft; mit dem gleichen Zeitpunkt verliert die Verordnung vom 22. September 1916 
über den gleichen Gegenſtand — Abt. Md Nr. 4373 T. I. — ihre Wirkſamkeit. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
y von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 


VI. 


Kriegsgefangene 


und ausländiſche Arbeiter. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 16. Juni 1915. 


Abt. lla Nr. 30997/1789 T. L. 


Verborgenhalten von Kriegsgefangenen. 
Bekanntmachung. 


Für den Korpsbereich des-XX. Armeekorps verordne ich wie folgt: 

Es wird hiermit verboten, entwichene Kriegsgefangene oder entwichene Zivilgefangene 
feindlicher Länder aufzunehmen, verborgen zu halten, zu verpflegen oder ſie ſonſt auf irgend 
eine Weiſe mit Rat oder Tat bei ihrem unbefugten Fernbleiben von der Ueberwachungsſtelle, 
der ſie zugewieſen ſind, zu unterſtützen. 

Wer von dem Aufenthalt eines ſolchen Gefangenen Kenntnis hat, iſt verpflichtet, hier⸗ 
von der nächſten Polizeibehörde oder dem nächſten Gemeindevorſteher Mitteilung zu machen. 

Zuwiderhandlungen werden gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahre beſtraft, falls nicht nach den allgemeinen Strafgeſetzen, insbeſondere 
auf Grund der SS 120, 121, 257 Reichsſtrafgeſetzbuchs eine höhere Strafe eintritt. 

Der Verſuch der Uebertretung dieſes Verbots unterliegt ebenfalls der Beſtrafung. 

Das Verbot tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 


XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 20. Juni 1917. 
Abt. lb Nr. 3134 T. L. 


Verkehr mit Kriegsgefangenen. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
und der Feſte Boyen beſtimmt: 
Tr 

Soweit nicht durch die Arbeitsbeſchäftigung bedingt, ijt jede Annäherung an Kriegs⸗ 
gefangene, jeder mündliche oder ſchriftliche Verkehr mit ihnen ſowie die Empfangnahme oder 
Beförderung ſchriftlicher Mitteilungen von Kriegsgefangenen, insbeſondere von Briefen oder 
Poſtkarten, und die Verſtändigung mit ihnen durch Zeichen oder auf andere Weiſe verboten. 

Jedes unbefugte Betreten eines Gefangenenlagers, der Unterkunftsſtellen und Arbeits⸗ 
ſtätten Kriegsgefangener iſt unterſagt. 


Niemand darf Kriegsgefangenen unbefugt d. h. ohne Erlaubnis des zuſtändigen Be⸗ 
wachungsofftiziers: 
a) Kleidungsſtücke, 
b) Lebens- oder Genußmittel (Tabak, Zigarren, Zigaretten uſw.), 


Stellv. Generalkommando 
e 


c) Geld, ‘ 
d) Streichhölzer, Feuerzeuge oder ſonſtige Zünditoffe und feuergefährlihe Gegenſtände, 
ya e) Waffen und Werkzeuge, namentlich ſolche, welche zur Ausführung der Flucht benutzt 


werden können, 
verabreichen oder ihnen zur Beſchaffung der zu a bis e aufgeführten Gegenſtände behilflich 
ſein, insbeſondere ihnen ſolche Gegenſtände heimlich zuſtecken oder zuwerfen. 
Der Verkauf von Kleidunasſtücken, Lebens- und Genußmitteln an Kriegsgefangene darf 
außerdem nur im Beiſein eines Wachtmannes und mit deſſen ausdrücklicher Genehmigung ſtattfinden. 


af 

Die Veräußerung von Goldſachen irgendwelcher Art an Kriegsgefangene — Militär: 
oder Zivilgefangene — wird ſowohl an dem Erwerber wie an dem Veräußerer unter Einziehung 
der Sachen beſtraft. 

4. 

Kriegsgefangenen darf niemand ohne Erlaubnis des Bewachungsoffiziers innerhalb 
oder außerhalb von Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften alkoholiſche Getränke entgeltlich oder unentgeltlich 
is x offenen oder geſchloſſenen Flaſchen oder in ſonſtigen Gefäßen zukommen laſſen oder 
beſorgen. 

Gaſt⸗ und Schankwirte dürfen den Aufenthalt von Kriegsgefangenen in ihren Räumen, 
ſoweit er nicht durch die Arbeitsbeſchäftigung bedingt iſt, nicht dulden. 


5. 
Zuwiderhandlungen werden, ſofern die beſtehenden Geſetze keine höheren Strafen an⸗ 
drohen, auf Grund des § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem 


Jahre und beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 
mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


— 47 — 


Die Namen derjenigen Perſonen, die wegen Vergehens gegen dieſe Verordnung bejtraft 
werden, werden von dem Generalkommando veröffentlicht werden. 


6. 

Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft; mit dem gleichen Zeitpunkt 
werden die Bekanntmachungen vom 28. Oktober 1915 — Abt. IIIa Nr. 3787 T. L. — und 
4 September 1916 — Abt. IIId Nr. 3997 T. L. — über Annäherung an Kriegsgefangene 
ſowie vom 31. Auguſt 1916 — Abt. ld Nr. 3922 J. L. — über Verkauf von Goldſachen 
an Kriegsgefangene unwirkſam. 

Das Verbot der Unterjtügung Kriegsgefangener nach gelungener Entweichung vom 
16. Juni 1915 — Abt. llla Nr 30997/1789 T. L.“) — wird in Erinnerung gebracht. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie Generalmajor. 


) Vgl. S. 47. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 20. Januar 1917. 


Abt. Wa R N 326 I. I. 


Zahlungen in Geldmünzen 
an Kriegsgefangene. 
Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
beſtimmt: 
1. 
Zahlungen jeder Art in Gold oder in 5, 3- oder 2-Mark⸗Stücken an Kriegsgefangene, 
nichtmilitäriſche Angehörige feindlicher Staaten und ruſſiſch-polniſche Arbeiter ſind verboten. 
Zahlungen jeder Art in anderen Münzen an dieſe Perſonen ſind nur inſoweit geſtattet, 
als Zahlung in Papiergeld nicht möglich iſt. 
De 
Zuwiderhandlungen werden gemäß § 9b bes Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes 
vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 
3. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General 
von Pannewitz 
General der Infanterie. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 29. Oktober 1915. 


Abt. Ula Nr. 59189/3833 I. L. 


Ruſſiſche Arbeiter. 


Befehl. 


Auf Grund der SS 4 und Y des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 
4. Juni 1851 (Geſetzſamml. S. 451) verordne ich für den Bezirk des XX. Armeekorps, 
folgendes: 8 ’ 
1. 


Allen ruſſiſchen Arbeitern männlichen und weiblichen Geſchlechts ijt es bis auf weiteres 
auch künftighin verboten, rechtswidrig das Inland zu verlaſſen. Nicht betroffen werden 
von dieſem Verbot lediglich diejenigen durch Arbeitsverträge nicht gebundenen weiblichen und 
im Alter von unter 17 oder über 45 Jahre ſtehenden männlichen Arbeiter, welche im Beſitze 
einer direkten Fahrkarte nach einer Eiſenbahnſtation eines neutralen Landes ſowie eines 
von der geſandtſchaftlichen oder konſulariſchen Vertretung des neutralen Staates viſierten Paſſes 
find und den für die Ueberſchreitung der Reichsgrenze beſtehenden Vorſchriften genügen. 


§ 2. 

Sämtliche ruſſiſchen Arbeiter und Arbeiterinnen dürfen die Grenzen des Ortsbezirts 
(Gemeinde- und Gutsbezirk) ihrer Arbeitsſtelle, ſoweit nicht der Beſuch des ſonn- und feſttäg⸗ 
lichen Gottesdienſtes in der der Arbeitsſtelle nächſtgelegenen Kirche ihrer Konfeſſion in Frage 
kommt, nicht anders als mit ſchriftlicher Genehmigung der Ortspolizeibehörde überſchreiten. 


ate A 


Der Uebergang in eine neue Arbeitsjtelle ijt nur unter Beachtung der für die Um- 
ſchreibung der Wrbeiter-Legitimationstarte geltenden Vorſchriften zuläſſig und, wenn die Arbeits- 
ſtelle in einem anderen Ortsbezirk (Gemeinde- und Gutsbezirk) desſelben Ortspolizeibezirks liegt, an 
die Genehmigung der Ortspolizeibehörde, wenn ſie in einem anderen Ortspolizeibezirk liegt, an die 
Genehmigung des für die bisherige Arbeitsſtelle zuſtändigen Landrats (in Stadtkreiſen des 
erſten Bürgermeiſters) gebunden. 

Die für den Aufenthalt und die polizeiliche Meldung von ausländiſchen Arbeitern be- 
ſtehenden allgemeinen Vorſchriften bleiben hierdurch unberührt. 

5 

Für die von dem Verbot des § 1 betroffenen, in der Landwirtſchaft und ihren Neben⸗ 
betrieben beſchäftigten ruſſiſchen Arbeiter gelten ferner folgende beſondere Vorſchriften. 

Sie werden beim Ablauf ihrer derzeitigen Arbeitsverträge neue für die Wintermonate 
und das Wirtſchaftsjahr 19161) geltende Arbeitsverträge abzuſchließen haben und find ver— 
pflichtet, ſpäteſtens bis zum 31. Januar 1916 die Ausſtellung der Arbeiter-Legitimationskarte 
für 1916 bei der Ortspolizeibehörde zu beantragen. 

Die Arbeitgeber haben ſich zu vergewiſſern, daß letztgedachter Verpflichtung pünktlich 
nachgekommen wird, und haben die ſäumigen Arbeiter bis ſpäteſtens zum 5. Februar dem zu⸗ 
ſtändigen Landrat zu melden, hierbei auch mitzuteilen, ob der Abſchluß eines neuen Arbeitsver— 
trages erfolgt iſt oder nicht. 

Denjenigen ruſſiſchen Arbeitern, welche beim Ablauf ihres diesjährigen Arbeitsver⸗ 
trages einen neuen Vertrag noch nicht abgeſchloſſen haben, iſt für die Zeit vom Ablauf des 
Vertrages bis zum Abſchluß eines neuen von dem bisherigen Arbeitgeber Unterkunft und Ver— 
pflegung gegen eine vom Arbeitnehmer einzuziehende, erforderlichenfalls von ſeiner Kaution in 
Abzug zu bringende Entſchädigung von 0.70 Mk. pro Kopf und Tag zu gewähren. 


4. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen im § 1 werden mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre bejtraft Der Verſuch it ſtrafbar. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen in $ 2 werden, ſofern fie zum Zwecke 
des Kontraktbruches erfolgt find, ebenfalls mit Gefängnis bis zu einem Jahre, andernfalls mit 
Geldſtrafen von 10 bis 60 Mark, im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft beſtraft. 

Liegt im Falle des $ 2 die Abſicht des Kontraktbruches nicht vor und beträgt die ver: 
botswidrige Dauer der Entfernung aus dem Gemeinde- bezw. Gutsbezirk vom Mittag des 
Tages der Entfernung an gerechnet nicht länger als 24 Stunden, ſo tritt im erſten und zweiten 
Falle des Zuwiderhandelns Geldſtrafe von 3 bis 9 Mark, im Unvermögensfalle entſprechende 
Haftſtrafe ein. 

Arbeitgeber, die den Beſtimmungen im $ 3 zuwiderhandeln, werden mit Geldſtrafe 
bis zu 300 Mark beſtraft. 3 

Dieſer Befehl tritt mit dem Tage feiner Veröffentlichung in Kraft. Der Befehl vom 
6. Oktober 1915 — Abt. IIIa Nr. 3479 — wird, ſoweit er mit vorſtehenden Beſtimmungen in Widerſpruch 
ſteht, aufgehoben 2), bleibt aber bezüglich aller im Intereſſe der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung von 
mir erlaſſenen Anordnungen (3. B. Tragen der Armbinde, Fahrkartenverkauf, Fahrradbenutzung, Verkehr mit 
ng Alkoholverbot, Kundgebung deutſchfeindlicher Geſinnung und Widerſetzlichkeit) auch weiterhin 
in raft. 


Der Stellv. Kommandierende General des XX. Armeekorps 
Graf v. Schlieffen. 


1) Für das Wirtſchaftsjahr 1917 vgl. die nachſtehend abgedruckte Verordnung vom 12. September 1916 — 
Abt. Wid Nr. 4241 T. L. —. 


2) Drurch Verordnung vom 9. Dezember 1915 — Abt. IIIa Nr. 4388 T. L. — nunmehr ganz aufgehoben, 
— vgl. S. 50, Nr. 8 —. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 9. Dezember 1915. 


Abt. Ia Nr. 4388 I. L. 


Ruſſiſche Arbeiter. 


Zuſatzbefehl. 


Zuſätzlich zu meinem Befehle vom 29. Oktober 1915 — Abt. Ila Nr. 59189/3833 T. L. — 
über die ruſſiſchen Arbeiter“) verordne ich im Intereſſe der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung folgendes: 

1. Ruſſiſche Arbeiter haben bei jedem Aufenthalte außerhalb des Ortspolizeibezirks 
ihrer Arbeitsſtätte die vorgeſchriebene Armbinde am Arm befeſtigt ſichtbar zu tragen. 

2. Der Verkauf oder die ſonſtige Verabfolgung — Verſchaffung von Eiſenbahnfahrkarten 
an ruſſiſche Arbeiter darf nur erfolgen, wenn ſie einen nicht über eine Woche alten Erlaubnis⸗ 
ſchein der zuſtändigen Ortspolizeibehörde zum Ueberſchreiten der Grenzen des Ortspolizeibezirks 
oder des ſtellvertretenden Generalkommandos zum Ueberſchreiten der Korpsgrenze vorweiſen. 

3. Die Benutzung von Fahrrädern ijt den ruſſiſchen Arbeitern verboten; bei Zuwider⸗ 
handlungen iſt das Fahrrad von der Ortspolizeibehörde in ſichere Verwahrung zu nehmen. 


9 Bgl. S. 48. 


4. Jeder Verkehr mit Kriegsgefangenen iſt den ruſſiſchen Arbeitern verboten. 


5. Der Verkauf oder das ſonſtige Verabfolgen — Verſchaffen — von Alkohol in 
Geſtalt von Branntwein, Likören, Rum, Arrak, Kognak ſowie jeglichem Wein an ruſſiſche Arbeiter 
iſt verboten. 


6. Jede öffentliche oder nichtöffentliche deutſchfeindliche Kundgebung iſt auch 1) den 
ruſſiſchen Arbeitern ſtreng verboten. 


Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen in Ziffer 1, 2 (Verſchaffung durch Dritte), 
4, 5 und 6 werden gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre beſtraft. 


7. Den ruſſiſchen Arbeitern wird verboten, die vertragsmäßig übernommene Arbeit zu 
verweigern 2), unter Drohungen oder gemeinſchaftlich Forderungen nach Erhöhung des Lohnes 
oder beſſeren Unterhalts zu erheben, aufhetzende oder drohende Aeußerungen gegen ihre Arbeit— 
geber oder die Ortsobrigkeit auszuſtoßen oder Tätlichkeiten und Widerſetzlichkeiten gegen ſie zu 
begehen. Zuwiderhandlungen werden, falls nicht andere Strafgeſetze mit höheren Strafandrohungen 
Platz greifen, gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
beſtraft. Rädelsführer und Anſtifter ſind mit erhöhter Strafe zu belegen. 


Bei Tätlichkeiten, Widerſetzlichkeiten, Aufhetzung und Aufwiegelung tritt ſofortige Ver⸗ 
haftung und Zuführung an das nächſte Garniſonkommando (erforderlidenjalls nach Erbittung 
eines Abholungskommandos), dann Ueberweiſung an das zuſtändige Kriegszuſtandsgericht und 
im Falle der Unverbeſſerlichkeit Sicherheitshaft in einem Zivilgefangenenlager ein. 


8. Alle übrigen auf dieſem Gebiete erlaſſenen Beſtimmungen, insbeſondere auch die 
Bekanntmachungen vom 5. Oktober 1914, 2. Januar 1915 und 6. Oktober 1915) nebſt der 
ihr beigefügten Polizeiverordnung II werden hierdurch aufgehoben. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


) Vgl. Verordnung vom 17. Dezember 1914 — abgedruckt im Abſchnitt VII —. 
2) Vgl. auch die nachfolgend abgedruckte Verordnung vom 14. Dezember 1916 — Abt. IIIa R Nr. 5756 T. L. —. 
3) Vgl. S. 49 § 5 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 15. Mai 1916. 


Abt. lid Nr. 2005 I. I. 


Ruſſiſche Rückwanderer. 


Bekanntmachung. 


Die in § 2 Abſ. 1 des Befehls vom 29. Oktober 1915 — Abt. Illa Nr. 59189/3833 
T. L. —1) und in $$ 1, 2, 3 und 5 des Zuſatzbefehls vom 9. Dezember 1915 — Abt. IIIa 
Nr. 4388 T. L. — 2) getroffenen Beſtimmungen finden auf die aus Rußland zurückgekehrten 
und durch Vermittlung des Fürſorgevereins für deutſche Rückwanderer innerhalb des Korpsbezirks 
des XX. Armeekorps untergebrachten Arbeiter und Arbeiterinnen keine Anwendung. 


i 
Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


1) Bal. ©. “a 
2) Bal. S 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 12. September 1916. 


Abt. lid Nr. 4241 T. I. 


Ruſſiſche Arbeiter. 


Bekanntmachung. 


Der $ 3 des Befehls über die ruſſiſchen Arbeiter vom 29. Oktober 1915 — Abt. III a 
Nr. 59189/3833 T. L. — ) findet auch auf das Wirtſchaftsjahr 1917 entſprechende 
Anwendung. 


Der Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 7. Januar 1916. 


Abt. llla Nr. 53764/73 I. I. 


Arbeitgeber feindlicher Ausländer. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Korpsbereich des XX. Armee— 

kerps folgendes beſtimmt: 
tie 

Arbeitgeber dürfen feindliche Ausländer nicht mit ſolchen Arbeiten beſchäftigen, bei denen 
ſich dieſen die Gelegenheit bietet, die Sicherheit des Reiches zu gefährden. Inhaber von Pulver⸗ 
und Sprengſtoffabriken ſowie Inhaber ſolcher Betriebe, in denen Erzeugniſſe von im Intereſſe 
der Landesverteidigung geheim zu haltender Art hergeſtellt werden, dürfen feindliche Ausländer 
überhaupt nicht in Arbeit nehmen. 


8 2 


Der Arbeitgeber hat jeden von ihm in Beſchäftigung genommenen feindlichen Aus⸗ 
länder bei der Ortspolizeibehörde binnen 24 Stunden anzumelden und ſich durch Einſicht in die 
von dem Arbeiter vorzuzeigende Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde davon zu überzeugen, daß 
der Ausländer die ihm obliegende perſönliche Meldepflicht erſtmalig erfüllt hat. (S 1 der Ver⸗ 
ordnung vom 21. Juni 1915 — Abt. Illa Nr. 31889/1841 — ). 


8. 8. 
Der Arbeitgeber hat jede Entweichung und jeden Dienſtaustritt ſolcher Arbeiter binnen 
24 Stunden der Ortspolizeibehörde anzuzeigen und die Verpflichtung, ſich tunlichſt oft über die 
Anweſenheit ſolcher Arbeiter auf der Arbeitsſtelle zu vergewiſſern. 


§ 4. 

Zuwiderhandlungen ſind, ſofern die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe be- 
ſtimmen, nach Maßgabe des § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 ($ 1 des Geſetzes vom 
11. Dezember 1915) ſtrafbar. 

Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Der Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


) Abgedruckt S. 25. 


Stello. Generalkommando 


XX. Armeekorps. Allenſtein, den 27. Juni 1916. 


Abt. lid Nr. 2642 I. I. 


Anfertigung von Schriftſtücken 
für ausländiſche Arbeiter. 


Verordnung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit iſt es im Bereich des XX. Armeekorps verboten, 
Schriftſtücke, die für Behörden beſtimmt ſind, für ausländiſche Arbeiter anzufertigen. 


Dies Verbot gilt nicht “ir Fürſorgevereine für ausländiſche Arbeiter, Rechtsanwälte 


und bei den Gerichten als Parteivertreter zugelaſſene Perſonen “), Gewerkſchaften, 
Geiſtliche und Arbeitgeber oder deren Stellvertreter (Verwalter, Inſpektoren uſw.). 


Zuwiderhandlungen werden auf Grund des § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 
(G. S. S. 451) und § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 (R. G. Bl. S. 831) mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder mit 
Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2 


75 *) Die gejperrt gedruckten Morte find durch Verordnung vom 10. März 1917 — Abt. IIId Nr. 1174 
T. L. — hinzugeſetzt. 


Stellv. Generalkommando 


XX. Armeekorps. Allenſtein, den 14. Dezember 1916. 


Abt. Ula R Nr. 5756 J. L. 


Arbeitsweigerung nichtmilitäriſcher 
Angehöriger feindlicher Staaten. 


Verordnung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
beſtimmt: 
e 

Nichtmilitäriſchen Angehörigen feindlicher Staaten wird verboten, sie rechtlich ob⸗ 
liegende Arbeitsleiſtungen ohne hinreichenden Grund zu verweigern. 

2: 

Darüber, ob die Weigerung hinreichend begründet ijt, entſcheiden die Verwaltungs- 
behörden, und zwar in Stadtkreiſen die Polizeiverwaltungen, in Landkreiſen die Landräte, in 
außerpreußiſchen Staaten die den Landräten gleichſtehenden Beamten. 

3. 


Zuwiderhandlungen werden gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach $ 1 des Geſetzes 
vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


4. 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 
Der Stellv. Kommandierende General 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 


/ 
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VII. 


Verbreitung von Nachrichten, 


Druckſchriften und Bildwerken. 


>.<» 


ay 


— 


Stellv. Generalkommando 


XX. Armeekorps. Allenſtein, den 17. Dezember 1914. 


Verbreitung falſcher Gerüchte und 
deutſchfeindliche Kundgebungen. 


Bekanntmachung. 


In Ergänzung des $ Ya des Geſetzes vom 4. Juni 1851 ) beſtimme ich gemäß § 9b 
des angeführten Geſetzes: 

Jede deutſchfeindliche Kundgebung und jede Verbreitung unwahrer Nachrichten über 
den Krieg und die politiſchen Verhältniſſe iſt verboten. 

Wer ſich einer deutſchfeindlichen Kundgebung — öffentlich oder nichtöffentlich — 
ſchuldig macht, ferner wer böswillig oder fahrläſſig unwahre Nachrichten über den Krieg oder 
die politiſchen Verhältniſſe behauptet oder verbreitet oder zur Zuwiderhandlung gegen das er⸗ 
lajiene Verbot auffordert oder anreizt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft, ſofern 
nach den beſtehenden Geſetzen nicht höhere Strafen verwirkt ſind. 

Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General des XX. Armeekorps 


Graf v. Schlieffen. 
General der Kavallerie. 


) Vgl. S. 3 Nr. 4. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 18. Januar 1915. 


Abt. Ill a Nr. 805/68 I. I. 


Berichterſtatter auf dem öſtlichen Kriegsſchauplatz. 


Verordnung. 


de 
Zum Schutze des Reichs gegen Gefährdung durch falſche oder ſenſationelle Berichter⸗ 
ſtattung ſowie durch ſenſationelle Bildwerke wird im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
folgendes angeordnet: 


Berichterſtattern, die ſich ohne Erlaubnis des ſtellv. Generalſtabes der Armee auf 
dem öſtlichen Kriegsſchauplatz (Operations- und Etappengebiet) innerhalb des Korpsbezirks des 
XX. Armeekorps hinter der Front der Truppen aufhalten, wird es verboten, Nachrichten über 
Truppen, Kriegslage oder ſonſtige den Krieg betreffende Begebenheiten und Angelegenheiten 
auf Grund eigener Beobachtung, Mitteilung anderer Perſonen oder von Gerüchten zu verbreiten 
oder zu veröffentlichen, gleichgültig, ob ſie ſich auf Deutſchland oder einen fremden Staat beziehen, 
ſowie ſich zu dem Zwecke des Erwerbes und der Verwendung von Nachrichten angegebener 
Art auf dem Kriegsſchauplatz zu bewegen. 

Ebenſowenig dürfen auf dem Kriegsſchauplatz befindliche Maler und Zeichner ohne 
die vorerwähnte Erlaubnis Zeichnungen oder ſonſtige Bildwerke anfertigen, verbreiten oder ver⸗ 
öffentlichen, die Truppen, kriegeriſche Angelegenheiten und Vorgänge oder örtliche Gegenſtände, 
insbeſondere Verwüſtungen, betreffen. 

Unter der gleichen Vorausſetzung iſt Photographen, und zwar auch denjenigen, die 
kinematographiſche Bilder anfertigen, die Aufnahme von Bildern jeder Art, ihre Verbreitung 
und Veröffentlichung verboten. Perſonen vorbezeichneter Art, die ſich ohne Erlaubnis des ſtellv. 
Generalſtabes der Armee trotz obigen Verbots zu den angegebenen Zwecken auf dem Kriegs⸗ 
ſchauplatz bewegen, müſſen ſich über ihre Perſönlichkeit durch einen Paß, eine Paßkarte oder ein 
ſonſtiges amtliches Legitimationspapier auf Erfordern ausweijen. 

Erfolgt wegen verbotswidrigen Verhaltens nach den angegebenen Richtungen im Intereſſe 
der öffentlichen Sicherheit die Ausweiſung einer der vorbezeichneten Perſonen aus dem Gebiete 
des Kriegsſchauplatzes, ſo darf dieſes Gebiet während der Dauer des Krieges von ihr nicht 
wieder betreten werden. g 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften find gemäß § 9b des Geſetzes vom 
4. Juni 1851 über den Belagerungszuſtand mit Gefängnis bis zu einem Jahre ſtrafbar, wenn 
andere Geſetze nicht eine höhere Strafe beſtimmen, wobei beſonders auf das Geſetz vom 
3. Juni 1914 über den Verrat militäriſcher Geheimniſſe und die Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers betr. das Verbot von Veröffentlichungen über die Truppenbewegungen und Ver⸗ 
teidigungsmittel vom 31. Juli 1914 verwieſen wird. 


2. 

Die Gendarmen haben ihr Augenmerk beſonders darauf zu richten, ob ſich Perſonen 
vorgenannter Art auf dem Kriegsſchauplatz aufhalten, und zu dieſem Zweck gegen verdächtige 
Perſonen dieſer Art eine ſtrenge Aufſicht zu führen, insbeſondere durch Feſtſtellung des Vor⸗ 
handenſeins eines Erlaubnisſcheines des jtellv. Generalſtabes der Armee. 

Dies gilt vornehmlich gegenüber Perſonen, die auf dem Kriegsſchauplatz im Freien mit 
Mal- oder Zeichenutenſilien, photographiſchen oder kinematographiſchen Apparaten betroffen 
werden, ſofern es ſich dabei nicht um Angehörige des Heeres handelt. 

Dieſe Gegenſtände find zu beſchlagnahmen, falls nicht die Legitimation durch den Er- 
laubnisſchein des jtello. Generalſtabes der Armee geführt wird. 

Macht ſich eine der vorbezeichneten Perſonen eines Verſtoßes gegen obige Be⸗ 
ſtimmungen ſchuldig oder verdächtig, ſo iſt ſie feſtzunehmen und mit möglichſter Beſchleunigung 
dem nächſten Richter vorzuführen. Sie iſt nach erfolgter Verurteilung oder wenn es ſonſt im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit auf Grund beſtimmter feſtſtehender Tatſachen notwendig er⸗ 
ſcheint, aus dem Gebiete des Kriegsſchauplatzes durch die örtliche Polizeibehörde, der die Ent⸗ 
ſcheidung hierüber zuſteht, auszuweiſen und zwangsweiſe zu entfernen. Zur Durchführung der 
Ausweiſung iſt ſie feſtzunehmen. 

Die der Entſcheidung zugrunde gelegten Tatſachen ſind aktenkundig zu machen. 


Der Stellv. Kommandierende General des XX. Armeekorps 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 9. Juni 1915. 


Abt. llla Nr. 28550/1692 T. I. 


Veröffentlichungen über Geſamtverluſte 
des deutſchen Heeres. 


Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
beſtimme ich für den Korpsberei h des XX. Armeekorps folgendes: 

Es haben Veröffentlichungen über die Geſamtverluſte des deutſchen Heeres und der 
deutſchen Marine ſtattgefunden, die, wenn ſie auch auf das amtliche, in den Verluſtliſten ent⸗ 
haltene Material Bezug nahmen, doch nicht Anſpruch auf Richtigkeit erheben konnten und zum 
Teil weit übertriebene Zahlen angaben. 

Derartige Mitteilungen ſind geeignet, grundloſe Beunruhigung in der Bevölkerung 
hervorzurufen und auch im Auslande unrichtige Vorſtellungen über die deutſchen Verluſte wachzurufen. 

Ich verbiete daher alle derartigen Veröffentlichungen ohne Unterſchied. 

Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre geahndet. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 8. März 1915. 


Abt. 111 Nr. 1033 7/659. 


Flugblatt „Kehrt zur Natur zurück“. 
Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 wird im Intereſſe der öffent⸗ 
lichen Sicherheit für den Bezirk des XX. Armeekorps angeordnet: 


Die Verbreitung des von dem Pfarrer Quiſtorp zu Liepe auf Uſedom verfaßten Flug⸗ 
blattes „Kehrt zur Natur zurück“ wird für den Korpsbezirk des XX. Armeekorps verboten. 
Das Flugblatt iſt zu beſchlagnahmen. 


Der Stellv. Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen e 


General der Kavallerie. 


at 


a 


Gtellv. Generalfommando 
XX. Armeeforps. 
Abt. Wa Nr. 2824 T. L. 


Allenſtein, den 27. Auguſt 1915. 


Veröffentlichungen zur Behandlung 
Geſchlechtskranker durch Nichtärzte. 


Bekanntmachung. 


Auf Grund des $ 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
wird für den Befehlsbereich des XX. Armeekorps angeordnet: 
Die Ankündigung und Verbreitung von Behandlungsarten durch Nichtärzte für Ge⸗ 
ſchiechtskranke iſt in jeder Form verboten. 
Die Behandlung geſchlechtskranker Soldaten durch Nichtärzte iſt verboten. 
Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 
Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. 
Abt. Ula Nr. 3297 J. L. 


Allenſtein, den 25. September 1915. 


Druckſchriften gegen die Schutzimpfungen. 
Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit verordne ich für den Korpsbereich des XX. 
Armeekorps gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 wie folgt: 

Die Veröffentlichung und Verbreitung aller Abhandlungen, Flugſchriften, Propaganda⸗ 
karten und als Manuſkript gedruckter Erörterungen, in denen gegen die im Heere angewandten 
Schutzimpfungen Stellung genommen wird, wird verboten f 

Zuwiderhandlungen werden, ſofern die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe 
beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 
Die Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps 
Abt. Wa Nr. 4443 T. L. 


Allenſtein, den 29. Dezember 1915. 


Druckſchriften gegen ſtaatlich 


anerkannte Heilverfahren. 
Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Korpsbereich des XX. Armee- 
korps folgendes beſtimmt: 
SL. 

Der Druck oder Vertrieb von Druckſchriften, insbeſondere Flugblättern, in denen die 
Kriegsbeſchädigten gegen die ihnen im ſtaatlich anerkannten Heilverfahren zuteil werdende Be- 
handlung aufgehetzt werden, wird verboten. Druckſchriften und Flugblätter, die hiergegen ver⸗ 
ſtoßen, ſind zu beſchlagnahmen. a 

Su 

In Lazarette oder Kaſernen dürfen Druckſchriften, insbeſondere Flugblätter, in denen 
die Tätigkeit oder die Beſtrebungen der wiſſenſchaftlich vorgebildeten Aerzte bekämpft werden, 
nicht eingeführt werden. y 

Zuwiderhandlungen find, ſofern die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe 
beſtimmen, nach Maßgabe des § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 ($ 1 des Geſetzes vom 
11. Dezember 1915) ſtrafbar. 

§ 4. 

Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 

Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
A la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


a 


Gtellv. Generalfommando 
XX. Armeekorps Allenſtein, den 3. Dezember 1915. 


Abt. llla Nr. 4238 I. I. 


Vertrieb von Gedenkblättern. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Befehlsbereich des XX. Armee- 

korps folgendes beſtimmt: 
de 

Ohne vorgängige ausdrückliche Aufforderung dürfen Bejtellungen auf gerahmte oder 
ungerahmte Gedenkblätter, die Kriegsteilnehmer betreffen, oder Beſtellungen auf Vergrößerungen, 
Verkleinerungen (Semiemaillebilder) und ähnliche Nachbildungen von Kriegsteilnehmer⸗Photo⸗ 
graphien nicht aufgeſucht werden. 

Zuwiderhandlungen find gemäß S 9b Geſ. vom 4. Juni 1851 über den Be⸗ 
lagerungszuſtand mit Gefängnis bis zu einem Jahre ſtrafbar, wenn nicht die beſtehenden Geſetze 
eine höhere Strafe beſtimmen. 7 

82 

Im ſtehenden Gewerbebetrieb dürfen bei dem Handel mit ſolchen Gedenkblättern und 
bildern Fragen nach dem Truppenteil oder ſonſtiger näherer militäriſcher Bezeichnung des 
Kriegsteilnehmers oder nach anderen mit ihm im Zuſammenhang ſtehenden militäriſchen Ver⸗ 
hältniſſen an den Beſteller nicht gerichtet werden; von den Beſtellern gemachte Mitteilungen 
ſolcher Art dürfen nicht geſammelt werden. 

Bei Verſtößen wird dieſer Handel durch die zuſtändige Polizeibehörde unterſagt und 
der Vertrieb geſchloſſen werden. 

Ueber die hiergegen erhobenen Beſchwerden entſcheidet der Militärbefehlshaber. 

Wird der Handel unterſagt, ſo iſt die Zuwiderhandlung gegen das Verbot gemäß 
S 9b Geſ. vom 4. Juni 1851 über den Belagerungszuſtand mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre ſtrafbar, wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps Allenſtein, den 16. April 


Abt. Hla Nr. 1624 T. I. 


Hauſierhandel mit Gedenkblättern. 


Bekanntmachung. 


Die Verordnung vom 3. Dezember 1915 — Abt. Illa Nr. 4238 T. L. — über Ber: 
trieb von Gedenkblättern“) wird dahin abgeändert und ergänzt: 

Das Verbot gilt nicht für Reiſende, die ſich im Beſitz einer von der Handelskammer 
oder der Polizeibehörde ihres Wohnſitzes ausgeſtellten Beſcheinigung über einwandfreie Geſchäfts⸗ 
führung befinden. Das Verbot des § 2 gilt auch für die Reiſenden. 

Die Beſcheinigung haben die Reiſenden ſtets bei ſich zu führen und auf Verlangen der 
Ortspolizeibehörde vorzuzeigen. 

Der Hauſierhandel in Häuſern und Anlagen, die einem militäriſchen Zwecke dienen, 
iſt unterſagt. 

Die Zuwiderhandlungen gegen letzteres im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenes 
Verbot wird gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 über den Belagerungszuſtand in 
Verbindung mit § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 mit Gefängnis bis zu einem Jahre, 
wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, bei Vorliegen mildernder 
Umſtände mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kovallerie 
à la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


9 Vgl. oben. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 17. Juni 1916. 


Abt. Hid Nr. 2538 I. I. 


Schundliteratur. 
Verordnung. 


Auf Grund des § 9b des Pr. Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 
1851 (G. S. S. 451) in Verbindung mit dem Reichsgeſetz vom 11. Dezember 1915 (R. G. Bl. 
S. 813) wird für den Bereich des XX. Armeekorps folgendes beſtimmt: 

Sl, - 

Druckſchriften, die von dem Polizeipräſidenten in Berlin in den amtlichen Liſten (ver⸗ 
öffentlicht im Preußiſchen Zentral-Polizei⸗Blatt) 1) oder in der vom itellvertretenden General- 
kommando des XX. Armeekorps veröffentlichten Liſte als „Schundliteratur“ bezeichnet find oder 
künftig bezeichnet werden 2), und die deshalb gemäß § 56 Ziffer 12 der Gewerbeordnung vom 
Feilbieten und Aufſuchen von Beſtellungen im Umherziehen ausgeſchloſſen ſind, dürfen auch im 
N nicht feilgehalten, angekündigt, ausgeſtellt, ausgelegt oder ſonſt verbreitet werden. 


§ 2. 
Druckſchriften, die auf den in § 1 bezeichneten Liſten ſtehen, dürfen auch nicht unter 
verändertem Titel vertrieben werden. Dies gilt auch für den Hauſierhandel. 


§ 3 
S 3. 
Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen 
mildernder Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beitraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2 


Schlechte Literatur (Schundliteratur). 


Liſte zu der Verordnung des ſtellvertretenden Generalkommandos vom 17. Juni 1916 
Abt. Hid Nr. 2538 J. L. über Schundliteratur. 


1. Detektiv⸗, Verbrecher⸗ und Reiſeromane. 


Lord Liſter, der große Unbekannte. Verlagshaus für || Mädchenhändler. Derſelbe Verlag. 
Boltsliteratur u. Kunſt, Berlin SW. 61, Gitſchiner Ein neuer Robinſon. „ 
Straße 13. Ethel King, ein weiblicher Sherlodholmes. Dresdener 
Aus den Geheimakten des Weltdetektivs. Der. Verlag. Romanverlag, Dresden A, Maxjtrape 5. 
Klaus Störtebecker. 9 Nat Pinkerton, der König der Detettive. Derj. Verlag. 
Rolf Rodewalds Reiſe um den Erdball. Der neue Lederſtrumpf. 
Aus fremden Landen. Nick Carter. A. Eichler, Dresden, Roſenſtraße 107. 
Um den Erdball. Buffalo Bill. Derſelbe Verlag. 
Texas Fad. ee Durch Länder und Meere. Derjelbe Verlag. 
Jugendpoſt. Verlag der Jugendpoſt, Berlin SW. 61, Jürgen Peter, der Schiffsjunge. Derſelbe Verlag. 
Gitſchiner Straße 13. Prinzeſſin Uebermut. Derſelbe Verlag. 
Lord Perey vom Exgentrictlub. Mignon - Verlag, Bibliothek der Abenteuer. „Verlagsgeſellſchaft Berlin“, 
Dresden A 1, Seidnitzerſtraße 9. | Berlin W. 57. 
Lu und Lo, die beiden Rangen. Derjelbe Verlag. Nund um die Welt. J. Goldblatt, Wien 11/3, Haasgaſſe 10. 
Florian Geyer, Kämpfe mit den Raubrittern. Verlag Minn, der Geiſterſucher. Neuer Verlag, Berlin SW. 68, 
mod. ar Berlin, Dresdener Straße 88/89. | Lindenſtraße 3. 


2. „Patriotiſche“ Schundliteratur aus der Zeit vor dem Kriege. 


Hurrah! a aus Krieg und Frieden. Von deutſcher Treue. Derſelbe Verlag. 
Münchmeyer, Dresden ⸗Niederſedlitz. Horſt Kraft, der Pfadfinder. Mignon Verlag, 
Eiche deutſcher Fremdenlegionäre. Verlagshaus Dresden A 1, Seidnitzerſtraße 9. 
für Volksliteratur und Kunſt, Berlin SW. 61, Heinz Brand, der Fremdenlegionär. Derſelbe Verlag. 
Gitſchiner Straße 13. \ Konrad Götz, der Wandervogel. 
Unter deutſcher Flagge (1870/71). Derſelbe Verlag. Zehn Jahre in der Fremdenlegion. Georg Streicher, 
Unter Fahnen u. Standarten (1813/15). „ 5 Dresden A 1, Maxſtraße 5. 


3. Kriegsſchundliteratur (ſeit 1914). 


Mit fliegenden Fahnen. Verlagshaus für Volts- Spione. Derſelbe Verlag. 

literatur und Kunſt, Berlin SW. 61, Gitſchiner Im Kugelregen. Derſelbe Verla 

Straße 13. Das Eiſerne Kreuz. Verlag mod. Letture, Berlin S. 14. 
Kriegsfreiwillig (Erlebniſſe eines Primaners). Derſelbe Um Deutſchlands Ehre. Derſelbe Verlag. 

Verlag. Der Krieg. Dresdener Roman-Verlag. 
Krieg und ebe. Derſelbe Verlag. Im Feindesland. Heilbrunn & Co., Berlin W. 30, 
Unſere Feldgrauen. Mignon-Verlag, Dresden A 1. Schwäbiſche Straße 25. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
á la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


' 1) Vgl. Preuß. 8 Polizei⸗Blatt Stück 10337 unter dem 27. März 1916 und Stück 10387 unter dem 
28. Juli 191 
2) Eine weitere 255 iſt bisher nicht veröffentlicht. 


— $ — 


Stellv. Generalkommando ) 
XX. Armeekorps Allenſtein, den 25. Oktober 1916. 
Abt. Hla R Nr. 4872 T. I. | 


Ausfuhr*) und Vertrieb von Aniformbüchern. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
beſtimmt: 
1; 

Biider über die neuen Feld- und Friedensuniformen der Deutſchen Armee, insbeſondere 
auch Druckwerke mit Uniformtafeln, dürfen in das Ausland nicht ausgeführt werden *), 


2 


Im Inland dürfen ſolche Werke nur an Truppenteile des Deutſchen Heeres und der 
verbündeten Heere verkauft werden und außerdem an Angehörige der Deutſchen Armee und 
Marine, ſofern ſie die unterſtempelte Genehmigungsbeſcheinigung ihres Truppenteils vorlegen. 

i ' 


Zuwiderhandlungen werden gemäß $ 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes 
vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


4. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Kommandierende General 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 


*) Die Ausfuhr regelt ſich jetzt nach der Verordnung vom 18. April 1917 — Abt. III b Nr. 1787 T. I. —, 
abgedrudt S. 61. N , : 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 4. Dezember 1916. 
Abt. lila R Nr. 5669 T. L. 


Vertrieb und Ausfuhr!) von Adreßbüchern 
mit Stadtplänen. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
beſtimmt: 
1 


Der Vertrieb und die Ausfuhr *) von Adreßbüchern und: Proſpekten, die Stadtpläne mit 
militäriſch wichtigen Anlagen enthalten, wird verboten. 
2 


Zuwiderhandlungen werden gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes 
vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beitraft. 


3. 
Dieje Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Der Stellv. Kommandierende General 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 


*) Die Ausfuhr regelt fid) jetzt nach der Verordnung vom 18. April 1917 — Abt. III b Nr. 1787 T. I. =, 
abgedrudt ©. 61. 
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Stellv. Generalfommando Allenſtein und Löten, den 21. Februar 1917. 
XX. Armeekorps. 
Abt. Und Nr. 906 T. I. pa 


Berbreitung von Druckſchriften. 
Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps und 
der Feſte Boyen beſtimmt: 
I. 
Die Herſtellung einer Druckſchrift ohne die in § 6 des Geſetzes über die Preſſe vom 
7. Mai 1874 vorgeſchriebenen Vermerke der Namen und Wohnorte des Druckers und des Ver⸗ 


legers oder Herausgebers iſt verboten. 
9 


Es ijt weiter verboten, Drudjdriften ohne die genannten Vermerke auf irgend eine Weile, 
jei es als Bote, Jettelverteiler, Kolporteur oder ſonſtwie zu verbreiten. 


= 
Zuwiderhandlungen werden, wenn die Gelege keine höhere Strafe beſtimmen, gemäß 
§ 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen 
mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Gelb- 
ſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 
4. 
In gleicher Weiſe werden beſtraft Perſonen, bei denen Druckſchriften der vorbezeichneten 
Art gefunden werden, ſofern aus den Umſtänden, insbeſondere der Anzahl der vorgefundenen 
Stücke, auf die Abſicht einer Verbreitung zu ſchließen iſt. 


5. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft; mit dem gleichen Zeitpunkt wird 
die Bekanntmachung vom 20. Februar 1916 — Abt. IIIa Nr. 706 T. L. — über denſelben 
Gegenſtand unwirkſam. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Oberſt. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 18. April 1917. 


Abt. lllb Nr. 1787 T. L. 


Ausfuhr von Druckſchriften. 
Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps und 
der Feſte Boyen beſtimmt: 


1. 

Alle Druckſchriften — mit Ausnahme der Tageszeitungen und Muſikalien mit oder ohne 
Text —, die kein Erſcheinungsjahr oder ein ſpäteres Erſcheinungsjahr als 1913 tragen, dürfen 
nur auf Grund einer beſonderen Erlaubnis derjenigen Kommandobehörde (jtellv. General: 
kommando, Gouvernement uſw.), in deren Bereich der Verleger ſeinen Sitz hat, in das ver: 
bündete und neutrale Ausland ſowie in die beſetzten Gebiete ausgeführt werden. 

Desgleichen bedürfen ſtets, ohne Rückſicht auf das Erſcheinungsjahr, einer beſonderen 
Ausfuhrerlaubnis alle Werke, die als chemiſche oder techniſche ohne weiteres erkennbar ſind, ſo⸗ 
wie Werke und Druckſchriften mit kartographiſchem Inhalt (3. B. Atlanten, Reiſeführer, Adreß⸗ 
bücher mit Stadtplänen uſw.), Uniformbücher und Militärdienſtvorſchriften. 


2 


Die Ausfuhrerlaubnis muß entweder durch Eindruck oder Aufſtempelung des von der 
zuſtändigen Kommandobehörde bekannt gegebenen Ausfuhrzeichens an ſichtbarer Stelle, d. h. 
regelmäßig auf dem Titelblatt oder bei Broſchüren auf dem Buchumſchlag, oder durch eine 
beſondere, der betreffenden Druckſchrift beigefügte ausdrückliche Erlaubniserklärung kenntlich 

gemacht ſein. 

3. 

| Die Genehmigung zur Anbringung des Ausfuhrzeihens fann durd) die Kommando- 
. behörde dem Verleger oder für bereits erſchienene Bücher unter Umſtänden auch dem aus: 
liefernden Kommiſſionär und in beſonderen Fällen auch dem Barſortimenter übertragen werden. 


af > in MS ee 


Allen andern Perſonen, aljo auch dem gewöhnlichen Sortimenter und Buchbinder, kann 
dagegen eine eigene Verſtempelung nicht geſtattet werden. Vielmehr haben alle dieſe Perſonen 
ſich zwecks Anbringung des Ausfuhrzeichens nach ihrer Wahl entweder an die Kommandobe⸗ 
hörde des Verlagsortes oder an diejenige ihres Wohnſitzes zu wenden. 


4. 
q Die Genehmigung zur Anbringung des Ausfuhrzeichens wird nur dann erteilt, wenn 
die Ausfuhr allgemein in das verbündete und neutrale Ausland erlaubt werden kann. 


5. 

Die Grenz, Zoll- und Poſt⸗Ueberwachungsſtellen find angewieſen, grundſätzlich alle 
Druckſchriften, die den obigen Vorſchriften nicht entſprechen, anzuhalten und ihrer zuſtändigen 
Kommandobehörde zur weiteren Veranlaſſung zuzuleiten. 

6. 

Wer es unternimmt, eine nicht zur Ausfuhr freigegebene Druckſchrift mit oder ohne 
Ausfuhrzeichen auszuführen oder ohne Genehmigung mit einem Ausfuhrzeichen zu verſehen, 
wird auf Grund des $ 9b des preußiſchen Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 
4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre, im Milderungsfalle gemäß § 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 11. Dezember 1915 mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark oder mit Haft beſtraft. Die 
gleiche Strafe trifft denjenigen, der zur Umgehung der Ausfuhrvorſchriften eine Druckſchrift mit 
einem falſchen Erſcheinungsjahr verſieht oder ſonſt den für die Druckſchriftenausfuhr gegebenen 
Vorſchriften zuwiderhandelt. 

Bei buchhändleriſchen Ballenſendungen iſt im Falle von Verſtößen der Abſender des 
Einzelpaketes als haftbar anzuſehen. 7 


Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft; mit dem gleichen Zeitpunkt 
werden die Verordnungen vom 25. 10. 1916 — Abt. Illa R Nr. 4872 T. L. — über Uniform: 
bücher!) und vom 4. 12. 1916 — Abt. Ila R Nr. 5669 T. I. — über Adreßbücher 2) in- 
ſoweit unwirkſam, als ſie die Ausfuhr betreffen, hinſichtlich des Vertriebs im Inland bleiben 
ſie unberührt. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 


1) Abgedruckt S. 60. 
2) Abgedruckt S. 60. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 16. Juni 1917. 


Abt. il b 3069 I. I. 


Anmeldung der nicht zum öffentlichen 
Vertrieb beſtimmten literariſchen Er⸗ 
zeugniſſe vor ihrer Veröffentlichung. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
und der Feſte Boyen beſtimmt: 
1 


Drucker und Vervielfältigungsanſtalten haben alle nicht zum öffentlichen Verkauf 
oder Vertrieb beſtimmten Bücher, Dentidriften, Broſchüren, Flugblätter, Geſchäftsberichte, 
Korreſpondenzen, Aufrufe und ſonſtigen literariſchen Erzeugniſſe, in denen öffentliche oder die 
Allgemeinheit berührende Fragen behandelt werden, ſpäteſtens nach Fertigſtellung der Verviel⸗ 
fältigung vor Verbreitung oder Aushändigung an den Beſteller oder an dritte Perſonen unter 
Vorlage eines Stückes des Erzeugniſſes bei dem ſtellv. Generalkommando — Zenſurſtelle — 
anzumelden. 

8 

Die Anmeldepflicht für den Drucker oder die Vervielfältigungsanſtalt fällt fort, wenn 
die zum Druck oder zur Vervielfältigung übergebene Unterlage bereits den deutlich ſichtbaren 
Freigabevermerk der Zenſurſtelle trägt. 

3 


Es iſt verboten, das angemeldete Erzeugnis vor Ablauf einer Friſt von 48 Stunden 
oder entgegen einer innerhalb dieſer Friſt ergehenden Anordnung zu verbreiten oder aus⸗ 
zuhändigen. Die Friſt beginnt mit der Aufgabe der vorſchriftsmäßigen Anmeldung mittels 
eingeſchriebenen Briefes zur Poſt oder mit der gegen Quittung erfolgten Abgabe bei der Zenſurſtelle. 


4 


Die Bezeichnung als „Manuſkript“ oder als „Brief“ oder als „Vertraulich“, „Nur 
für Mitglieder“, „Zum Privatgebrauch“ uſw. entbindet nicht von der Anmeldepflicht, ebenſo iſt 
die Höhe der Auflage und der Umfang der Verbreitung für die Anmeldepflicht ohne Belang. 


A 


5. 
Als Vervielfältigungen find auch anzuſehen: Kliſchees, Matrigen und ähnliche zur 
Herſtellung von weiteren Vervielfältigungen dienende Erzeugniſſe. 


6. 

Den Preſſeerzeugniſſen ſtehen alle auf mechaniſchem oder chemiſchem Wege bewirkten 
Vervielfältigungen einſchließlich der Abzüge und Durchſchläge von Schreibmaſchinenſchrift ſowie 
Abbildungen gleich. 

7 

Zuwiderhandlungen werden, wenn die Geſetze keine höhere Strafen beſtimmen, gemäß 
§ 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand mit Gefängnis bis zu einem Jahre und beim 
Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder 
mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


8. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
v. Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 25. September 1916. 


Abt. IIIa R Nr. 4325 I. I.. 
Veröffentlichungen im Briefmarkenhandel +). 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird gemäß $ 9 b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 
für den Bereich des XX. Armeekorps beſtimmt: 


1. 
Verkaufsankündigungen und Meldungen von Ausländern über Poſtwertzeichen und 
Wohltätigkeitsmarken in inländiſchen Zeitungen, Zeitſchriften, Katalogen, Preisverzeichniſſen und 
dergleichen werden unterſagt. 


. 

Dasſelbe Verbot ergeht an Inländer für das Angebot des An- und Verkaufs von 
Poſtwertzeichen und Wohltätigkeitsmarken des feindlichen Auslandes, die ſeit Beginn des Krieges 
und des neutralen Auslandes, die ſeit dem 26. Februar 1916 ausgegeben worden ſind. 

Ausgenommen hiervon ſind Meldungen von Neuheiten, wenn ſie nur unterrichtenden, 
Zweck haben und keine Preisangaben enthalten. 


€ 


Die Einfuhr von ausländiſchen Briefmarkenzeitungen und Katalogen iſt nicht erlaubt. 


4. 
Zuwiderhandlungen werden nach § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 (G. S. 
! S. 451) und beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 
(R. G. Bl. S. 813) beſtraft. 


5. 

Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. Die den gleichen Gegenſtand 
betreffende Bekanntmachung vom 3. Auguſt 1915 — Abt. IIIa Nr. 40041/2471 — wird 
aufgehoben. 

Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
a la suite des Küraljier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


) Durch A. D. O. vom 25. Februar 1916 — R. G. Bl. S. 111 — iſt eine „Verordnung über das 
Verbot der Einfuhr entbehrlicher Gegenſtände“ erlaſſen worden. Zu dieſen gehören nach dem im Reichsanzeiger 
Nr. 49 enthaltenen Verzeichnis auch „ausländiſche Brief- und Mobltátigteitsmarten”. 

Es darf mit ſämtlichen im Inland befindlichen Poſtwertzeichen Handel getrieben werden mit Ausnahme 

1. der ſeit Beginn des Krieges vom feindlichen Ausland ausgegebenen Poſtwertzeichen, für welche 

die beſtehenden Zahlungsverbote (R. G. Bl. 1914 Nr. 83, 89, 100) Anwendung finden, 

2. der ſeit dem 26. Februar 1916 vom neutralen Ausland ausgegebenen Poſtwertzeichen, die nach dem 

26. Februar 1916 nicht mehr eingeführt werden konnten — |. Abſ. 1 dieſer Anm. —. 

Nach Bundesratsverordnung vom 16. Januar 1917 — vgl. die Bekanntmachung über die Regelung 
der Einfuhr (R. G. Bl. S. 41) — bedarf es für die Einfuhr aller Waren über die Grenzen des Deutſchen Reiches, 
vorbehaltlich gewiſſer Ausnahmen, der Bewilligung des Reichskommiſſars für Aus- und Einfuhrbewilligung. Für 
Poſtwertzeichen iſt keine Ausnahme gemacht. Zu den Waren, deren Einfuhr aus Oeſterreich⸗Angarn, Bulgarien 
und der Türkei, den beſetzten Gebieten des Ditens einſchließlich denen der Balkanländer jowie aus dem Groß⸗ 
herzogtum Luxemburg der Bewilligung unterliegt, gehören nach der Beſtimmung des Reichskanzlers: 

Briefmarken aller Art, auch in Albums (Nr. des Zolltarifs vom 25. Dezember 1902: 657, 658, 
673), und zu den entſprechenden, aus den beſetzten Gebieten des Weſtens eingeführten Waren: Ausländiſche 
Briefe und Wohltätigkeits⸗(Wohlfahrts⸗) Marken (gleiche Tarifnummer). 
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Stellv. Generalfommando 
XX. Armeekorps Allenſtein, den 9. April 1915. 


Abt. IIIa Nr. 15735/9952. 


Kriegspoſtkarten und Kriegsbilderbogen. 


Bekanntmachung. 


Für den Korpsbereich des XX. Armeekorps wird folgendes verordnet: 
Die im Handel erſcheinenden ſogenannten Kriegspoſtkarten und Kriegsbilderbogen 


werden der Zenſur unterworfen. 
Auf allen derartigen Poſtkarten und Bilderbogen iſt der Name und Wohnort des 


Herſtellers oder des Verlegers anzugeben. Die Angabe beider Adreſſen wird verboten. 
An Stelle der vorerwähnten Angabe darf mit Genehmigung der zuſtändigen Zenſur⸗ 
ſtelle nach vorheriger Anmeldung bei dieſer ein Firmenzeichen treten. 


Geſchmack und würdeloſe Kriegspoſtkarten und Kriegsbilderbogen unterliegen 
der Beſchlagnahme. 


Dieſe erfolgt auch bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über Angabe der 
Adreſſe oder über die Verwendung eines Firmenzeichens. — Die Beſchlagnahme tritt an jedem 
Ort ein, an dem Karten vorbezeichneter Art in den Verkehr gebracht werden. 


Der Stellv. Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 4. Auguſt 1916. 


Abt. IId Nr. 3303 I. I. 


Reklame der Theater, Kinos uſw. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
folgendes beſtimmt: 81 


Von der öffentlichen Straße aus ſichtbare Plakate oder ſonſtige Ankündigungsmittel, 
durch welche für öffentliche Schauſtellungen jeder Art (Theater, Kinos, Bariétés, Kabaretts, 
Zirkuſſe, Schaubuden, Panoptikums) Reklame in Bildform oder in auffälliger Schriftform gemacht 
wird, dürfen außer an den öffentlichen Anſchlagsſäulen nur an oder vor denjenigen Gebäuden, 
in welchen die Schauſtellungen ſtattfinden, angebracht werden und dürfen keine Abbildungen von 
Verbrechen, Gewalttätigkeiten, Unglücksfällen oder ſonſtigen ſchreckenerregenden oder unſittlichen 
Dingen enthalten. $ 9 


Die an oder vor Gebäuden angebrachten Plakate oder Ankündigungsmittel dürfen einen 
größeren Flächeninhalt als 5000 qem und insgeſamt als 10000 qem nicht haben. 
§ 3. 
Die Plakate und Ankündigungsmittel der Kinos dürfen auf keine Vorführungen hin⸗ 
weiſen, deren Beſuch Kindern zenſurpolizeilich unterſagt iſt. 
§ 4. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung ſind nach § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 
1851 und § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 ſtrafbar. 


§ 5. 
Dieſe Verordnung tritt 2 Wochen nach Bekanntmachung in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


a 


„ 


Stellv. Generalfommando 
XX. Armeekorps Allenſtein, den 30. Auguſt 1916. 


Abt. Wid Nr. 3951 T. L. 


Verbotenes Photographieren. 


Verordnung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
folgendes beſtimmt: 

Sl. 

Das Photographieren von Kriegsſchiffen und Kriegsſchiff⸗Neubauten ſowie die Ver- 
öffentlichung derartiger Photographien während des Krieges iſt nur mit Genehmigung des 
Nachrichtenbüros des Reichsmarineamts zuläſſig. Das gleiche gilt für bildneriſche Darſtellungen 
von Kriegsſchiffen und Kriegsſchiff⸗Neubauten, inſoweit ſie der Verfertiger nach dieſen Gegen⸗ 
ſtänden ſelbſt darſtellt. g 

982 


Es iſt verboten, Luftſchiffhallen, Luftſchiffe, Flugzeuge, (Werften, Liegeplätze von 
Kriegsfahrzeugen, Hafenbefeſtigungen und ſonſtige) ſowie der Landesverteidigung dienende 
Anlagen zu photographieren ſowie Photographien, Poſtkarten, Pläne und Zeichnungen hiervon 
zu verkaufen. 5 

3.8: 


Das Photographieren und Zeichnen auf Waſſerſtraßen, öffentlichen Wegen und Plätzen, 
Eiſenbahnen und Bahnhöfen iſt nur mit beſonderer Erlaubnis ſtatthaft. 

Die Erlaubnis wird durch das Garniſonkommando, für Ortſchaften ohne Garniſon⸗ 
kommando durch das zuſtändige Bezirkskommando erteilt *). 


§ 4. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden, ſofern nicht nach 
den beſtehenden Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, auf Grund des § 9b des Geſetzes 
über den Belagerungszuſtand in Verbindung mit dem Reichsgeſetz vom 11. Dezember 1915 mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre, beim Vorliegen mildernder Umſtände mit Geldſtrafe bis zu 
1500 Mark oder Haft beſtraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


*) Für den Befehlsbereich der Bahnhofskommandanturen entſcheiden dieſe. 


VIII. 


' Wirtſchaftliche Maßnahmen. 


: 


Gtellv. Generalfommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 8. Dezember 1914. 


Goldhandel nach dem Ausland. 
Bekanntmachung. 


Trotz mehrfacher Warnung und Belehrung durch die Preſſe iſt immer wieder bekannt 
geworden, daß In⸗ und Ausländer gemünztes und ungemünztes Gold anſammeln und ankaufen, 
um es aus ſpekulativen Beweggründen an Händler des Auslandes zu bringen. 

Um dieſem Treiben, welches geeignet iſt, unſer Vaterland zu ſchädigen, entgegenzutreten, 
beſtimme ich auf Grund des Artikel 4 und 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851: 

1. Ich verbiete, Gold einzuſammeln oder anzukaufen, zu dem Zwecke, es in das Aus⸗ 
land zu verbringen, ſowie angeſammeltes Gold in das Ausland auszuführen. Zuwiderhandlungen 
werden gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
beſtraft. 

2. Die Zivil⸗ und Polizeibehörden werden erſucht, das Treiben der Goldaufkäufer aufs 
ſtrengſte zu überwachen, Zuwiderhandelnde unnachſichtlich der Beſtrafung zuzuführen und die 
Ausländer ſofort oder nach verbüßter Strafe über die Grenze abzuſchieben. Die Namen der⸗ 
jenigen, welche Gold an- und verkauft haben, ſind mir in jedem einzelnen Falle ſofort mitzu⸗ 
teilen, damit ihre Veröffentlichung in der Preſſe erfolgen kann. 

Von der Vaterlandsliebe der Bevölkerung erwarte ich, daß ſie das Ihrige dazu bei⸗ 
tragen wird, den Goldaufkäufern das Handwerk zu legen und ſie zur Anzeige zu bringen. Es 
wird hierbei auf die Notwendigkeit verwieſen, alles gemünzte Gold, welches ſich in Privatbeſitz 
befindet, dem Staate zuzuführen. 


Der Stellv. Kommandierende General des XX. Armeekorps 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 21. Januar 1916. 


Abt. Ula Nr. 201/79 I. L. 


Sperrung der bei den Banken befindlichen Guthaben 
von Angehörigen feindlicher Staaten, die ſich außer⸗ 
halb Deutſchlands und der beſetzten Gebiete aufhalten. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Korpsbereich des XX. Armeekorps 
folgendes beſtimmt: 

Soweit nicht die Vorſchriften in $$ 8 und 10 der Bekanntmachung vom 7. Oktober 1915 
über die Anmeldung des im Inlande befindlichen Vermögens von Angehörigen feindlicher 
Staaten (Reichsgeſetzbl. S. 633) Platz greifen, werden die bei den Banken befindlichen Guthaben 
von Angehörigen feindlicher Staaten, die ſich außerhalb Deutſchlands und der beſetzten Gebiete 
aufhalten, gegen Verfügungen jeder Art geſperrt. Die Sperre gilt auch für die Guthaben von 
Belgiern, die ſich außerhalb Deutſchlands und des okkupierten Belgiens aufhalten. Die Ab⸗ 
führung von Zinſen aus den geſperrten Guthaben iſt zuläſſig, ſoweit ſie nicht den zum Lebens⸗ 
unterhalt notwendigen Betrag überſteigen. 

Den Banken wird anheim geſtellt, in beſonders gelagerten Fällen die ausnahmsweiſe 
Genehmigung zu mittelbaren Zahlungen an das Ausland bei dem Reichskanzler (Reichsamt des 
Innern) nachzuſuchen. 

Auf die Guthaben von italieniſchen und japaniſchen Staatsangehörigen findet die Sperre 
keine Anwendung. 

Zuwiderhandlungen ſind, ſofern die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe 
beſtimmen, nach Maßgabe des § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 ($ 1 des Geſetzes vom 
11. Dezember 1915) ſtrafbar. 

Die Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


se MO u 


Stellv. Generalfommando 
XX. Armeeforps. Allenſtein, den 28. Oktober 1916. 


Abt. Ila R Nr. 4995 I. I. 


Verwertung deutſcher Patente und 
Muſterſchutzrechte im Ausland. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
beſtimmt: 


de 
Patente und Muſterſchutzrechte, die ein Deutſcher oder eine deutſche Firma im Ausland 
angemeldet oder erworben hat und welche Gegenſtände betreffen, die einem Ausfuhrverbot 
unterliegen, dürfen weder unmittelbar noch mittelbar nach dem feindlichen oder neutralen Aus⸗ 
lande noch in dem feindlichen oder neutralen Auslande veräußert oder dort in anderer Weiſe 
verwertet werden. 


2. 
Das Gleiche gilt von Fabrikationsgeheimniſſen, ſoweit es ſich um Gegenſtände handelt, 
die einem Ausfuhrverbot unterliegen. 
3 


Zuwiderhandlungen und Anregungen dazu werden, ſofern nicht nach den allgemeinen 
Strafgeſetzen höhere Strafen verwirkt find, gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nad) $ 1 des Gejeges. 
vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


4. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 


Stellv. Generalkommando 
I. Armeekorps. Königsberg (Pr.) und Allenſtein, den 2. Februar 1917. 


Sekt. Illb Nr. 112/50 I. I. 


Beſchlagnahme und Ablieferung von Fiſchen. 


Bekanntmachung. 
Auf Grund der Bekanntmachung des Bundesrats über die Errichtung von Preis⸗ 
prüfungsſtellen und die Verſorgungsregelung vom 25. September — 4. November 1915 


(R. G. Bl. S. 607, 728), der Bekanntmachung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der 
Volksernährung vom 22. Mai 1916 (R. G. Bl. S. 401) und S 4 des Geſetzes vom 
4. Juni 1851 über den Belagerungszuſtand wird für den Bereich der Korpsbezirke des J. Armee⸗ 
korps leinſchließlich des Befehlsbereichs des Gouvernements Königsberg und des Feſtungsbezirks 
Pillau) und des XX. Armeekorps folgendes beſtimmt: 

§ 1. 

Die in der Oſtſee gefangenen und im Bereiche des Korpsbezirks des I. Armeekorps 
gelandeten Fiſche ſowie die im Kuriſchen Hafen und in dem zur Provinz Oſtpreußen gehörenden 
Teil des Friſchen Haffs gefangenen Fiſche — inſoweit ſie zu den im $ 2 bezeichneten Sorten 
gehören — find an die vom ſtellv. Generalkommando I. Armeekorps bezeichneten Perſonen zu 
den von dem ſtellv. Generalkommando J. A. K. feſtgeſetzten Preiſen abzuliefern, nachdem dieſe 
Perſonen und Preiſe durch die Kreisblätter und in ſonſt ortsüblicher Weiſe bekannt gemacht ſind. 
Unberührt bleibt das Recht der Fiſcher, zur eigenen Ernährung ſowie zur Verſorgung ihrer Haus⸗ 
haltungsangehörigen Fiſche zurückzubehalten und zu verwenden. Den Haushaltungsangehörigen 
werden gleichgeſtellt Naturalberechtigte, insbeſondere Altenteiler und Arbeiter, ſofern ſie kraft ihrer 
Berechtigung oder als Lohn Fiſche zu beanſpruchen haben. 


$ 2. 
Zum Zwecke der Sicherung der im $ 1 getroffenen Anordnung werden von den in: 
S 1 bezeichneten Fiſchen folgende Sorten beſchlagnahmt: 


Aale Karauſchen Quappen Strömlinge 
Barſe Kaulbarſche Schleie kl. Weißfiſche 
Bleie Lachſe Schnepel Zärten 
Dorſche Lachsforellen Sprotten Zander 
Flundern Maifiſche Steinbutten Ziegen. 


Hechte Plötzen Stinte 


§ 3. 

Die dieſer Verordnung gemäß § 2 unterfallenden Fiſche dürfen von den im $ 1 be 
zeichneten Perſonen auf der Eiſenbahn nur auf den vom ſtellv. Generalkommando l. Armeekorps 
ausgegebenen Frachtbriefen befördert werden und zwar nach Legitimierung durch Erlaubniskarten 
des jtello. I. Armeekorps. 

Die Beförderung auf dem Land⸗ oder Waſſerwege ijt verboten, ſofern fie nicht zur 
Ablieferung der Fiſche an das jtello. Generalkommando J. Armeekorps oder an die Firma 
F. Suhr in Memel erfolgt. 84 


S 4. 
Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe 
bis zu 1500 Mark beſtraft. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. S 5 


Die Verordnung tritt auf beſondere Anordnung des jtellv. Generalkommandos I. Armee 
forps*) in Kraft. 


Die ſtellb. Generalkommandos des I. und XX. Armeekorps. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Stellv. Kommandierende General 
Frhr. v. Hollen von Pannewitz 
General der Kavallerie General der Infanterie 


Der Gouverneur der Feſtung Königsberg 
J. V.: v. Hinckeldey 


Generalleutnant. 
Lötzen, den 19. Mai 1917. 
Der Kommandant der Feſtung Pillau Der Kommandant der Feſte Boyen 
v. Raumer Buſſe 
Oberſt. Generalmajor. 


) Vgl. unmittelbar nachſtehend. 


Stellv. Generalkommando 
I. Armeekorps. Königsberg (Pr.), den 14. Februar 1917. 


Sekt. Ib Nr. 112/50 


Beſchlagnahme und Ablieferung von Fiſchen. 


Bekanntmachung. 


Auf Grund des $ 5 der Verordnung vom 2. Februar 1917 — Ib 11950 — 
betr. Beſchlagnahme und Ablieferung von Fiſchen“) wird hiermit angeordnet, daß die vor⸗ 
erwähnte Verordnung am 20. Februar 1917 in Kraft tritt. 

Der Stellv. Kommandierende General 
Frhr. von Hollen 
General der Kavallerie. 
) Unmittelbar vorſtehend. 


| Stellv. Generalkommando 
I. Armeekorps. Königsberg (Pr.), den 13. März 1917. 


Abt. Ul b Nr. 1214/5381. 


Beſchlagnahme und Ablieferung von Fiſchen. 
Bekanntmachung. 


Die Verordnung vom 2. Februar 1917 (Ib Nr. 112/50) betreffend Beſchlagnahme 
und Ablieferung von Fiſchen“) wird auf die Fiſche, joweit jie zu den in $ 2 der vorbezeichneten 
Verordnung angegebenen Sorten gehören, ausgedehnt, die in der Krakerorther Lank und in den in 
das Kuriſche Haff mündenden, innerhalb der Amtsbezirke Nidden, Schwarzort, Süderſpitze, Collaten, 
Bommelſvitte, Schmelz, Szarde, Dittauen, Prökuls des Kreiſes Memel; Kliſchen, Kinten, 
Sziesze, Skierwieth, Ibenhorſt, Karkeln, Wenteine des Kreiſes Heydekrug; Inſe des Kreiſes 
Niederung; Gilge, Nemonien, Gr. Friedrichsgraben |, Reikeninken, Legitten, Lablacken des 
Kreiſes Labiau belegenen Flüſſen gefangen werden. 

Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General 
Frhr. von Hollen 
General der Kavallerie. 
*) Vgl. S. 70. 


Stellv. Generalfommando | 


1. Armeekorps. Königsberg (Pr.), den 27. März 1917. 
Sekt. Ill b Nr. 1486/655. en 
Beſchlagnahme und Ablieferung von Fiſchen. e 
Bekanntmachung. 


Die Verordnungen vom 2. Februar und 13. März 1917 (Mb Nr. 112/50 und 
1214531) ) werden dahin abgeändert: 
1. Der Beſchlagnahme und Ablieferung unterliegen nicht: 
Kleine Kaulbarſe im Gemenge, 
kleine Stinte im Gemenge, 
kleine Weißfiſche im Gemenge. 
2. Dieſe Fiſche dürfen von den Fiſchern nur zu den von dem ſtellv. Generalkommando 1. Armee⸗ 
korps feſtgeſetzten Preiſen, die durch die Kreisblätter und in ſonſt üblicher Weiſe bekannt 
gemacht werden, veräußert und 
3. nur auf dem Land- oder Waſſerwege befördert werden. 
Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldſtrafe bis | 
zu 1500 Mark beltraft, 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1917 in Kraft. 


Die jtellv. Generalkommandos des J. und XX. Armeekorps. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Stellv. Kommandierende General 
Frhr von Hollen v. Pannewitz 
General der Kavallerie. General der Infanterie. 


Der Gouverneur der Feſtung Königsberg 
J. V.: von Hindeldey 


Generalleutnant. 
Lötzen, den 19. Mai 1917. 
Der Kommandant der Feſtung Pillau Der Kommandant der Feſte Boyen - | 
v. Raumer Buſſe 
Oberſt. Generalmajor. 


) Vgl. S. 70 und 71. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 30. November 1916. i 


Abt. la Nr. 9467. 


Pferdehandel und Pferdeausfuhr. > 
Verordnung. ' 


. Die jtellvertretenden Generalkommandos dürfen ihren Bedarf an Pferden nur noch | 
5 den ihnen vom Kgl. Kriegsminiſterium zugewieſenen Teilen durch Ankauf oder Aushebung 
ecken. 

Zu dieſem Zweck ſtehen dem ſtellvertretenden Generalkommando XX. Armeekorps die 
Kreiſe Heiligenbeil, Elbing Stadt und Land, Marienburg, Pr. Holland, Mohrungen, Roſenberg, 
Löbau, Lötzen, Sensburg, Allenſtein Stadt und Land, Oſterode, Lyck, Johannisburg, Ortels⸗ 
burg und Neidenburg, dem ſtellvertretenden Generalkommando XVII. Armeekorps die Kreiſe 
Braunsberg und Stuhm zur Verfügung. Die Remonte-Inſpektion ijt berechtigt, im ganzen 
Korpsbezirk des XX. A. K., alſo in ſämtlichen vorſtehend aufgeführten Kreiſen, durch ihre 
Kommiſſionen Pferde anzukaufen. 


Il. Unter Aufhebung der Verordnung vom 15. September 1916 — Abt. la Nr. 7279 — 
über Pferdehandel und Pferdeausfuhr, wird im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit für den 
Korpsbezirk des XX. A. K. folgendes beſtimmt: 

1. Der Pferdehandel im Korpsbezirk iſt erlaubt. 

Die Ausfuhr von Pferden aus dem ganzen Korpsbezirk iſt dagegen ohne Erlaubnis 
Fier D Die Rechte der Remonte⸗Inſpektion werden durch dieſes Verbot nicht berührt (vergl. 

iffer 1). 
j 

2. Händler und Privatperſonen dürfen Pferde — einſchl. Schlachtpferde — aus dem f 
Korpsbezirk nur ausführen, wenn fie einen Erlaubnisſchein des ſtellvertr. Generalkommandos 
XX. A. K. oder der Remonte-3njpeftion haben. 


ax ee 


| 3. Jeder Aufkäufer der Remonte-3nipeftion darf nur foviel Pferde verladen, wie er 
nach Ausweis ſeines Kontrollbuches angekauft hat. Er hat deshalb das Kontrollbuch jedesmal 
der zuſtändigen Polizeibehörde des Verladeortes (in Stadtkreiſen der örtlichen Polizeiverwaltung, 
in Landkreiſen dem Landratsamt) perſönlich vorzulegen und erhält von dieſer eine Beſcheinigung, 
wieviel Pferde und wohin (grundſätzlich nur nach dem im Erlaubnisſchein bezeichneten Muſte⸗ 
[77 rungsort) er befördern darf. 
Er hat dem Eiſenbahnvorſtand der Verladeſtation vor der Verladung vorzuzeigen : 
a) eine Beſcheinigung der Polizeibehörde oder des Landratsamts darüber, wie viele Pferde 
er verladen darf und nach welcher Station ſie zu befördern ſind, und 
b) ſeinen mit abgeſtempelter Photographie verſehenen Erlaubnisſchein der Remonte⸗ 
Inſpektion. 
Die Beſcheinigung zu a wird dem Aufkäufer ſeitens der Eiſenbahnſtation abgenommen. 
f 4. Die Eiſenbahndirektionen und Linienkommandanturen haben alle Eiſenbahnvorſtände, 
Bahnhofskommandanturen uſw. anzuweiſen, Händlern und Privatperſonen das Verladen von 
Pferden nur unter den vorſtehend unter Ziffer II, 2 und 3 angegebenen Vorausſetzungen 
zu geſtatten. 
5. Der Ankauf von Pferden durch militäriſche Ankaufskommiſſionen anderer Armeekorps 
im Bereiche des XX. A. K. außer in den Kreiſen Braunsberg und Stuhm — ſiehe Ziff. 1 — 
iſt nur geſtattet, wenn vorher die Erlaubnis unter Angabe der in Frage kommenden Kreiſe 
ſchriftlich eingeholt wird. Die Aushändigung des Erlaubnisſcheines wird jeweils an den älteſten 
Offizier der Kommiſſion nach perſönlicher Meldung beim ſtellvertretenden Generalkommando 
XX. A. K. erfolgen. 


| II. Auf Fohlen und Pferde bis zu 3 Jahren findet dieſe Verordnung keine Anwen⸗ 
dung. Die Landräte und Oberbürgermeiſter ſind ermächtigt, im Intereſſe des Pferdebeſtandes 
des unterſtellten Befehlsbereichs in ihren Bezirken ſelbſtändig Beſchränkungen über die Anzahl 
der auszuführenden Fohlen und dreijährigen Pferde zu verfügen oder die Ausfuhr gänzlich 
zu verbieten. 
IV. Zuwiderhandlungen gegen die unter Ziff. II, 2—3 erlaſſenen Verbote werden 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft, bei Vorliegen mildernder Umſtände kann auf Haft 
oder auf Geldſtrafe bis Mk. 1500,— erkannt werden. 


V. Dieſe Verordnung tritt am 1. Dezember 1916 in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General 


von Pannewitz 
| General der Infanterie. 


Stellv. Generalfommando 


XX. Armeekorps. Allenſtein, den 4. Januar 
* Abt. llla R Nr. 5988 T. L. 


Umherziehen und Pferde- (Vieh⸗)handel der Zigeuner. 


} Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
beſtimmt: 
§ 1. 
Den Zigeunern und den nach Zigeunerart umherziehenden Perſonen iſt das Umher⸗ 
ziehen von Ort zu Ort mit Wohnwagen oder mit ſonſtigen zum Aufenthalt über Nacht ge⸗ 
eigneten Wagen verboten. 32 


| Jeder Handel (Verkauf, Kauf oder Tauſch) mit Pferden oder Vieh ijt ihnen außerhalb 


ihres Wohnſitzes verboten. Der Handel iſt nur geſtattet, wenn die Zigeuner im Beſitz eines 
von der Ortspolizeibehörde ihres Wohnorts ausgeſtellten mit amtlichem Stempel verſehenen 
Perf onalausweijes mit Bild find und das Eigentum an den Pferden und dem Vieh durch eine 
Beſcheinigung der Ortspolizei nachgewieſen iſt. 


§ 3. 

Die Zigeuner find verpflichtet, die Beſcheinigungen der Polizei jeder Zeit vorzulegen. 
§ 4. 

Die Polizeibehörden ſtellen die Beſcheinigungen gegen eine Gebühr von je 0,50 Mk. aus. 


1917. 


§ 5. 

Mer Pferde oder Vieh von einem Zigeuner erwirbt, der nicht denjelben Wohnort hat 

wie der Erwerber, ijt verpflichtet, das Eigentum des Zigeuners an dem zu erwerbenden Pferd 

oder Vieh auf Grund der ortspolizeilichen Beſcheinigung über das Eigentum des Zigeuners 
(S 2) zu prüfen und ſich dieſe Beſcheinigung aushändigen zu laſſen. 


S 6. 
Die Landräte ſind befugt, bei Zuwiderhandlungen gegen die SS 2, 3 und 5 die 
Pferde und das Vieh zu beſchlagnahmen. 
§ 7. 


Zuwiderhandlungen werden auf Grund des § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des 
Geſetzes vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mk. beſtraft, ſoweit 
die beſtehenden Geſetze keine höhere Strafe androhen. 


§ 8. 
Alle jonjt über Pferdehandel, Meldepflicht, Wandergewerbeſchein und dergl. ergangenen 
Vorſchriften bleiben unberührt. 
§ 9. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Kommandierende General 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. 5 Allenſtein und Lötzen, den 14. März 1917. 


Abt. Wid Nr. 1271 T. I. 


Aufhebung und Verlegung von 
Kram⸗, Vieh⸗ und Pferdemärkten. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps und 
der Feſte Boyen beſtimmt: 
iM 


In den Landkreiſen werden die Landräte, in den kreisfreien Städten die Oberbiirger- 
meiſter ermächtigt, im Intereſſe der Frühjahrsbeſtellung und der Einbringung der Ernte Sram, 
Vieh⸗ und Pferdemärkte, ſoweit letztere nicht militäriſchen Zwecken dienen, nach ihrem Ermeſſen 
aufzuheben oder zu verlegen. 

2, 


Zuwiderhandlungen gegen die von den genannten Behörden getroffenen Anordnungen 
werden nach § 9b des Gejeges vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder 
beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 mit Haft 
oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


3. 


Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft, mit dem gleichen Zeitpunkt wird 
die Bekanntmachung vom 10. September 1916 — Abt. Md Nr. 4157 T. L. — unwirkſam. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz : Buſſe 
General der Infanterie. : Oberſt. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 31. März 1917. 


Abt. llld Nr. 1598 J. L. 
Verlegung und Einſchränkung von Wochenmärkten. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird im Anſchluß an die Verordnung vom 
14. März 1917 — Abt. Id Nr. 1271 T. L.) für den Bereich des XX. Armeekorps und der 
Feſte Boyen beſtimmt: 1 

In den Landkreiſen werden die Landräte, in den kreisfreien Städten die Oberbürger⸗ 
meiſter ermächtigt, im Intereſſe der Frühjahrsbeſtellung und der Einbringung der Ernte Wochen⸗ 
märkte nach ihrem Ermeſſen zu verlegen oder bis auf einen wöchentlich einzuſchränken. 

2 

Zuwiderhandlungen gegen die von den genannten Behörden getroffenen Anordnungen 
werden nach $ 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder 
beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 mit Haft 
oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. f 


3. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 
) Vgl. ©. 74. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps Allenſtein und Lötzen, den 3. April 1917. 


Abt. Hid Nr. 1663 I. I. 
Benutzung und Ueberlaſſung von Schrotmühlen. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps und 
der Feſte Boyen beſtimmt: 


1. 
Als Schrotmühle im Sinne dieſer Verordnung gilt jede nicht gewerblich betriebene 
Mühle und jede Vorrichtung, die zur Herſtellung von Schrot oder Brotmehl geeignet iſt, mag 
jie für Hand: oder Kraftbetrieb eingerichtet, beweglich oder feſt eingebaut fein. 


2. 

Die Benutzung von Schrotmühlen zur Zerkleinerung von Getreide zu Speiſe- oder 
Futterzwecken iſt unterſagt. 

In dringenden Fällen können die Ortspolizeibehörden für beſtimmte Mengen von Brot⸗ 
oder Futtergetreide, ſoweit den Beſitzern das Recht der freien Verfügung über die Früchte zu⸗ 
ſteht, die Verarbeitung mittels Schrotmühlen geſtatten. Die Erlaubnis darf nur ſchriftlich erteilt 
werden und muß den Namen des Beſitzers, Menge und Art des zu verarbeitenden Getreides, 
ſowie die Friſt, für welche die Erlaubnis gilt, enthalten. Die Erlaubnis kann an die Bedin- 
gungen geknüpft werden, daß während der Zeit der Benutzung der Betrieb polizeilich beauf⸗ 
ſichtigt wird. Die Erlaubnisſcheine find nach Ablauf der Friſt der Ortspolizeibehörde zurückzu⸗ 
geben und von dieſer aufzubewahren. 


3. 

Jede entgeltliche oder unentgeltliche, dauernde oder vorübergehende Ueberlaſſung von 
Schrotmühlen an andere iſt unterſagt, ſoweit nicht für vorübergehende Benutzung Genehmigung 
nach Nr. 2 Abſ. 2 erteilt iſt. 

4. 

Verträge über Lieferung von Schrotmühlen, die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung 

noch nicht durch Lieferung ausgeführt ſind, dürfen durch den Veräußerer nicht mehr erfüllt werden. 


5. 
Zuwiderhandlungen werden nach § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 
11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


6. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 
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Stellv. Generalfommando ; : 
XX. Armeekorps Allenſtein, den 14. Oktober 1916. 


Abt. Ila R Nr. 19107/4675 J. I. 


Berkauf von Ferngläſern und Objektiven 
für Photographie und Projektion, 


Verordnung. 


Auf Grund der Kaiſerlichen Verordnung vom 31. Juli 1914 über Erklärung des 
Kriegszuſtandes, des Artikels 68 der Reichsverfaſſung, der §§ 4 und 9 des preußiſchen Ge⸗ 
ſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 beſtimme ich im Intereſſe der öffent⸗ 
lichen Sicherheit: 

> § 1. 

Ich verbiete den An- und Verkauf, Tauſch ſowie jede andere entgeltliche oder unent⸗ 

geltliche Uebereignung von Prismenfernrohren aller Art, Ziel- und terreſtriſchen Ferngläſern 


aller Art, Galileiſchen Gläſern mit einer Vergrößerung von 4 mal und darüber, ſowie der 
optiſchen Teile aller vorgenannten Gläſer, auch wenn ſie im Privatbeſitz ſind. 


Sud 

3d) verbiete den Verkauf von Objektiven für Photographie und Projektion, deren Licht: 
ſtärke bei einer Brennweite von mehr als 18 cm größer oder gleich 1:6,0 it, auch wenn ſie 
im Privatbeſitz ſind. 

§ 3. 

Die in $ 1 erwähnten Ferngläſer dürfen an Heeresangehörige veräußert oder ſonſtwie 
entgeltlich oder unentgeltlich übereignet werden gegen Vorlage einer mit Stempel und Unterſchrift 
verſehenen Beſcheinigung ihres Truppenteils, daß die Ferngläſer zum Dienſt bei der Truppe 
beſtimmt ſeien. 

N § 4. 

Die Uebereignung der in § 1 erwähnten Ferngläſer kann ausnahmsweiſe geſtattet 
werden, falls ihre Vergrößerung die 6 malige nicht überſteigt. Ebenſo kann die Uebereignung 
der in $ 2 erwähnten Objektive für Photographie und Projektion ausnahmsweiſe geitattet 
werden. Bezügliche Anträge find von dem Erwerber an die „Beſchaffungsſtelle für Lichtbild⸗ 
gerät beim Allgemeinen Kriegs⸗Departement“ Abt. H., Berlin W 57, Bülowſtraße 20, portofrei 
zu richten, und zwar in doppelter Ausfertigung unter Beifügung eines nicht portofrei gemachten 
Briefumſchlages mit der Adreſſe des Antragſtellers. Einem ſolchen Antrage kann nur dann 
ſtattgegeben werden, falls eine amtliche Beſcheinigung der für den ſtändigen Wohnort des 
Antragſtellers zuſtändigen Polizeibehörde oder des Landrats beigebracht wird, daß bei dieſen 
Behörden Bedenken gegen den Verkauf mit Rückſicht auf die Perſon des Antragſtellers nicht 
vorliegen. Die Beſcheinigungen ſind auf ein Stück für dieſelbe Perſon zu beſchränken. Handelt | 


es ſich um ein Zielfernrohr, fo muß der Käufer im Beſitz eines Jagdſcheines fein, deſſen ee 
Nummer auf dem Antrage beſonders anzugeben ift. 
Bei den Anträgen ijt folgender Wortlaut einzuhalten : : de 
„Ich bitte um Genehmigung zum Erwerbe cines (genaue Bezeichnung des Gegen- | 
ſtandes) Vergrößerung, Brennweite, Lichtſtärke) Nummer der 
Mertitátte.... aus Bejtánden der Firma Ich verſichere, daß ich dieſen Gegenſtand 


ohne Einwilligung der Beſchaffungsſtelle für Lichtbildgerät beim Allgemeinen Kriegs⸗Departement 
während des Krieges weder verkaufen noch verſchenken noch auf irgend eine andere Art an 
einen Dritten weitergeben werde. 
Name: 
Ort und Tag: Stand: 
Wohnung: 
Jagdſchein⸗Nr. 


(Raum für den amtlichen Beſcheid). 


Berlin, den 151. as 
§ 5. 
Wer gewerbsmäßig Waren, deren Uebereignung nad $$ 1 und 2 verboten iſt, feilhält, | 
hat jie unter Angabe der Fabrik und Nummer, die beide auf der Ware vermerkt jein müſſen, 
in ein Buch einzutragen, das mit dem Tage des Inkrafttretens dieſer Verordnung der zu⸗ 
ſtändigen ortspolizeilichen Behörde zur Beglaubigung vorzulegen iſt. Jede Veränderung des 
Lagers iſt in den Büchern ſofort zu vermerken. 
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§ 6. 
Der Bezug durch militäriſche Dienjtitellen und der gewerbsmäßige Bezug der in $$ 1 
und 2 bezeichneten Waren ſeitens der Händler von den Fabriken werden durch die vorſtehenden 
Beſtimmungen nicht berührt. 


§ 7. 
Eine Erlaubnis zur Uebereignung der in SS 1 und 2 bezeichneten Waren ijt nicht 


einzuholen, wenn die Waren in das Ausland verkauft werden ſollen. In dieſem Falle gelten 
die wegen Einholung von Ausfuhrbewilligungen erlaſſenen Sonderbeſtimmungen. 


50% 

Wer den Vorſchriften der SS 1, 2 und 5 zuwiderhandelt oder zu einer Uebertretung 
der SS 1, 2 und 5 auffordert oder anreizt, wird, ſofern nicht nach den allgemeinen Straf⸗ 
geſetzen eine härtere Strafe verwirkt iſt, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. Sind 
mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder auf Geldſtrafe bis zu 1500 Mark 
erkannt werden. 


§ 9. 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. Meine in gleicher Sache erlaſſene Verordnung 
vom 5. Mai 1916 — Abt. IVa Nr. 7867 — wird hiermit aufgehoben. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Kürallier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


*) Der $ 5 in nachſtehender Strafandrohung iſt durch Bekanntmachung vom 8. Februar 1917 — 
Abt. IIIa R Nr. 691 T. I. — nachträglich hinzugefügt. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 11. Dezember 


Abt. llla R Nr. 5740 T. L. 


— U 


Lieferung von Kohlen, Koks und Briketts. 


is Bekanntmachung. 
Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
1: beſtimmt: 
§ 1. 
| Inſoweit von dem Kriegsamt (Kohlenausgleich) einem Lieferer die Lieferung von 
| Kohlen, Koks und Briketts als nicht erforderlich bezeichnet wird, wird ihm die Lieferung verboten. 
| $ 2. 
] Zuwiderhandlungen werden gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit 
ö Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach $ 1 des Geſetzes 
vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft, ſofern nicht 
nach allgemeinen Strafbeſtimmungen höhere Strafen verwirkt ſind. 
$ 3. 
' Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. Das unterzeichnete General- 
| kommando bejtimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens. 
Der Stellv. Kommandierende General 
| 
4. von Pannewitz 
General der Infanterie. 
st 
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Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 27. April 


Abt. lb Nr. 2089 J. I. 


Entladung von Eiſenbahnwagen. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps und 
der Feſte Boyen beſtimmt: 
% 
Den Empfängern von Eijenbahnwagenladungen ijt verboten, zur Entladung bejtimmte 
Wagen über die Lagefriſt hinaus ſtehen zu laſſen. 


€ 


Auch an Sonn- und Feiertagen find Eiſenbahnwagen auf Verlangen der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung zu beladen und zu entladen. 

Verlangt die Eiſenbahn verwaltung die Be- oder Entladung von Eiſen— 
bahnwagen an einem Sonn- oder Feiertage, jo find die Angejtellten und Arbeiter 
der zur Be- oder Entladung angehaltenen Betriebe auf deren Erfordern zur Arbeit 
gegen die für die Mehrleiſtung jeweils am Orte übliche Vergütung verpflichtet). 


3. 
Die Inhaber kaufmänniſcher Firmen haben Sorge zu tragen, daß Benachrichtigungen 
über Beladen und Entladen der Wagen an Sonn- und Feiertagen zu ihrer Kenntnis kommen. 


4. 
Bei Zuwiderhandlungen tritt Zwangsentladung und Zwangszuführung der Güter auf 
Kojten der Empfänger nach Maßgabe der von der Eiſenbahnverwaltung aufzuſtellenden Be- 
rechnung ein. 


y. 
Wer dieſe Verbote übertritt oder zu ſolchen Uebertretungen auffordert oder anreizt, wird 
gemäß $ 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim 
Vorliegen mildernder Umitánde nach $ 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder 
mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


6. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft; mit dem gleichen Zeitpunkt 
wird die Bekanntmachung vom 23. Dezember 1916 — Abt. llla R 5858 T. L. — über den⸗ 
ſelben Gegenſtand unwirkſam. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
v. Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 


5 Abſ. 2 der Nr. 2 iſt durch Verordnung vom 1. Juni 1917 — Abt. IIIb Nr. 2844 T. L. — hinzugefügt. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 7. Juni 


Abt. Ul b Nr. 2931 T. I. 


Ermittelung der Leiſtungen deutſcher Waſſerſtraßen 
ſowie der Schiffahrts⸗ und Umſchlagbetriebe. 


Bekanntmachung. 


Zur ungehinderten Abwickelung des Verkehrs muß eine möglichſt volle Ausnutzung 
aller Verkehrsmittel und dementſprechend eine richtige Verteilung der Güter auf Eiſenbahn und 
Waſſerſtraßen nach ihrer jeweiligen Leiſtungsfähigkeit angeſtrebt und erreicht werden. Dazu iſt 
erforderlich, daß über die tatſächlichen und möglichen Leiſtungen der Waſſerſtraßen und der 
Schiffahrts⸗ und Umſchlagbetriebe ſowie über die Vorausſetzungen für dieſe Leiſtungen fortlaufend 
und ſchnell einwandfreie Angaben beigebracht werden. 

Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird daher für den Bereich des XX. Armee⸗ 
korps und der Feſte Boyen beſtimmt: 

Die für die Zwecke des Abſatz 1 erforderlichen Angaben ſind der Schiffahrtsabteilung 
beim Chef des Feldeiſenbahnweſens, der die Durchführung dieſer Aufgaben obliegt, auf deren 
Erfordern durch die Hafenverwaltungen, wirtſchaftlichen Verbände, Verkaufsvereinigungen, durch 
die Inhaber von Sdiffahrts- und Umſchlagbetrieben ſowie durch alle mit dem Waſſerverkehr in 
Verbindung ſtehenden Perſonen und Firmen in der von der Schiffahrtsabteilung feſtgeſetzten 
Zeit und Form unmittelbar zu machen. 

Nichtbefolgungen werden auf Grund des § 9b des Geſetzes über den Belagerungs⸗ 
zuſtand mit Gefängnis bis zu einem Jahre, im Milderungsfalle nach § 1 des Geſetzes vom 
11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis -zu 1500 Mark beſtraft. 

Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 


1947. 
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Stellv. Generalkommando 


XX. Armeekorps. Allenſtein, den 13. April 
ir Abt. lla Nr. 1522 J. I. 
+8 Ausbeutung Kriegsbeſchädigter. 
Bekanntmachung. 


Um einer erfahrungsgemäß zu fürchtenden Ausbeutung oder dem Mißbrauch der 
Kriegsbeſchädigten durch private Unternehmer und der damit verbundenen, ihren wirklichen 
Intereſſen oft zuwiderlaufenden Berufsberatung vorzubeugen, werden im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit auf Grund des § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 und des Geſetzes vom 
11. Dezember 1915 für den geſamten Befehlsbereich des ſtellv. XX. Armeekorps verboten: 

1. die öffentliche Ankündigung privater Lehrgänge, welche zum Zwecke der Berufsſchulung 
Kriegsbeſchädigter eingerichtet oder beſtimmt und von dem Träger der bürgerlichen Fürſorge 
(den Herren Landeshauptleuten der Provinzen Ojt- und Weſtpreußen) nicht ausdrücklich 
anerkannt und empfohlen ſind; 
jede mündliche oder ſchriftliche Aufforderung Kriegsbeſchädigter zur Teilnahme an privaten 
Lehrgängen der zu 1 genannten Art; 

3. jedes einem Kriegsbeſchädigten geltende öffentliche oder perſönliche (ſchriftliche oder münd⸗ 
liche) Angebot zum Vertrieb von Waren jeglicher Art; 

4. es wird ferner verboten, Kriegsbeſchädigten Werkzeuge, Maſchinen, Muſikinſtrumente oder 
andere dem Erwerbe dienende Gegenſtände gegen Sicherheitsleiſtung oder auf Abſchlags⸗ 


po 


1916. 


zahlung zum Kauf ohne vorherige ausdrückliche Aufforderung des Käufers anzubieten. 


N 
Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre, beim Vorliegen 
mildernder Umſtände mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mk. beſtraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


) Nr. 5 vgl. die unmittelbar nachfolgende Verordnung vom 8. Oktober 1916 — Abt. IIIa R 4618 T. I. —. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 8. Oktober 


Abt. llla R Nr. 4618 T. L. 


** 


Ausbeutung Kriegsbeſchädigter. 
Bekanntmachung. 


Die Verordnung vom 13. April 1916 über die Ausbeutung Kriegsbeſchädigter — 
Abt. llla Nr. 1522 T. L. — 1) erhält unter Aufhebung der Bekanntmachung vom 25. Juli 1916 
— Abt. IMMd Nr. 3187 T. L. — 2) als Nr. 5 den Zuſatz: 


5. Weiterhin iſt es verboten, daß Perſonen, die nicht Rechtsanwälte oder nicht bei den 
Gerichten als Parteivertreter zugelaſſen ſind, gegen Entgelt Geſuche für Kriegsbeſchädigte oder 
deren Angehörige und Hinterbliebenen zur Verfolgung von Rentenanſprüchen oder Unterſtützungen, 
Erbittung von Anſtellungsſcheinen oder Erhebung ähnlicher Anſprüche anfertigen. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


1) Vgl. unmittelbar vorſtehend. 
2) Dieſe erſtreckte ſich nur auf einen kleineren Kreis von Geſuchſtellern und Geſuchsarten. 
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Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. l Allenſtein und Lötzen, den 10. März 1917. 


Abt. Wid Nr. 1187 I. I. 


Wechſel und Räumung von Mietwohnungen. 
Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps und 
der Feſte Boyen beſtimmt: 1. 

In allen Städten des Korpsbereichs wird für Mietwohnungen der diesjährige April⸗ 
Umzug und jeder ſpätere Umzug ſowie die zwangsweiſe Räumung verboten. 


Folgende Ausnahmen finden ſtatt: 

a) Der Umzug iſt erlaubt, wenn Vermieter und Mieter über die Räumung der Wohnung 
einig ſind und dem Mieter eine andere Wohnung zur Verfügung ſteht. 

b) Der Umzug darf auch ohne dieſe Einigung ſtattfinden, wenn der Mieter eine freiſtehende 
Wohnung bezieht und nachweiſt, daß er ſeine Miete unse bezahlt oder Stundung. 
erhalten hat. 

c) Der Vermieter darf die Räumung der Wohnung zwangsweise herbeiführen, wenn er nach⸗ 
weiſt, daß der Mieter böswillig ſeine vertraglichen Verpflichtungen nicht erfüllt, insbejondere 
trotz vorhandener Mittel den Mietzins nicht entrichtet. 


3: 
Wird das Mietverhältnis über die vertragsmäßige Dauer fortgeſetzt, jo bleiben mangels | 
Einigung die bisherigen Vertragsbeſtimmungen maßgebend. Jedoch kann der Vermieter, jofern 
der angemeſſene Mietpreis höher iſt als der bisher gezahlte Mietzins, die angemeſſene Vergütung, 
in keinem Falle aber mehr als die bisherige Vergütung zuzüglich eines Zuſchlages von 10 %, 
verlangen, muß dies jedoch dem Mieter vor Ablauf der Vertragszeit erklären. 


4. 
Jeder Vermieter darf für Mietwohnungen keinen höheren als den angemeſſenen Miet⸗ . 
zins fordern, in keinem Falle aber mehr als die bisher für die Wohnung verlangte Vergütung 
zuzüglich eines Zuſchlages von 10 00. 
5. 
Zuwiderhandlungen werden gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes 
vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


6. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Oberſt. 


Stellv. Generalkommando | 
XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 1. Juni 1917. L 
* 


Abt. ib Nr. 2772 T. I. 


Wechſel und Räumung von Mietwohnungen. : 
Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen N wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
und der Feſte Boyen beſtimmt: 


Die Verordnung vom 10. März 10175 — Abt. ld Nr. 1187 J. L. — über Wechſel 
und Räumung von Mietwohnungen, die ſich nicht auf Geſchäftsräume bezieht, findet auch 
auf ſolche Wohnräume keine Anwendung, welche nach ihrer wirtſchaftlichen Beſtimmung mit den 
Geſchäftsräumen verbunden ſind oder bisher in der Regel mit dieſen gemeinſam vermietet waren. 


2. 

Wenn die Mieter von Wohnungen die Mitteilung einer bis zum angemeſſenen Preis, 
höchſtens 10%, zuläſſigen Mietſteigerung für die Zeit nach Ablauf des Mietvertrags erhalten, 
haben ſie dem Vermieter unverzüglich oder innerhalb der ihnen vom Vermieter geſetzten Friſt 
eine Erklärung darüber abzugeben, ob ſie beabſichtigen, die höhere Miete nicht zu zahlen und 
von der Erlaubnis zum Umzug aus Nr. 2 b der genannten Verordnung Gebrauch zu machen, 
andernfalls angenommen wird, daß ſie für den höheren Mietzins und im übrigen nach der 
Beſtimmung der Nr. 3 daſelbſt unter den alten Vertragsbedingungen wohnenbleiben werden. | 


3. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. | | 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe e 
General der Infanterie. Generalmajor. | 
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Stellv. Generalfommando 


XX. Armeekorps. Allenſtein, den 9. Juni 1917. 
1 Abt. Ib Nr. 3001 T. I. 
é : Anmeldung von Bauten, 
Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 

| und der Feſte Bonen angeordnet, daß alle im Gange befindlichen und in Zukunft geplanten 

Bauarbeiten, jeder Neu-, Erweiterungs⸗ und Umbau, der begonnen oder fortgeführt werden ſoll, 

— auch die mit erteilter Bauerlaubnis — bis zum 7. Juli d. Is. bei der Kriegsamtſtelle 

Allenſtein anzumelden ſind. 

Hierzu ſind Fragebogen von der Kriegsamtſtelle anzufordern und in dreifacher Aus⸗ 
fertigung mit den erforderlichen Anlagen einzureichen. Von der Kriegsamtſtelle wird Auskunft 
in allen Zweifelsfällen erteilt. 

Bauten der Bautenliſte des Kriegsamts unterliegen dieſer Meldepflicht nicht. 

Für bereits im Gange befindliche Bauten veranlaßt die Kriegsamtſtelle entweder Ein⸗ 
’ itellung des Baues oder Genehmigung zur Weiterführung; bis zu dieſer Entſcheidung darf 

N weitergebaut werden, längſtens jedoch bis 20. Juli d. Is. Neuzubeginnende Bauten dürfen 

. ohne Genehmigung der Sriegsamtitelle nicht ausgeführt werden. 

1 Diejenigen Bauten, die in der vom Regierungspräſidenten aufgeſtellten Wiederaufbau⸗ 
liſte für das Jahr 1917 aufgeführt ſind, unterliegen dieſer Meldepflicht nicht, wenn die be⸗ 
treffenden Bauherren bis zum 30. Juni d. Is. vom Landrat eine ſchriftliche Mitteilung erhalten, 
daß ſie von der Meldepflicht entbunden ſind. 

; Die Unterlaſſung der Anmeldung ſowie die Fortführung von Bauten entgegen der 
Einſtellungsverfügung und die Ausführung neuzubeginnender Bauten ohne Genehmigung oder 
ſonſtige Zuwiderhandlungen werden nach S 9 b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand 

i vom 4. Juni 1851 und § 1 des Geſetzes über Abänderung des Geſetzes über den Be— 
lagerungszuſtand vom 11. Dezember 1915 mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Haft 
oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
v. Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 18. März 1917. 


Abt. IVa Nr. 3404. 


Verarbeitung von Offiziertuchen. 
Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
und 11. Dezember 1915 (R. G. Bl. S. 813) verordne ich im Intereſſe der öffentlichen Sicher⸗ 
heit für den Bezirk des XX. Armeekorps und der Feſte Boyen folgendes: 

Um Preistreibereien mit Offiziertuchen vorzubeugen und alle Tuchbeſtände unter Auf⸗ 
ſicht zu haben, werden an Verarbeiter (Schneider, Mützenmacher) Offizier⸗ uſw. Tuche nur noch 
durch das Reſerve⸗Bekleidungsamt ausgegeben. 


1. Schneider und Mützenmacher (Verarbeiter), die bereits im Frieden Offizierbekleidungs⸗ 
ſtücke angefertigt haben und deren Jahresverbrauch an Offiziertuchen mindeſtens 300 m betragen 
hat, werden mit einem Betriebsvorrat an Tuchen verſehen. Hierzu haben die Verarbeiter ihren 
jetzigen Beſtand und den durchſchnittlichen Verbrauch an Offiziertuch in einem Monat der letzten 
3 Friedensjahre dem jtello. Generalkommando XX. A. K. ſpäteſtens bis zum 28. März 1917 
anzumelden. Zweigſtellen im Inlande melden ihren Beſtand und Bedarf nicht durch ihre 
Stammhäuſer, ſondern beim Generalkommando ihres Wohnbereichs an. Zu demſelben Zeit⸗ 
punkt iſt von den Verarbeitern mitzuteilen, welche Preiſe für die Tuche — ihren jetzigen Be⸗ 
ſtand — von ihnen gefordert werden. 

Das Generalkommando ſetzt den zuſtändigen Betriebsvorrat in Grenzen des durch— 

5 ſchnittlichen Monatsfriedensverbrauchs felt und beauftragt das Reſerve-Bekleidungsamt XX. A. K., 

j die Tuchmengen an die Verarbeiter gegen Bezahlung abzugeben. Ein Anſpruch auf jofortige 

| Lieferung des geſamten feſtgeſetzten Betriebsvorrats beſteht nicht. Die Lieferung kann nur all: 
mählich erfolgen. 

2. Den Verarbeitern iſt geſtattet, den in Anſpruch genommenen Betriebsvorrat monat⸗ 

a lich einmal durch unmittelbare Anforderung beim Reſerve-Bekleidungsamt XX. A. K., 

| Frankfurt (Oder), zu ergänzen. Zu dieſem Zweck reihen fie am 1. jeden Monats dem Amt 
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eine Liſte über den Tuchverbrauch mit den zugehörigen Beſtellungen der Offiziere uſw. — iw 
Arſchrift — ein, worauf ihnen die Tuchmengen als Erſatz gegen Bezahlung zugewieſen werden. 


3. Verarbeiter, die im Frieden bereits Offizierbekleidungsſtücke angefertigt haben, deren 
Jahresverbrauch jedoch unter 300 m betragen hat, erhalten keinen Betriebsvorrat, ihnen werden 
zum 1. jeden Vierteljahres Tuche auf Grund der Beſtellſcheine der Offiziere uſw. gegen Be⸗ 
zahlung verabfolgt. 


4. Sämtliche Verarbeiter müſſen ſich bei der Anmeldung des Betriebsvorrats oder bei 
der Abholung des erſten Bedarfs ſchriftlich verpflichten: 

a) die ihnen überwieſenen Tuche nur zur Herſtellung von Bekleidungsſtücken für Offiziere, 
Beamte der Heeresverwaltung und an ſolche Anteroffiziere — Gehaltsempfänger — abzu⸗ 
geben, die ihre Uniform aus eigenen Mitteln ſelbſt beſchaffen müſſen. Für dieſe letzteren 
kommt jedoch nur Mannſchaftstuch in Frage. A. V. Bl. 1916 — S. 18 und 193 —. 

b) bei der Ablieferung der fertiggeſtellten Uniformen in der Rechnung die verbrauchten Tuch⸗ 
mengen und den Preis des Tuchs, wie er an das Reſervebekleidungsamt gezahlt iſt, zu 
erläutern. 

c) alle bei der Herſtellung der Uniformen uſw. anfallenden Abfälle, Lumpen gegen Erſtattung 
der für dieſe Abfälle jeweils feſtgeſetzten Höchſtpreiſe an das Reſerve⸗Bekleidungsamt 
zurückzuliefern. 

Die Angaben der Verarbeiter unterliegen der Nachprüfung durch das ſtellv. General: 
kommando. 

Anrichtige Angaben und Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre beſtraft. Beim Vorliegen mildernder Umſtände kann auf Haft oder Geldſtrafe bis zu 
1500 Mark erkannt werden. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Oberſt. 


Stellv. Generalkommando 
I. Armeekorps. Königsberg (Pr.), den 23. April 1917. 


Abt. IVa Nr. 5754. 


Streckung der Heeresnäharbeiten. 
Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand wird für den Bereich 
des l. Armeekorps — ausſchließlich Kreis Roffel — und für die Kreiſe Braunsberg, 
Heiligenbeil, Pr. Holland und Mohrungen) folgendes beſtimmt: i 


§ 1. 

Mit Näharbeiten (Neuanfertigungen und Inſtandſetzungsarbeiten), die von militäriſchen 
Beſchaffungsſtellen vergeben ſind, darf nur beſchäftigt werden, wer im Beſitze einer vom Kriegs⸗ 
bekleidungsamt 1. Armeekorps ausgeſtellten Arbeitsausweiskarte für Heeresnäharbeiten iſt. 

Die Beſtimmung des Abſatz 1 gilt auch für Arbeitgeber, die ſelbſt mitarbeiten, und. 
für Arbeitgeber, die, ohne in einem Militärverhältnis zu ſtehen, in Militärwerkſtätten arbeiten. 

Der Beſitz der Ausweiskarte iſt Vorausſetzung für die Beſchäftigung mit Heeresnäh⸗ 
arbeiten, gibt aber keinen Anſpruch auf ſolche Beſchäftigung. Er ſteht daher auch der Heran⸗ 
ziehung des Inhabers zum Vaterländiſchen Hilfsdienſt — ſofern dieſe ſonſt gerechtfertigt iſt — 
nicht entgegen. $ 2. 

Eine Ausweiskarte für Heeresnäharbeiten erhalten auf Antrag: 

1. gelernte Berufsarbeiter und arbeiterinnen aus dem Schneidergewerbe und verwandten 
Berufen einſchl. Schneiderlehrlingen (Gruppe 1 der „Grundſätze“ des Königlichen Kriegs⸗ 
miniſteriums vom 14. 9. 1916). 

2. Frauen und Mädchen, die auf die Beſchäftigung mit Heeresnäharbeiten als einzige 
Einnahmequelle angewieſen ſind — Gruppe 2 — und 

3. ſolche Frauen und Mädchen, die nur mit Hilfe einer ſolchen Beſchäftigung einen 
den Zeitumſtänden entſprechenden beſcheidenen Lebensunterhalt erlangen können — Gruppe 3: 
der „Grundſätze“ des Königlichen Kriegsminiſteriums vom 14. 9. 16. 

$ 3. 

Als gelernte Berufsarbeiter und -arbeiterinnen ($ 2 Ziffer 1) gelten diejenigen 
Perſonen, die als Schneider oder Mützenmacher eine Geſellenprüfung beſtanden haben oder ſich 
noch im Lehrlingsverhältnis befinden, ſowie ferner Frauen und Mädchen, deren Haupterwerbs⸗ 
zweig die Beſchäftigung mit Schneider, Näh- oder ähnlichen Arbeiten bereits vor dem 
1. Auguſt 1914 geweſen iſt. 

Frauen und Mädchen, die erſt nach dem 1. Auguſt 1914 die Beſchäftigung mit 
Schneider, Näh⸗ oder ähnlichen Arbeiten aufgenommen haben, ſind als gelernte Berufs⸗ 
arbeiterinnen dann anzuſehen, wenn ſie durch längere Beſchäftigung die Fertigkeiten einer 
Berufsarbeiterin erworben haben und dieſe Beſchäftigung ihr Haupterwerbszweig ijt. 


>, Dieſe 4 Kreiſe gehören zum Befehlsbereich des ſtellb. XX. Armeekorps. 
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§ 4. 

Auf die Beſchäftigung mit Heeresnäharbeiten angewiejen (§ 2 Ziffer 2) find Frauen 
und Mädchen, die wegen gejundheitliher oder häuslicher Verhältniſſe nicht in der Lage find, 
durch andere Arbeit (Fabrikarbeit uſw.) einen beſcheidenen Lebensunterhalt zu erwerben, und die 
einen ſolchen Unterhalt auch aus anderen Mitteln nicht zu beſtreiten vermögen. 

Eine Ausweiskarte erhalten insbeſondere nicht Frauen und Mädchen, die 

a) — arbeitsfähig ſind und häusliche Pflichten nicht haben oder ſich darin vertreten laſſen 
önnen; 

b) ſonſtige eigene Einnahmen haben, die für einen beſcheidenen Lebensunterhalt ausreichen; 

c) einen Ernährer haben, der ihnen einen beſcheidenen Unterhalt zu gewähren vermag. 


§ 5. 
Jugendliche Perſonen unter 16 Jahren, mit Ausnahme der Schneiderlehrlinge, dürfen 
keine Ausweiskarte erhalten, es ſei denn, daß ganz beſondere Ausnahmeverhältniſſe vorliegen. 


Für Heimarbeit ſollen aus einer Hausgemeinſchaft (Familie) in der Regel nur eine 
Perſon, ausnahmsweiſe höchſtens zwei Perſonen Ausweiskarten erhalten. 


S 6. 
Die Ausgabe der Ausweiskarten erfolgt durch das Kriegsbekleidungsamt I. Armeekorps 
in Königsberg. 
Sämtliche mit Heeresnäharbeit beſchäftigten Perſonen haben umgehend nach Erlaß 
dieſer Bekanntmachung eine Beſcheinigung bei der zuſtändigen Ortspolizeibehörde zu beantragen 
und ſie ihrem Arbeitgeber vorzulegen. 


Die Ortspolizeibehörden ſind verpflichtet, dieſen Anträgen unverzüglich zu entſprechen; 
die Beſtimmungen der S$ 2—5 find hierbei genau zu beachten. Die Beſcheinigungen müſſen 
enthalten: 

Vor⸗ und Zuname, 

Geburts-Tag, -Monat, ⸗Jahr und Ort, 

Genaue Wohnungsangabe, 

Angabe, zu welcher Gruppe (vergl. § 2) die betr. Perſon zu rechnen iſt; auf 
§ 4 Abſ. 2 wird beſonders hingewieſen. 

Die Ortspolizeibehörden haben eine laufende Kontrolliſte über die erteilten Beſcheini⸗ 
gungen zu führen; es iſt beſonders darauf zu halten, daß Beſcheinigungen nicht doppelt aus⸗ 
geſtellt werden. 


Die Arbeitnehmer haben ihre Beſcheinigung dem Arbeitgeber vorzulegen; letztere über⸗ 
ſenden ſie geſammelt und alphabetiſch geordnet dem Kriegsbekleidungsamt. 

Späterer Mehrbedarf iſt auf dem gleichen Wege beim Kriegsbekleidungsamt zu 
beantragen. 

Beſtehen hiernach noch Zweifel, ſo veranlaßt die Polizeibehörde die Klarſtellung und 
entſcheidet ſodann, ob die Ausweiskarte auszuſtellen oder der Antrag abzulehnen iſt. Im letzteren 
Falle iſt ein ſchriftlicher Beſcheid mit kurzer Darlegung der Ablehnungsgründe zu erteilen. 


Gegen die Ablehnung findet die Beſchwerde im Aufſichtswege ſtatt. Die Aufſichts⸗ 
behörde hat das Kriegsbekleidungsamt I. Armeekorps in Königsberg gutachtlich zu hören und, 
wenn fie dem Gutachten nicht beitreten kann, die Entſcheidung des ſtellvertretenden General⸗ 
kommandos I. Armeekorps herbeizuführen. Tritt die Aufſichtsbehörde dem Gutachten des Kriegs- 
bekleidungsamtes bei, ſo iſt ihre Entſcheidung endgültig. 


§ 7. 


Die Ausweistarten gelten nur für den Bereich des J. Armeekorps — ausſchließlich 
Kreis Röſſel — ferner für die Kreiſe Heiligenbeil, Braunsberg, Mohrungen und Pr. Holland. 


$ 8. 


Kein Arbeitgeber darf Perſonen mit Heeresnäharbeiten beſchäftigen, die nicht im Be⸗ 
ſitze einer vom Kriegsbekleidungsamt I. Armeekorps ausgeſtellten Ausweiskarte find. 

Im übrigen darf jeder Arbeitgeber ſeine bisherigen Arbeiter und Arbeiterinnen weiter 
beſchäftigen. Werden Stellen frei, ſo ſind in erſter Linie Inhaber von Ausweiskarten der 
Gruppe 1 ($ 2 Ziffer 1), und nur wenn geeignete Kräfte dieſer Art ſich nicht melden, 
Inhaberinnen von Ausweiskarten der Gruppe 2 und 3 (§ 2 Ziffer 2 und 3) anzunehmen. 
Unter letzteren ſind ſolche Frauen und Mädchen zu bevorzugen, die nachweiſen, daß ſie erwerbs⸗ 
unfähige Angehörige, namentlich Kinder, zu unterhalten oder zu unterſtützen haben, oder die nur 
vermindert arbeitsfähig ſind. En 

y „ 


Der Arbeitgeber hat die Ausweiskarte den mit Heeresnäharbeiten beſchäftigten Perſonen 
bei der Einſtellung abzunehmen und unter Verſchluß aufzubewahren. Der Arbeitsbeginn iſt 
ſofort und bei der Entlaſſung die Beendigung des Arbeitsverhältniſſes vor Aushändigung der 
Ausweiskarte einzutragen. Die Richtigkeit der Eintragung ijt durch Unterſchrift oder Stempel 
zu beſtätigen. N 

Perſonen, in deren Ausweiskarte die Entlaſſung von der letzten Arbeitsſtelle nicht ein⸗ 
getragen iſt, dürfen zur Beſchäftigung mit Heeresnäharbeiten nicht angenommen werden. 
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§ 10. 

Die Ausweistarte iſt nur gültig für die Perſon, auf deren Namen ſie ausgeſtellt iſt; 
Uebertragung auf eine andere Perſon iſt verboten. 

Den Inhabern von Ausweiskarten iſt es verboten, die ihnen vom Arbeitgeber über⸗ 
tragenen Heeresnäharbeiten ganz oder auch nur teilweiſe anderen Perſonen zur Fertigſtellung 
zu überlaſſen. 

Verluſt der Ausweiskarte iſt unverzüglich dem Kriegsbekleidungsamt unter Nennung 
von Vor⸗ und Zuname, Geburtstag und jahr, der Wohnung ſowie der letzten Arbeitsſtelle 
mitzuteilen. 

§ 11. 

Verzieht der Inhaber einer Ausweiskarte innerhalb des im $ 7 bezeichneten Bereiche, 
jo ijt der Wohnungswechſel unverzüglich dem Kriegsbekleidungsamt mitzuteilen. Die Wusweis- 
karten ſind bei der Anmeldung am neuen Wohnort von der Ortspolizeibehörde entſprechend zu 
berichtigen. 

Verzieht der Inhaber einer Ausweiskarte in einen anderen Korpsbereich, ſo hat er die 
Ausweiskarte an das Kriegsbekleidungsamt gegen Ablieferungsbeſcheinigung zurückzugeben. Nur 
gegen dieſe Ablieferungsbeſcheinigung erhält er am neuen Wohnort eine neue Ausweistarte. 


§ 12. 
Stirbt der Inhaber der Ausweiskarte oder fallen die Vorausſetzungen fort, unter denen 
ihm eine ſolche ausgeſtellt wurde, ſo iſt die Ausweiskarte dem Kriegsbekleidungsamt zurückzugeben. 


Die Arbeitgeber ſollen, wenn Fälle der in Abſatz 1 genannten Art zu ihrer Kenntnis 
kommen, das Kriegsbekleidungsamt benachrichtigen. Hat dieſes die Wusweistarte noch nicht 


zurückerhalten, ſo veranlaßt es die Nachprüfung des Sachverhalts und gegebenenfalls die Ein⸗ 
ziehung der Ausweiskarte. 

Zurückgegebene und eingezogene Ausweiskarten werden vom Kriegsbekleidungsamt 
vernichtet. 


$ 13. 
Zum 15. jeden Monats teilen alle Anfertigungsſtellen (Innungen, Genoſſenſchaften, 


Firmen, Wohlfahrtsvereine pp.), welche unmittelbar vom Amt beſchäftigt werden, letzterem die 
Zahl der bei ihnen vorhandenen Ausweiskarten mit und zwar getrennt nach Gruppen. 


$ 14. 


Zuwiderhandlungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer gegen die Beſtimmungen 
SS 1, 5 Abſatz 2, 8, 9, 10 Abſ. 1 werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre, bei Vor⸗ 
liegen mildernder Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


§ 15. 
Dieſe Verordnung tritt am 15. Mai 1917 mit der Maßgabe in Kraft, daß die Be⸗ 
ſchäftigung ohne Ausweiskarte inſoweit zuläſſig bleibt, als der Arbeitgeber glaubhaft macht, bereits 


bis 5. Mai 1917 ein Verzeichnis der von ihm beſchäftigten Perſonen zur Ausſtellung von Aus⸗ 
weiskarten dem Kriegsbekleidungsamt eingereicht zu haben. 


Für den Bereich des J. Armeekorps — ausgenommen Kreis Röſſel —. 
Königberg, den 23. April 1917 


Der Stellv. Kommandierende General des |. Armeekorps 


Frhr. v. Hollen 


General der Kavallerie. 


Für die Kreiſe Heiligenbeil, Braunsberg, Mohrungen und Preußiſch Holland. 
Allenſtein, den 31. März 1917 


Der Stellv. Kommandierende General des XX. Armeekorps 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 


Für den Befehlsbereich 


des Gouvernements von Königsberg Für den Befehlsbereich der Feſtung Pillau 
Der Gouverneur v. Raumer 
J. V.: v. Sindeldey Oberſt und Kommandant. dle 
Generalleutnant. 
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Kriegsbeute 


und militärische Ausrüſtungsgegenſtände. 


Stellv. Generalfommando 
XX. Armeetorps. - Allenſtein, den 12. Februar 1915. 


Ablieferung von militäriſchen Aus⸗ 
rüſtungsſtücken und Kriegsbeute. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Korpsbezirk des XX. Armeekorps 
folgendes beſtimmt: 

1. Es wird verboten, die von Militärperſonen in ihren Quartieren oder ſonſtigen 
Unterkunftsräumen in nicht der Militärverwaltung unterſtehenden Gebäuden zurückgelaſſenen, dem 
Fiskus gehörigen Gegenſtände in Verwahrung zu nehmen oder ſonſt dem militäriſchen Gebrauche 
zu entziehen. 

Solche Gegenſtände find vielmehr ſofort der nächſten Militär- oder Polizeibehörde ab⸗ 
zuliefern. Dieſe Verpflichtung liegt demjenigen ob, in deſſen Beſitz oder Gewahrſam die Gegen⸗ 
ſtände gelangt ſind. 

2. Das Aneignungsrecht der Kriegsbeute d. h. aller auf den Schlachtfeldern und an 
ſonſtigen Orten vom Feinde zurückgelaſſenen Ausrüſtungs⸗ und Bekleidungsſtücken ſteht nur dem 
Staate zu. 


Die unberechtigte Aneignung ſolcher Beuteſtücke und jeder Erwerb durch Kauf, 
Schenkung o. dgl. wird verboten. 


Wer ſolche Gegenſtände in ſeinem Beſitz oder Gewahrſam hat, muß ſie ungeſäumt an 
die nächſte Militär- oder Polizeibehörde abliefern. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Ge- und Verbote werden, ſofern nicht beſtehende Straf⸗ 
x geſetze eine höhere Strafe androhen, nach § 9b des Gejeges über den Belagerungszuſtand mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 


Der Stellv. Kommandierende General des XX. Armeekorps 


Graf v. Schlieffen. 
General der Kavallerie. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 19. Juli 1915. 


Abt. llla Nr. 2306 I. I. 


Herſtellung von Schmuckgegenſtänden 
aus kupfernen Geſchoßführungsb ändern. 


Bekanntmachung. 


Auf Grund des $ 4 und*) $ 9 Ziff. b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 
4. Juni 1851 verordne ich für den Bereich des XX. Armeekorps im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit, wie folgt: 


Die Herſtellung von Schmuckgegenſtänden aus kupfernen Führungsbändern von Artillerie⸗ 
geſchoſſen ſowie die Aufforderung zur Einſendung ſolcher Führungsbänder wird verboten. 


Wer das Verbot übertritt oder zu ſolcher Uebertretung auffordert oder anreizt, wird, 
wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre beſtraft 


Dieſe Verfügung tritt ſofort mit ihrer Verkündigung in Kraft. 


SP AS. — — 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 


ee 


) Durch Verordnung vom 1. Juni 1917 — Abt. IIIb Nr. 2844 T. I. — in Wegfall gebracht. 
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Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 26. Auguſt 1915. 
Abt. llla Nr. 2848 T. I. 


Beute⸗ und Munitionsſtücke. 
Bekanntmachung. 


Im Anſchluſſe an die Verordnungen vom 12. Februar 1) und 19. Juli 1915 2) ver 
ordne ich für den Korpsbereich des XX. Armeekorps im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
wie folgt: 

Jede Umarbeitung von Beute- und Munitionsſtücken, für die kein Erlaubnisſchein der 
von den ſtellv. Generalkommandos bezeichneten heimiſchen Militärbehörden vorgelegt werden 
kann, wird verboten. 

Wer das Verbot übertritt oder zu ſolcher Uebertretung auffordert oder anreizt, wird, 
wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, gemäß § 9b Gej. vom 
4. Juni 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 

Die Beſtimmungen über die allgemeine Beſchlagnahme einzelner Metalle werden hier⸗ 
durch nicht berührt. 


Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Der Stellv. Kommandierende General 
Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 
1) Abgedruckt S. 87. 2 
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Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 10. Oktober 1915. 
Abt. III a Nr. 3539 T. I. 


Waffenverkauf. 


Bekanntmachung. 


Das in der Bekanntmachung des Kommandierenden Generals XX. Armeekorps vom 
31. 7. 1914 unter Ziffer 5 1) enthaltene Verbot über den Verkauf von Handwaffen und 
Patronen wird, ſoweit dieſe Gegenſtände von den Artillerie⸗Depots freigegeben, lediglich Jagd⸗ ö 
zwecken dienſtbar und nicht etwa von den Beſchlagnahmeverfügungen über Metalle und Chemikalien | 
umfaßt find, hierdurch aufgehoben. 

Der Verkauf von Handwaffen und Patronen — ausgenommen Beuteſtücke, deren Ab⸗ 
lieferung grundſätzlich nach den wiederholt erlaſſenen Beſtimmungen 2) erfolgen muß —, wird 
in vorbeſchriebenem Umfange freigegeben. 

Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen. 
1) Vgl. S. 3. 
„ „ 87. und 88. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 2. November 1915. - |? 
Abt. IIa Nr. 3897 T. I. | 


Verkauf von Aniformſtücken. 
Bekanntmachung. 


Für den Korpsbereich des XX. Armeekorps verordne ich im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit wie folgt: 

Bekleidungs⸗ und Ausrüſtungsſtücke, welche den im deutſchen Heer und in der Kaijer- 
lichen Marine gebrauchten gleich oder ähnlich ſind, dürfen während des Kriegszuſtandes außer 
an Mitglieder der bewaffneten Macht, die als ſolche unzweifelhaft erkennbar ſind oder ſich aus⸗ 
weiſen, nur an Perſonen verkauft werden, welche nachgewieſenermaßen im ausdrücklichen Auf⸗ 
trage eines zum Tragen einer Uniform Berechtigten als Käufer auftreten. 

Zuwiderhandlungen werden gemäß $ 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 

Gewerbetreibenden (Militäreffektenhändlern, Schneidern ujw.), welche dieſes Verbot 
unbeachtet laſſen, wird im Intereſſe des Heeres und der öffentlichen Sicherheit der Geſchäfts⸗ 
betrieb geſchloſſen werden. y 

Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


el Ge A 


Stellv. Generaltommando 
XX. Armeetorps. Allenſtein, den 29. November 1915. 


Abt. llla Nr. 4311 T. L. 
Anlegen von Uniformen, Kriegsauszeichnungen u. dgl. 


Bekanntmachung. 


Für den Korpsbereich des XX. Armeekorps verordne ich wie folgt: 

Auf Grund des § 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand wird das unbefugte 
Anlegen militäriſcher Uniformen oder von Kriegsauszeichnungen, von Orden und Ehrenzeichen 
überhaupt ſowie die unberechtigte Annahme militäriſcher Titel im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit verboten. 

Zuwiderhandlungen werden, wenn die beſtehenden Geſetze keine höheren Freiheitsſtrafen 
beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre Aelirgft . 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 


à la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 14. Januar 1916. 


Abt. Ma Nr. 176 J. I. 


Vordrucke, Siegel und Stempel 
zu militäriſchen Ausweiſen. 


Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 (Geſetz-Sammlung 1851 
S. 451) beſtimme ich hierdurch für den Korpsbereich des XX. Armeekorps im Intereſſe der 
öffentlichen Sicherheit, wie folgt: 

Wer es unternimmt, ohne ſchriftlichen, mit Siegel- oder Stempelabdruck verſehenen und 
ordnungsmäßig unterſchriebenen Auftrag einer Militärbehörde: 

1. Siegel oder Stempel mit auf Militärbehörden bezüglichen Inſchriften, 

2. Vordrucke zu Militärurlaubsſcheinen, 

3. Vordrucke zu Militärfahrſcheinen 
anzufertigen oder bereits angefertigte Gegenſtände dieſer Art oder Abdrucke der zu 1 genannten 
Siegel oder Stempel außerhalb der dienſtlichen Zuſtändigkeit an einen andern als die Behörde 
entgeltlich oder unentgeltlich zu verabfolgen, wird, ſofern nicht nach den allgemeinen Strafgeſetzen 
eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Gefängnis bis zu einem Jahre, bei Vorliegen mildernder 
Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. (Geſ. vom 12. Dezember 1915 
Reichs⸗Geſ. Bl. 1915 S. 813). 

Die Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Stellv. Generalkommando 


XX. Armeekorps. Allenſtein, den 31. Juli 1915. 
Abt. la Nr. 33531. 
Vertrieb und Ausfuhr von Karten und Reiſeführern. N 
Bekanntmachung. 


Ueber den Vertrieb von Karten und Neiſeführern im Bereich des XX. Armeekorps“) 
beſtimme ich im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit gemäß § 9 Ziffer b des Geſetzes vom 
4. Juni 1851 folgendes: 

Der Verkauf, Vertrieb und Verſand von Karten (auch Reliefkarten) in Maßſtäben unter 
1: 100000, ferner von Reiſeführern und Ortsbeſchreibungen ijt verboten, wenn fie dasjenige 
deutſche Gelände oder Teile des Geländes enthalten, welches in einer Breite von etwa 100 km 
an der ruſſiſchen Landesgrenze oder an den weſtlichen Landesgrenzen entlang ſich erſtreckt oder 
in einer Breite von etwa 100 km die offene Meeresküſte begleitet. 


) Vgl. S. 3 Nr. 5 e. 


Im Bezirk des XX. Armeekorps wird abweichend hiervon geſtattet der unmittelbare 
Verkauf von Karten in den Maßſtäben von 1:1 bis 1100000 ausſchl. ſowie von Reiſe⸗ 
führern an Truppenteile, Militär, Reichs⸗ und Staatsbehörden und an die Stadtver⸗ 
waltungen ſowie an die Verwaltungen von Hochſchulen und höheren Lehranſtalten. Alle 
übrigen Kommunalbehörden und die mittleren und niederen Schulen können ſchriftlich durch 
befürwortende Vermittelung ihrer vorgeſetzten Zivilbehörde bei dem jtellvertretenden General: 
kommando einen Erlaubnisſchein zum Bezug der verbotenen Karten uſw. in geringer Zahl beantragen. 


Nach Oeſterreich⸗Angarn dürfen dieſelben Karten, Reiſeführer uſw. verkauft, verſandt 
und vertrieben werden, welche innerhalb des Deutſchen Reiches freigegeben ſind. Die Verſendung 
darf jedoch nicht an einzelne Perſonen ſtattfinden, ſondern nur an diejenigen Firmen, welche 
vom k. und k. militärgeographiſchen Inſtitut beſonders bezeichnet ſind 1). 


Für das neutrale Ausland werden große Wandkarten von Europa in kleineren 
Maßſtäben als 1: 100000, Schulatlanten und Globen, die bis zum 2. April 1915 bereits be⸗ 
ſtanden haben, freigegeben. Die Ausfuhr in das neutrale Ausland von in Deutſchland herge⸗ 
ſtellten Karten, Reiſeführern und Reiſehandbüchern, wenn jie kein deutſches, öſterreichiſches oder 
türkiſches Gebiet darſtellen oder beſprechen. wird geſtattet. Ebenſo dürfen Zeitungen, Zeit⸗ 
ſchriften und Zeitchroniken mit Kartenſkizzen ausgeführt werden, wenn die Beſchreibung der 
betreffenden Gegenden keine Angaben enthält, deren Kenntnis unſeren Gegnern von militäriſchen 
Nutzen ſein kann. Truppen und Befeſtigungseinzeichnungen ſind verboten. 


Die geſamte Kartenausfuhr nach dem übrigen Ausland iſt verboten. Dieſes Verbot 
erſtreckt ji auch auf ſämtliche Reiſeführer und Reiſehandbücher. 


Das Verbot vom 15. April 1915 — Abt. Illa Nr. 17398/1051 — wird, ſoweit es 
mit dieſer Verfügung im Widerſpruch ſteht, hierdurch aufgehoben 2). 


Zuwiderhandlungen gegen die obigen Verbote werden, ſofern die beſtehenden Geſetze 
keine höheren Freiheitsſtrafen beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 


Der Stellv. Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen. 


) Namhaft gemacht find vom k. und k. militärgeographiſchen Inſtitut die Firmen: a) R. Lechner 
(Wilh. Müller) k. und k. Hof- und Univerſitätsbuchhandlung in Wien I, Graben 31, und b) Grillſche k. und k. 
Hofbuchhandlung Julius Benkö in Budapeſt V, — — 


2) Soweit das Verbot nicht aufgehoben ijt, ſtimmt es mit dieſer Verfügung überein. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 21. Anguſt 1915. 


Abt. la Nr. 43336. 


Vertrieb von Karten des feindlichen Auslands. 


Im Anſchluß an die Verfügung vom 31. Juli 1915 — Abt. la Nr. 3353150 — wird 
noch folgendes beſtimmt: 


Im Bezirk des XX. Armeekorps wird die Vervielfältigung und der Vertrieb von Karten 
des feindlichen Auslandes verboten. Die betreffenden Karten ſind Privateigentum des feind⸗ 
lichen Staates und ſind daher wie andere Privatrechte des Feindes zu achten. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie. 


) Vgl. unmittelbar vorſtehend. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 3. Juli 1916. 


Abt. ld Nr. 2683 I. L. 


Verkehr mit Tauben). 


Verordnung. 


§ 1. 

Brieftauben darf außer der Heeresverwaltung nur halten, wer dem Verbande deutſcher 
Brieftauben⸗Liebhaber⸗Vereine angehört. Andere Taubenbeſitzer haben ihre Brieftauben bis zum 
15. Juli 1916 bei der Polizei anzumelden. Dieſe Tauben unterliegen der Beſchlagnahme 
Mit der Beſchlagnahme geht das freie Verfügungsrecht über die Tauben auf die Millitär⸗ 
verwaltung über. ¢ 

In begründeten Ausnahmefällen wird das ſtellv. Generalkommando 
auch nicht zum Verbande deutſcher Brieftauben-Liebhaber-Vereine gehörigen 
Brieftaubenbeſitzern das Weiterhalten von Brieftauben geſtatten, die dann 
den Verbandsbrieftauben gleichgeſtellt ſind 2). 


§ 2. 

Innerhalb des Gebietes von 100 Kilometern von der Landesgrenze bezw. offenen 
Meeresküſte an iſt der Handel mit lebenden Tauben jeder Art und der Transport von lebenden 
Tauben verboten. 

Tauben dürfen in dieſem Gebiet deshalb nur getötet auf die Straße oder auf den 
Markt gebracht werden. 

Dies gilt nicht für Militärbrieftauben und die Brieftauben, die der Heeresverwaltung 
vom Verbande deutſcher Brieftauben-Liebhaber⸗Vereine zur Verfügung geſtellt ſind. 


Innerhalb des im § 2 angegebenen Gebietes haben ſämtliche Taubenbeſitzer ihre 
Tauben (Brieftauben und andere Tauben) der Polizei bis zum 15. Juli 1916 anzumelden. 


§ 4. 
Zwecks Nachprüfung der Taubenſchläge werden von Zeit zu Zeit kurzfriſtige Tauben⸗ 
ſperren für Tauben jeder Art verhängt werden. 
Wenn die Umſtände es erfordern, kann auch eine dauernde Sperre verhängt werden. 


Während der Sperre dürfen keine Tauben außerhalb ihres Schlages ſein. 
Tauben, die während der Sperre im Freien betroffen werden, unterliegen dem Abſchuß durch die Polizei 3). 


Das Abſchießen jeglicher Art Tauben wird hiermit auf Gund des 
§ 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand verboten). 


85 
9. 
Den mit der Nachprüfung der Beſtände Beauftragten iſt jederzeit Zutritt zu den 
Schlägen zu gewähren und jede verlangte Auskunft zu erteilen. 


$ 6. 
Zugeflogene Brieftauben ſowie aufgefundene Reſte oder Kennzeichen von Brieftauben 
ſind ſofort der nächſten Polizei⸗ oder Militärbehörde abzuliefern. 


§ 7. 

Wer den vorſtehenden Vorſchriften zuwiderhandelt, wird gemäß § 9b des Geſetzes 
über den Belagerungszuſtand (Pr. G. S. S. 451) in Verbindung mit § 1 des Reichsgeſetzes vom 
11. Dezember 1915 (R. G. Bl. S. 813) mit Gefängnis bis zu einem Jahre, beim Vorliegen 
mildernder Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


§ 8. 

Polizei: und Militärbehörden, denen eine Brieftaube eingeliefert wird, haben, jofern 
nicht jeder Verdacht einer Spionage von vornherein ausgeſchloſſen iſt, ſofort das ſtellvertretende 
Generalkommando zu benachrichtigen und dieſem die Taube zu überſenden. Das Gleiche gilt, 
wenn Reſte oder Kennzeichen von Brieftauben eingeliefert werden. Lebende Tauben ſind 
lebend zu überſenden. 8 

> 9. 


Dieje Verordnung tritt jofort in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


1) Vgl. S. 4 oben Nr. 7. 
2) Dieſer Abſatz ijt durch Verordnung vom 7. März 1917 — Abt. lllaR Nr. 661 I. L. — hinzugefügt. 
„ 7. „ 1917 — „ Ila R , 661 T. L. — in Wegfall 


” ” 


3) ” 
gebracht. 


12 


Zu Hd Nr. 2683 I. I. 


Erläuterungen. 


Der Brieftaubenverfehr beruht auf dem Trieb der Brieftauben, auch nach längerer 
Einſperrung und auf weitere Entfernungen in ihren Heimatſchlag zurückzukehren. 

Eine Brieftaube kann ſomit zur Ueberbringung nur von Nachrichten nach ihrem Heimat⸗ 
ſchlag und zwar von allen in angemeſſener Entfernung um letzteren herum gelegenen Stellen 
aus verwendet werden. 

Die Schläge, in denen die Brieftauben vor dem Auflaſſen zum Heimflug eingeſperrt 
gehalten werden, nennt man Außenſchläge. 

Außenſchläge für Spionagebrieftauben laſſen ſich ſehr leicht verſtecken, hierzu können 
Behälter einfachſter Art in den entlegenſten Winkeln dienen. Auch im ſchwer zugänglichen 
Gelände, Wald, Dickung uſw. können tragbare Taubenbehälter verborgen werden. 

Heimatſchläge ſind weniger leicht zu verſtecken, aber auch zu ihrer Auffindung iſt oft 
große Geſchicklichkeit eines Fachmannes erforderlich. 

4 Beim Suchen von verſteckten Taubenſchlägen ijt bejonderes Augenmerk auf Abbauten 
zu richten. 

Tauben, die frei umherfliegend kreiſen, auf Dächern ſitzen oder auf freiem Felde Futter 
ſuchen, find ſicher ungefährlich, da Nachrichtentauben ohne Aufenthalt in gerader Linie durchzu⸗ 
fliegen pflegen. 

Verdächtig ſind alle abgeſondert eingeſperrten Tauben, wenn ſie nicht brüten oder durch 


Beſchneiden der Flugfedern flugunfähig gemacht worden find. Die verdächtigen Tauben find 


vor allem auf Zeichen (Fußringe, geſtempelte Flügel- und Schwanzfedern) zu unterſuchen, ſodann 
ie durch Freilaſſung daraufhin zu prüfen, ob jie in dem Schlage beheimatet find 
oder nicht. 

Verdächtig find ferner alle auf der Straße oder mit der Bahn uſw. beförderten 
lebenden, flugfähigen Tauben, da das Fortſchaffen der Brieftauben vom Heimatſchlag nach 
auswärts die Vorausſetzung für ihren Heimatflug mit Nachrichten iſt. 

Die Beförderung von Spionagebrieftauben wird aber auch auf geheimem Wege erfolgen. 
Dies kann unter dem Deckmantel von Marktgeflügel in Marktkörben und Bauernwagen verſucht 
werden, auch kann man einige Tauben auf kürzere Entfernung im Rudjad oder in der Rocktaſche 
mitnehmen. 

Man muß daher in erſter Linie das Fortſchaffen von Brieftauben aus ihren Heimat⸗ 
ſchlägen zu verhindern ſuchen. 

Für den Nichtfachmann ijt es ſchwer, Brieftauben von anderen Tauben zu unterjcheiden ; 
das Verbot des Handels und Verkehrs mit lebenden Tauben iſt das wirkſamſte Mittel, das 
unbefugte Fortſchaffen von Brieftauben zu verhindern. Mit Rückſicht auf unſere Lebensmittel- 
verſorgung erſcheint die allgemeine Einführung dieſer Maßnahme bedenklich. Vorläufig wird 
empfohlen, dieſe Maßnahme nur auf die Grenzgebiete auszudehnen — vgl. nachſtehend zu $ 3 —. 

Häufige unregelmäßige und unauffällige Unterſuchung verdächtiger Perſonen, Gefäße, 
Fuhrwerke uſw. auf Wegen, Marktplätzen uſw. nach verborgen gehaltenen Tauben iſt außerdem 
überall zu empfehlen. Dem entſpricht der § 2 der vorgeſchlagenen Verordnung. Für Brief⸗ 
tauben der Heeresverwaltung darf das Verbot ſelbſtverſtändlich nicht gelten. Ebenſo iſt es 
geboten, daß die vom Verband deutſcher Brieftauben-Liebhader-Vereine zur Verfügung geſtellten 
Brieftauben von dem Verbot ausgenommen werden. 

Im $ iſt vorgeſehen, daß Brieftauben außer der Heeresverwaltung nur halten darf, 
wer dem Verbande deutſcher Brieftauben-Liebhaber⸗Vereine angehört. Dieſe Beſchränkung iſt 
zur Durchführung der Ueberwachung des Brieftaubenverkehrs erforderlich. 

Zu $ 3. Eine beſondere Gefahr bildet die Brieftaubenſpionage in den Landesteilen, 
die an dic Front, an die Küſte oder an die neutralen Länder angrenzen. Hier ſind ſchärfere 
Ueberwachungsmaßregeln vorgeſehen und zwar ſollen hier ſämtliche Taubenbeſitzer verpflichtet 
ſein, ihre Tauben, gleichviel ob Brieftauben oder andere Tauben, polizeilich anzumelden. Bei 
der Abgrenzung des beſonders ſchutzbedürftigen Gebiets empfiehlt es ſich, ſich an das Vorbild 
der Verfügungen betr. den Kartenvertrieb anzulehnen. 

Zu $ 4 und 5. Die Taubenbeſtände müſſen von Zeit zu Zeit unregelmäßig und 
unauffällig nachgeprüft werden; bei der Beſtandaufnahme und der Nachprüfung ſind Brief⸗ 
taubenſachverſtändige hinzuzuziehen. Zweckmäßig iſt es, die Mitwirkung ortseingeſeſſener Ver⸗ 
trauensmänner zu gewinnen. 

Für die Zeit der Aufnahme der Beſtände und der Nachprüfungeo wird zweckmäßig 
die Taubenſperre über das betreffende Gebiet verhängt, d. h. die Einſperrung ſämtlicher Tauben 
angeordnet. Es empfiehlt ſich, eine ſolche Sperre im allgemeinen nicht über 5 Tage auszu⸗ 
dehnen, da bei längerer Einſperrung manche Taubenarten leiden. Dauerſperren ſind geeignet, 
die davon betroffenen Taubenbeſtände zu vernichten. Ihre Anwendung wird daher in ganz 
beſonderen Ausnahmefällen angezeigt ſein. 

Beim Abſchuß verwilderter Tauben durch die Polizei werden Militärbrieftauben⸗Sachverſtändige hinzu⸗ 
zuziehen fein, wenn die Gefahr beſteht, daß eigene Militärbrieftauben gefährdet werden “). 

Die Sperrzeiten werden vom Generalkommando beſtimmt und von dem Herrn 
Regierungspräſidenten bekannt gemacht werden. 


) Diejer Abſatz ijt durch Verordnung vom 7. März 1917 — Abt. lla R Nr. 661 — in Wegfall ge⸗ 
bracht worden; jegliche Art Tauben, nicht nur Brieftauben, darf nicht abgeſchoſſen werden. 


ER ES 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps Allenſtein, den 8. Auguſt 1916. 


Abt. Wid Nr. 3475 I. L. 


Verkehr mit Tauben. 


Zuſatz zu den Erläuterungen zur Verordnung vom 3. Juli 1916. 
Abt. III d Nr. 2683 T. L. )). 


a) Wo ein Verſtoß gegen die Verordnung der ftellvertretenden Generalkommandos vorliegt, 
ſei es, daß die Tauben nicht gemeldet wurden oder entgegen einem Sperrverbot ins Freie 
gelaſſen werden, ſind ſie zu töten. Es wird darauf zu halten ſein, daß in dem Urteil 
über den Verſtoß gegen die getroffene Anordnung gemäß § 40 R. St. G. B. die Tauben 
für eingezogen erklärt werden. Eine Entſchädigung iſt in dieſem Falle nicht zuſtändig. 
Die getöteten Tauben wären den Lazaretten zu überweiſen. 

b) Wo die Beſitzer in jeder Richtung einwandfrei ſind, könnten ihnen die beſchlagnahmten 
Tauben belaſſen werden. Oeftere Nachprüfung wird erforderlich ſein; Entſchädigung wird 
auch d. E. in dieſem Falle nicht nötig ſein, die Beſitzer werden wohl auf ſolche verzichten, 
wenn ſie die Tauben weiter behalten dürfen. 

c) Im übrigen werden die Brieftauben den Beſitzern abzunehmen und der Militärbrieftauben⸗ 
Station Spandau unter Mitteilung an das Ingenieur⸗Komitee zu überweiſen ſein. 

Im Falle c) würde für die Tauben Entſchädigung zu zahlen ſein. 


) Abgedruckt S. 92. 


— 93 — 


Verleihung der Befugniſſe eines 


Polizeibeamten und zum Waffengebrauch. 


4 Stellv. Generalkommando i 
XX. Armeetorps. Allenitein, den 29. Mai 1916. 


Abt. Ma Nr. 2183 I. L. 


Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 4 des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
verleihe ich famtliden militäriſchen Polizeibeamten der Zentralſtelle Often für den Bereich 
des XX. Armeekorps die Befugniſſe eines Polizeibeamten. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. 
Abt. IN d Nr. 2896 I. I. 


Allenſtein, den 10. Juli 1916. 


Bekanntmachung. 


| Auf Grund des $ 4 des Oejeges über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
verleihe ich den im Korpsbereich zur Grenzüberwachung ftationierten Zollbeamten hinſichtlich 
| des Waffengebrauchs die Befugniſſe der Polizeibeamten. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. 
Abt. lla R Nr. 5666 T. L. 


Allenſtein, den 4. Januar 1917. 


Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 4 des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
wird für den Bereich des XX. Armeekorps beſtimmt: 
Die Gendarmen werden, abgeſehen von der ihnen nach § 28 der Dienſtinſtruktion vom 
30. 12. 1820 (G. S. 1821 S. 1) gegebenen geſetzlichen Befugnis zum Waffengebrauch für die 
Dauer des Krieges weiter ermächtigt, nach einmaligem vorherigen Anruf auf ihnen entſprungene 
Perſonen zur Vereitelung des Fluchtverſuchs und auf ſolche Perſonen, die ſich einer ihnen 
drohenden Feſtnahme durch die Flucht zu entziehen ſuchen, zu ſchießen. Dieſe Befugnis bezieht 
ſich insbeſondere auch auf Kriegsgefangene (Militär- und Zivil-), die ſich der Gefangenſchaft 
durch die Flucht entziehen wollen, und auf die Fälle, in denen es ſich um die Verfolgung oder 
Feſtnahme flüchtiger Militärgefangener des Heeres und der Marine handelt. 
Die im Grenzdienſt ſtehenden Zollbeamten, denen durch die Verordnung vom 10. 7.1916 
— Abt. IId Nr. 2896 T. L.“) — hinſichtlich des Waffengebrauchs die Befugniſſe der Polizei⸗ 
beamten bereits verliehen ſind, werden in gleicher Weiſe wie die Gendarmen ermächtigt. 
| Etwa im Grenzdienit ſtehenden Forſtbeamten und Forſtangeſtellten kann auf Antrag 
| des zuſtändigen Regierungspräſidenten die erweiterte Befugnis der Polizeibeamten jedes Mal 
für die Perſon des betreffenden Beamten verliehen werden. 


Der Stellv. Kommandierende General 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 


7 Unmittelbar vorſtehend abgedruckt. 


Gtellv. Generalfommando 
XX. Armeeforps. Allenſtein und Lötzen, den 20. Juni 1917. 


Abt. lb Nr. 3239 I. I. 


Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 4 des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
wird für den Bereich des XX. Armeekorps und der Feſte Boyen beſtimmt: 

Den Anteroffizieren und Mannſchaften, welche 

1. den Regierungsbezirken und Kreiſen zur Unterſtützung der Landgendarmerie als „Hilfs⸗ 
gendarmen“, 
2. den Zollbehörden zur Unterſtützung im Außendienſt 
überwieſen ſind, werden die Befugniſſe der Polizeibeamten verliehen. 

Soweit ſie im Grenzdienſt beſchäftigt werden, werden ſie weiter ermächtigt, nach ein⸗ 
maligem vorherigen Anruf auf ihnen entſprungene Perſonen zur Vereitelung des Fluchtverſuchs 
und auf ſolche Perſonen, die ſich einer ihnen drohenden Feſtnahme durch die Flucht zu entziehen 
ſuchen, zu ſchießen. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps Allenſtein und Lötzen, den 28. Februar 1917. 


Abt. IIa R Nr. 410 T. L. 


Bekanntmachung. 


Aus Grund des § 4 des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
wird für den Bereich des XX. Armeekorps und der Feſte Boyen beſtimmt: 
Den im militäriſchen Wachtdienſt (Garniſonwachtdienſt, Gefangenenbewachung u. dgl.), 
Bahn⸗ und Brückenſchutz beſchäftigten Hilfsdienſtpflichtigen wird die Befugnis zum Waffen⸗ 
gebrauch und zur vorläufigen Feſtnahme verliehen, wie fie den Gendarmen nach § 28 der 
Dienſtinſtruktion vom 30. 12. 1820 (G. S 1821 S. 1) zuſteht. Weiter werden ſie ermächtigt: 
1. auf ihnen entſprungene Perſonen zur Vereitelung des Fluchtverſuchs und 
2. auf ſolche Perſonen, die fic) einer ihnen drohenden Feſtnahme durch die Flucht zu ent⸗ 
ziehen ſuchen, 
nach einmaligem Anruf zu ſchießen. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Oberſt. 


4 — 


XI. 


Verſchiedenes. 


Stellv. Generalfommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 13. Auguſt 1915. 
Abt. llla Nr. 2671 T. I. 


Schutz der Landesverteidigungsanlagen. 


Bekanntmachung. 


Für den Korpsbereich des XX. Armeekorps verordne ich im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 wie folgt: 


§ 1. 

Jede Veränderung, Zerſtörung oder Beſchädigung an den zum Zwecke der Landes⸗ 
verteidigung geſchaffenen militäriſchen Anlagen, Schützengräben, Holzverkleidungen, Drahtverhauen, 
Sperranlagen, Erd⸗ oder Waſſerbauten oder ähnlichen Vorrichtungen ohne Genehmigung der 
zuſtändigen Militärbehörde iſt verboten. ed 

3 . 

Dies Verbot gilt auch für den Eigentümer, Nutznießer, Pächter oder ſonſtigen Inhaber 
des betreffenden Grund und Bodens ſelbſt. Es erſtreckt ſich auch auf diejenigen Anlagen, die 
zur Zeit von den Truppen nicht benutzt werden und daher aufgegeben erſcheinen. 


§ 3. 

Zuwiderhandlungen werden, ſofern die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe 
(Landesverrat, erſchwerte Sachbeſchädigung) androhen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
beſtraft. g 

4. 


Dieje Verordnung tritt mit dem Tage ber Verkündigung in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein und Lötzen, den 18. Juni 1917. 
Abt. Ib Nr. 3068 T. L. 


Felddiebſtähle. 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
und der Feſte Boyen beſtimmt: 
1 


Es iſt verboten, Gartenfrüchte, Feldfrüchte oder andere der Ernährung von Menſchen 
und Haustieren dienende Bodenerzeugniſſe von Gärten, Aeckern, Wieſen o. dgl. zu entwenden 
ſowie unbefugt fremden Grund und Boden zu betreten. 


2 


Zuwiderhandlungen werden, wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Strafe be⸗ 
ſtimmen, gemäß § 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre, beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 
mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


3 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
v. Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Generalmajor. 
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Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 20. Februar 1917. 


Abt. IId Nr. 869 I. L. tt 


Begünftigung von Fahnenflüchtigen. 


Stellv. Generalfommando 


Bekanntmachung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps und 
der Feſte Boyen beſtimmt: 1 


Wer von dem Vorhaben der Fahnenflucht einer aktiven Militärperſon oder einer Perſon 
des Beurlaubtenſtandes zu einer Zeit, zu welcher die Verhütung dieſes Verbrechens noch möglich 
iſt, glaubhafte Kenntnis erhält und es vorſätzlich oder fahrläſſig unterläßt, hiervon der nächſten 
Militär⸗ oder Polizeibehörde unverzüglich Anzeige zu machen, wird, wenn die beſtehenden Geſetze 
keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, für den Fall, daß das Verbrechen der Fahnenflucht be- 
gangen oder verſucht worden iſt, gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 
11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 

2 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher von dem Aufenthalt eines Fahnenflüchtigen oder 
einer Perſon, welche von ihrer Truppe oder ihrer Dienſtſtellung eigenmächtig ſich entfernt hat 
oder vorſätzlich fern bleibt oder den ihr erteilten Urlaub eigenmächtig überſchritten hat und ſich 
verborgen hält oder auf andere Weiſe der militäriſchen Kontrolle ſich entzieht, glaubhafte Kenntnis 
erhält und es vorſätzlich oder fahrläſſig unterläßt, der nächſten Militär⸗ oder Polizeibehörde von 
deren Aufenthalt unverzüglich Anzeige zu machen. 


Die vorgenannten Beſtimmungen finden auch auf Angehörige der bezeichneten Militär⸗ 
perſonen Anwendung. 


4. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Oberſt. 


XX. Armeekorps. Allenſtein, den 22. Februar 1917. 
Abt. Md Nr. 905 T. L. 


Schweigepflicht der in ſtaatlichen oder privaten Heeres⸗ 
lieferungsbetrieben und dgl. angeſtellten Perſonen. 


Bekanntmachung. 
Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps und “> 
der Feſte Boyen bejtimmt: 1 
Allen Perſonen, die in ſtaatlichen oder privaten Betrieben angeſtellt oder beſchäftigt ſind, — * 


in denen Lieferungen für das Heer angefertigt werden, wird es verboten, über Herſtellungsweiſe, 
Art, Umfang, Zweck und Beſtimmungsort dieſer Lieferungen Unbefugten irgend welche Mit⸗ 
teilungen zu machen. 9 


Den bei Truppenteilen oder militäriſchen Behörden der Land- und Seemacht angeſtellten 
oder beſchäftigten Perſonen wird es verboten, über Dinge, die ihnen durch den Dienſt oder ge⸗ 
legentlich des Dienſtes bekannt geworden ſind, Unbefugten irgend welche Mitteilungen zu machen. 


3. 
Die gleiche Schweigepflicht bleibt für die vorgenannten Perſonen aud für die Zeit nach 
dem Aufhören ihres Anſtellungs- oder Dienſtverhältniſſes beſtehen. 


4. 

Wer dieſem Verbot zuwiderhandelt oder zu ſolcher Uebertretung auffordert oder anreizt, 
wird, ſoweit nicht nach den beſtehenden Geſetzen (Landesverrat und dgl.) eine höhere Strafe 
verwirkt ijt, gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. ** 1851 mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 mit 
Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


5. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Stellv. Kommandierende General Der Kommandant der Feſte Boyen 
von Pannewitz Buſſe 
General der Infanterie. Oberſt. 


— 1 


Stellv. Generalfommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 3. Juli 1916. 
fe Abt. Id Nr. 2810 J. I. 


Benachrichtigung ausländiſcher 
Schiffshypothekengläubiger. 


Anordnung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird auf Grund des § 9b des Geſetzes vom 
4. Juni 1851 (Pr. G. S. S. 451) in Verbindung mit Artikel 68 der Reichsverfaſſung 
folgendes angeordnet: 


Die den Regiſterbehörden bei Umwandlung eines Kauffahrteiſchiffes in ein Hilfkriegs⸗ 
ſchiff vorgeſchriebene Benachrichtigung der Löſchung von Hypotheken oder des Grundes der Löſchung 
an die Hypothekengläubiger darf an ausländiſche neutrale Gläubiger nicht mehr erfolgen, es ſei 
denn, daß die Kaiſerliche Schiffsbeſichtigungskommiſſion in Hamburg ihre Zuſtimmung dazu 
erteilt hat. 


Zuwiderhandlungen ſind ſtrafbar. 
Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 25. Oktober 1916. 
Abt. Ula R Nr. 4892 J. L. 


Ausübung der Jagd und Fiſcherei durch Ausländer. 


Bekanntmachung. 
Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
beſtimmt: 
«> its 
Ausländern, welche nicht einem verbündeten Staate angehören, wird die Ausübung 
of, th der Jagd und Fiſcherei im Bezirk des XX. Armeekorps für die Dauer des Krieges unterſagt. 


Es bleibt ihnen freigeſtellt, ihre Jagd- und Fiſchereiberechtigung durch geeignete Deutſche 
unter Beobachtung der dafür vorgeſchriebenen Formen ausüben zu laſſen. 
2. 
Für neutrale Ausländer können Jagd- und Fiſchereipachtungen, die unmittelbar an der 
Grenze gelegen in geringem Umfange die Grenzlinie überſchreiten, mit Genehmigung des General- 
kommandos zugelaſſen werden, ſofern die Pachtverträge bereits in Kraft ſind. 
3. 


Zuwiderhandlungen werden gemäß 8 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach § 1 des Geſetzes 
vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark beſtraft. 


4. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Der Kommandierende General 


von Pannewitz 
General der Infanterie. 
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Stellv. Generalfommando 


XX. Armeekorps. 


Abt. la Nr. 3562 J. I. 


Jugendliche. 


Verordnung. 


In der Sorge für die Zukunft unſerer deutſchen Jugend verordne ich aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit gemäß Art. 68 der Reichsverfaſſung in Verbindung 
mit $ 4 und ) § 9b des Preußiſchen Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
wie folgt: 

Sit. 
Jugendliche im Sinne der nachſtehenden Beſtimmungen find Perſonen beiderlei 


Geſchlechts, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ſoweit ſie nicht dem Heere oder 
der Flotte angehören. 


§ 2. 
Jugendliche dürfen in den Abendſtunden keine Wirtshäuſer beſuchen. 


Gaſtwirte oder deren Vertreter dürfen abendlichen Wirtshausbeſuch von Jugendlichen 
nicht dulden. 
Unter „Abendſtunden“ wird bis auf weiteres die Zeit von 5 Uhr 
an verſtanden. 


Beſuch von Wirtshäuſern in Begleitung der Eltern, Erzieher oder 
deren Vertreter ſowie eine notwendige Einkehr auf Reiſen und Wan⸗ 
derungen fällt nicht unter das Verbot. 


8:8: 
Jugendliche dürfen nur mit Genehmigung ihrer Eltern, Erzieher oder deren Vertreter 
— und außerhalb der Wohnung nur in deren Beiſein — Alkohol enthaltende Getränke zu ſich 
nehmen oder rauchen. 


Die Verabfolgung von Alkohol enthaltenden Getränken und Tabak an Jugendliche 
zu verbotenem Genuß iſt unterſagt. 


§ 4. 
Jugendliche dürfen keine Lichtſpiel⸗Schaubühnen beſuchen. Die Inhaber von Lichtſpiel⸗ 
häuſern und deren Vertreter dürfen den Beſuch Jugendlicher nicht dulden. 
Vom Verbot ausgenommen bleiben beſondere Jugend ⸗Vorſtellungen, 
die als ſolche von Polizei- und Schulbehörden vorher geprüft und ge⸗ 
nehmigt wurden. 


§ 5. 


Zuwiderhandlungen werden gemäß $ 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit 
Gefängnis bis zu einem Jahre oder beim Vorliegen mildernder Umſtände nach 
§ 1 des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 
1500 Mark beſtraft 2). 


Gleiche Strafe trifft den, der in ſchuldhafter Weiſe verabſäumt, die ſeiner Beaufſichtigung 
unterſtehenden Jugendlichen zur Befolgung der Befehle hinreichend anzuhalten. 


Eine Strafverfolgung gegen Jugendliche, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, findet nicht ſtatt. In dieſem Falle werden aber die zur Aufſicht Verpflichteten zur 
ſtrafrechtlichen Verantwortung gezogen. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


) Durch Verordnung vom 1. Juni 1917 — Abt. IIIb Nr. 2844 T. I. — find die Worte „§ 4 und“ 
in Wegfall gebracht. 


) Durch Verordnung vom 1. Juni 1917 — Abt. IIIb Nr. 2844 T. I. — find die geſperrt gedruckten 
Worte an die Stelle einer Strafandrohung von „Geldſtrafe bis zu 100 Mark, im Nichtbeitreibungsfalle Haftſtrafe 
bis zu 6 Wochen, oder Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre“ geſetzt. 


— UA 


Allenſtein, den 13. Oktober 1915. 


* 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. 
Abt. llla Nr. 4256 T. L. 


Allenſtein, den 26. November 1915. 
Anpreiſung von Alkohol fürs Feld. 


Bekanntmachung. 


Für den Korpsbereich des XX. Armeekorps wird gemäß SS 4 und 9b des Geſetzes 
vom 4. Juni 1851 zur Beſchränkung des Alkoholverſandes an die einzelnen Angehörigen des 
Feldheeres verordnet wie folgt: 


$ 1. 
Verboten ijt die Ausſtellung in Schaufenſtern und Läden und die öffentliche An- 


preiſung feldpoſtverſandfähiger Pakete und Doppelbriefe mit alkoholiſchen Getränken oder 
Eſſenzen zur Herſtellung alkoholiſcher Getränke. 


§ 2. 


Verboten ijt jede allgemeine öffentliche Anpreiſung der in $ 1 erwähnten Erzeugniſſe 
mit dem Zuſatze „fürs Feld“ oder „Feldverſand“ oder „für unſere Feldtruppen“ oder mit 
ähnlichen Wendungen. 


§ 3. 
Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden, ſofern die beſtehenden 
Geſetze keine höheren Freiheitsſtrafen androhen, mit Geldſtrafe bis zu 100 (einhundert) Mark, 
an deren Stelle im Nichtbeitreibungsfalle Haft bis zu 6 Wochen tritt, im Wiederholungsfalle 
mit Gefängnis bis zu einem Jahre!“) bejtraft. 
§ 4. 
Die Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 


General der Kavallerie. 
a la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


) Oder gemäß § 1 des ſpäter erlaſſenen — vom 11. Dezember 1915 beim Vorliegen mildernder 
Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mark. 


Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 10. Juni 1916. 


Abt. ld Nr. 2300 I. I. 


Proftituierte auf Bahnhöfen. 


Bekanntmachung. 


Für den Korpsbereich des XX. Armeekorps wird folgendes angeordnet: 


Den unter ſittenpolizeilicher Aufſicht ſtehenden weiblichen Perſonen iſt das Betreten 
der Bahnhöfe anders als zu Reiſezwecken unterſagt. Zuwiderhandlungen werden auf Grund 
der Geſetze vom 4. Juni 1851 ($ 9 b) und 11. Dezember 1915 ($ 1) mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder bei Vorliegen mildernder Umitánde mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 
1500 Mark beſtraft. 

Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
a la suite des Küraſſier⸗Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 
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Stellv. Generalkommando 
XX. Armeekorps. Allenſtein, den 23. Juni 1916. 


Abt. ld Nr. 2583 I. I. 


Kurpfuſcher u. dgl. 


Verordnung. 


Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Bereich des XX. Armeekorps 
folgendes beſtimmt: 

I. 

Perſonen, die ſich gewerbsmäßig mit der Behandlung von Krankheiten, Leiden oder 
Körperſchäden an Menſchen befaſſen, ohne die ſtaatliche Anerkennung (Approbation) hierzu zu 
beſitzen, dürfen ihren Gewerbebetrieb nur durch Bekanntgabe am Wohnhaus, im Adreß⸗ oder 
Telephonbuch ankündigen. 

Zahntechniker und Bandagiſten fallen nicht unter dieſes Verbot. Die Verordnung des 
jtellvertretenden Generalkommandos XX. Armeekorps vom 27. Auguſt 1915 — Abt. Ill a 
Nr. 2824 T. L. —1) betreffend Geſchlechtskrankheiten bleibt hierneben beſtehen 2). 


II. 
1. Verboten iſt die öffentliche Ausſtellung, Ankündigung oder Anpreiſung ſowie das 
im Umherziehen erfolgende Aufſuchen von Beſtellungen oder Anerbieten 
a) ſolcher Gegenſtände, Mittel oder Verfahren, die zur Verhütung der Empfängnis oder zur 
Beſeitigung der Schwangerſchaft oder von Menſtruationsſtörungen uſw. beſtimmt ſind; 
b) ſolcher Arzneien, Verfahren, Apparate oder anderer Gegenſtände, die zur Verhütung, 
Linderung oder Heilung von Krankheiten, Leiden oder Körperſchäden bei Menſchen 
beſtimmt ſind, ferner von Säuglingsnährmitteln, diätetiſchen Präparaten und Mitteln zur 
8 der menſchlichen Körperformen (fettanjegende oder entfettende Mittel, Buſen⸗ 
mittel uſw.). 
2. Auf die Ankündigungen und Anpreiſungen in wiſſenſchaftlichen Fachkreiſen oder 
Zeitſchriften auf dem Gebiete der Medizin oder Pharmazie findet das Verbot keine Anwendung. 
3. Andere Ankündigungen und Anpreiſungen zu 1b kann das ſtellvertretende General— 
kommando widerruflich geſtatten. Auf die Erlaubnis darf bei der Ankündigung oder Wn- 
preiſung nicht hingewieſen werden. 
III. 


Den unter J. genannten Perſonen iſt ferner verboten 

1. eine Behandlung, die nicht auf Grund eigener Wahrnehmung an dem zu 
Behandelnden erfolgt (Fernbehandlung), 

2. die Behandlung mittels myſtiſcher Verfahren (Geſundbeten), 

3. die Behandlung von gemeingefährlichen Krankheiten (Ausſatz, Cholera, Fleckfieber, 
Gelbfieber, Peſt und Pocken) ſowie von ſonſtigen übertragbaren Krankheiten, y 

4. die Behandlung aller Geſchlechtskrankheiten oder -leiden, auch wenn fie an anderen 
Körperteilen als den Geſchlechtsorganen auftreten, 

5. die Behandlung von Krebskrankheiten, 

6. die Behandlung mittels Hypnoſe, 

7. die Behandlung unter Anwendung von Betäubungsmitteln, mit Ausnahme ſolcher, 
die nicht über den Ort der Anwendung hinaus wirken, 

8. die Behandlung unter Anwendung von Einſpritzungen unter die Haut oder in 
die Blutbahn, ſoweit es ſich nicht um eine nach Nr. 7 geſtattete Anwendung von Betäubungs⸗ 
mitteln handelt. 


IV. 


Zuwiderhandlungen werden gemäß § 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 (Pr. G. 
S. S. 451) in Verbindung mit $ 1 des Reichsgeſetzes vom 11. Dezember 1915 (R. G. BL 
S. 813), ſoweit die beſtehenden Geſetze keine andere Strafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre und beim Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 
1500 Mark beſtraft. 


Als Zuwiderhandlung gilt auch eine nach J. und II. verbotene, in verſchleierter Form 
vorgenommene Handlung. 


Der Kommandierende General 


Graf v. Schlieffen 
General der Kavallerie 
à la suite des Küraſſier-Regiments Königin (Pommerſches) Nr. 2. 


1) Abgedruckt S. 57. 
2) Vgl. auch Drudidriften gegen die Schutzimpfungen S. 57 und gegen ſtaatlich anerkannte Heilver⸗ 
fahren S. 57. 
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. Boitfarten aus lösbaren Schichten Papier — 31. 


Grenzverkehr — 1. 11. 15 — la 59486 — 
9. Naher Grenzverkehr mit Ob.-Oſt — 27. 1. 


. Grengnahverfehr — 8. 2. 16 — 
. Grenzbezirt und Perſonalausweis — 20. 


Zwang zu landwirtſchaftlichen Arbeiten 


Anhang. 


A. Verzeichnis der am 15. Juli 1917 bereits außer Kraft 
geſetzten Verordnungen. 


— — 


Poſtverkehr: 


H ⁵ VT 


Grenzverkehr: 


Ausnahmen zur Paßpflicht aus der Kaiſerl. Verordnung vom 


15 12 1 11. 1. 15 — UL BOTS IBS «4 „% 


. Ausnahmen zur Paßpflicht aus der Kaiſerl. Verordnung vom 


16. 12. 14 — 16. 1. 15 — Illa 2022/164 


Aenderung der Ziff. 3 der Verordnung vom 11. 1. 15 (ſ. Nr. 2) 


— 28. 1.15 — Illa 4088/284 — 


Aenderung der Ziff. 2 der Verordnung vom 11. 1. 15 (ſ. Nr. 2) 


— 13. 2. 15 — Illa 5749/461 — 


Zuſatz zur Verordnung v. 11. 1. 15 (ſ. Nr. 2) — 3. 3. 5 


I ES IO ta ROTAR IO N edeners 


Briefverkehr mit dem Ausland außerhalb des Poſtweges 


— 10. 4. 15 — Illa 16161/955 — 


16 — Oboſt. 
8. 2. 16 | Wa 574. 
7. 16 — lll d 2572 — 


Paßabt. 905 — 


Arbeiteranwerbung und Arbeitszwang: 
— 19 10. 14 — 
la 6077 — für 3 Monate nach Veröffentlichung ...... .. 


„Anwerbung von Arbeitern nach Orten außerhalb der Provinzen 


Oſt⸗ und Weſtpreußen — 2. 5. 15 — lila 20354/1214 — 


Anzeigen über Arbeitergeſuche unter Chiffre oder Zuſage der Be— 


freiung vom Heeresdienſt — 3. 5. 15 — Illa 20482/1219 — 


Abänderung der Verordnung vom 2. 5. 15 (ſ. Nr. 13): ſtatt Oſt⸗ 


und Weſtpreußen „Korpsbezirk“ — 3. 6. 15 — Illa 1659 — 


Chiffregeſuche nach Arbeitern, auch techniſchen und kaufmänniſchen, 


in Zeitungen — 24. 7. 15 — Illa 38632/2355 — ........ 


Zuſatz zur Verordnung vom 8. 2. 16 — Illa 575 — über 


Arbeitsnachweis — 15. 4. 16 — Illa 1575 


Heranziehung von Perſonen zu landwirtſchaftlichen Arbeiten 


0 II ansehen 


. Lohnangaben bei Stellenangeboten in Zeitungen — 19 7.16 — 


Id 3069 — 


0 81. 


„. 


Außer Kraft durch: 


15 — Illa 4002 —. 1) 


„v. 19. 5. 17 — MMlb 2588 —.2) 


16 — [lb 1762/1 d 
2030 — 3). 


v. 25. 9.16 — la/llla 18279 —. 4) 
v 18. 11. 16 — Illa 5463 —.5) 
v. 18. 11. 16 — lila 5463 —.5) 


. v. 2. 10. 16 — Illa 4521 —.6) 


Zeitablauf. 

V. v. 5. 2. 16 — llla 491 —. 7) 

V. v. 8. 16 — Illa 3959 — 
f te 20. 

V. v. 5. 2. 16 — Mla 491 —. 7) 

V. v. 29. 8. 16 — Illa 3959 — 
ſ. Nr. 20. 

V. v. 4. 5. 17 — Illb 2240 —. 8) 


V. v. 22. 9. 16 — llld 4373 — 


V. 


ſ. Nr. 21. 


v. 3. 2. 17 — Illa R 588 —.9) 


) Die Verordnung vom 31. 8. 15 war nunmehr entbehrlich, weil das Reichspoſtamt die Verwendung derartiger 
Poſtkarten im Poſtverkehr De hat. 


2) Abgedrudt ©. 


a ” ” 30. 
*) „ „ 27. 
5) ” „ 34. 
93 ” ” 31. 
4) „ „ 39. 
8) - m q. 
9) 4 a 
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20. Zeitungsanzeigen über Arbeitskräfte — 29. 8, 16 — Illa 
NOD Eee we ER REN 
21. Heranziehung von Perſonen zu landwirtſchaftlichen Arbeiten 
— 22,936, ar y LE 


Kriegsgefangene und ausländiſche Arbeiter: 
22. Verlaſſen der Arbeitsſtellen von Wanderarbeitern in den Kreiſen 
Elbing und Marienburg — 12. 8. 14 — III 838/48 — | 
23. Verlaſſen der Arbeitsitellen von Wanderarbeitern in 12 weiteren | 
Streifen — 14. 8. 14 — 111048177 — P/. 
24. Behandlung ruſſiſcher Saiſonarbeiter in der —— 


26. Ruſſiſche Arbeiter, Befehl nebſt Polizeiverordnung über Ver⸗ 
laſſen der Arbeitsſtelle 6. 10. 15 — Illa 53617/3479 


ee, , iene hd Nan ok 
28. Verkauf von Goldſachen an Kriegsgefangene — 31.8. 16 — 
DB E. * ] p hen ne 
29. Zuſätze zur Verordnung vom 28. 10. 15 (j Nr. 27) 
— 4. . 16 — Id) 399 ee 


27. Annäherung an Kriegsgefangene — 28. 10. 15 E 


Verbreitung von Nachrichten, Druckſchriften und Bildwerten. 
30. Veröffentlichung von Angeboten in Briefmarken des feindlichen 
Auslandes — 3. 8. 15 — Illa 40041/2471 
31. Verbreitung von Druckſchriften und Flugblättern — 20. 2. 16 — 
Ia 0 A cee ee ate Ae ee 
32. Einfuhr und Vertrieb ausländiſcher Modeblätter u. dgl. 
— 24. 5. 16 — Illd 2151 — 


Wirtſchaftliche Maßnahmen. 
33. Kündigung kleiner Wohnungen, Mietsſtundung und Kündigung 
an Heeresangehörige — 7. 8. 14 — III 371/14 
34. Aufkauf von Wochenmarktsartikeln durch Wiederverkäufer 
— 1. 1. 15 — Illa 11980% 1588 
35. Aenderung der Verordnung vom 1. 1. 15 (ſ. Nr. 34) 
— 14. 10. 15 — IIIa 3607 — 777% eee, 
36. Zuſatz zur Verordnung vom 14. 10. 15 (j. Nr. 35) 
2 10 15 — lla 88 8 
37. 7 Uhr⸗Ladenſchluß für den Regierungsbezirk Danzig bis 
31. März 1916 — 19/29. 1. 16 — Ila 5688 - 
38. 7 Uhr-Ladenſchluß für den Regierungsbezirk Marienwerder 
bis 31. März 1916 — 9. 3. 16 — Illa 1037 = 
39. Zuſatz zur Verordung vom 19.29. 1. 16 (ſ. Nr. 37) 
II. 3 16 — Ha STO — 4 oe th 8 
40. 7 Uhr⸗Ladenſchluß für die Stadt Elbing bis 1. September 1916 
22 5. 16 — 2094 J..... 
41. 7 Uhr⸗Ladenſchluß und Lichtreklamen — 7. 10. 16 
HRT! p RN NDA SRO EI TUR 
42 Verkauf von optijden Waren (Prismengläſern und photo: 
graphiſchen Objektiven) — 5. 5. 16 — IVa 7867 —........ 
43. Benutzung von Fahrrädern zu Vergnügungszwecken — 27. 5. 
11 /// RE 


) Abgedruckt S. 39. 
2 


01 8 4% 
= " n 49. 
4) ” ” 48. 
5) . ae 
E, „ „ 63. 
7) 61. 


Außer Kraft durch: 
V. v. 3. 2. 17 — Ila R 588 —. 1 
V. v 3. 4. 17 — lll d 1745 —. 2) 


V. v. 5. 10. 14 — |. Nr. 24. 


V. v. 9. 12. 15 — Illa 4388 —.3) 


V. v. 29. 10. 15 — Illa 59189/38334) 
— und V. v. 9. 12 15 — 
Ila 4388 —.3) 


V. v. 20. 6. 17 — lllb 3134 —.5) 


V. v. 25. 9. 16 — Illa R 4825 —. 6) 
V. v. 21. 2. 17 — Illd 906 —.7) 
V. v. 14. 12. 16 — Illa R 5834 —.8) 


V. v. 21. 9. 14 — III 278/14 —.9) 


V. v. 1. 6. 17 — [llb 2844 —.10) 


Zeitablauf. 


V. v. 14.12.16 — Illa R 5834 —,11) 
V. v. 14.10.16 -111aR 19107/4675. 12) 
V. v. 5. 9.16 — Illd 3334 —.13) 


$) Die Verordnung vom 24. 5. 16 war im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit nunmehr entbehrlich. 

9) Die Aufhebung ijt erfolgt, weil derartige Maßnahmen nach dem Geſetz über die Ermächtigung des Bundesrats 
zu wirtſchaftlichen Maßnahmen vom 4. 8. 14 (R. G. Bl. S. 327) § 3 nur vom Bundesrat zu treffen ſind. 

10) Die Regelung des Wochenmarktsverkehrs konnte mit Rückſicht auf die Verordnung des Bundesrats vom 2. 3. 15 
über Wochenmarktsverkehr (R. G. Bl. S. 125) den zuſtändigen Polizeibehörden überlaſſen bleiben. Die Aufhebung der 3 


Erlaſſe iſt erſt mit dem 1. Juli 1917 wirtſam. 


11) Die Aufhebung iſt mit dem Inkrafttreten der Verordnung des Bundesrats über die Erſparnis von Brenn— 
ſtoffen und Beleuchtungsmitteln vom 11. Dezember 1916 (R. G. Bl. S. 1355) erfolgt. 


12) Abgedruckt S. 76. 


13) Die Verordnung vom 27. 5. 16 war im Hinblick auf die am 12. 8. 16 im ganzen Reich in Kraft getretene Be- 


ſchlagnahme der Fahrradbereifungen nunmehr entbehrlich. 


— 108 — 


7 
i 


53. Pferdehandels- und 


58. 


über die Erſparnis von Brennſtoffen und Beleuchtungsmitteln 


Zuſatz zur Verordnung vom 13. 4. 16 - 


. Pferdehandel und Pferdeausfuhr — 15. 9. 16 — 
. Pferdeveräußerung während der bis 10. März 1917 dauernden 


Alkoholverbot — 6. 3. 15 — IIb 9933 — 


Aenderung der Verordnung vom 6. 3. 15 


Ila 1522 — über 
Ausbeutung Kriegsbeſchädigter (Anfertigung von Geſuchen für 
Kriegsbeſchädigte gegen Entgelt) — 25. 7 16 — Illd 3187 — 


. Zwiſchenhandel mit Gewehrteilen zu Militärgewehren — 2. 8. 


„ r 


Aufhebung und Verlegung von Kram-, Vieh- und Pferdemärkten 


— 10. 9. 16 — IIld 4147 — 


7. Entladung von Eiſenbahnwagen — 23. 12. 16 — lllaR 5858 — 
8. Verſendung von auf Reichsmark lautenden Geldjorten ins 


Ausland — 10. 1. 17 — [lla R 104 — 


Kriegsleiſtungen bei der Holzabfuhr aus Wäldern bis 1. 


April 1917 2 217 — lid 960 — 


Pferdeausfuhrverbot — 21. 7. 15 — lalllla 37897/2343 — 
Nachtrag zur Verordnung vom 21. 7. 15 (. 


Nr. 50) 
r d ee 


. Ausfuhrverbot für Pferde jeglichen Alters aus dem Kreiſe 


Löbau — 21. 2. 16 — la 1296 — 
Pferdeausfuhrverbot 
Iso??? ane TAE ad 


Ergänzung der Verordnung vom 8. 4. 16 (j. Nr. 53) Bin]. 


der Remonteinſpektionen — 22. 5. 16 — Illd 2123 — 


Ergänzung der Verordnung vom 8. 4. 16 (ſ. Nr. 53) Bin). 


der Einfuhr aus Rußland — 1. 7. 16 — Illd 2737 — 
la 7279 —- 


Pferdeaushebung — Fore tt — Ta 1345 E LIA 


Militäriſche Ausrüſtungsgegenſtände: 
Vertrieb von Karten und Reiſeführern — 1574.15 — 
O e ren er net vee 


Verſchiedenes: 


Verhütung der Verbreitung von Geſchlechtskrankheiten — 12. 5. 


„„ ihe e Sti a 


. Cinjdhraintung des Schnaps- und Bierausſchankes — 8. 11. 


f 


. Gänzliches Schnapsverbot für fünf Grenzkreiſe — 13. 11.14 — 


ooo RA e A EAN 


(aud) 2.3.15 — 
IIb 8545 — bezeichnet) 


Aenderung der Verordnung vom 6. 3. 15 (ſ. Nr. 62) für 


3. 6. 15 — Illa 1658 ...... 
(ſ. Nr. 62) 


Bahnhofswirtſchaften — 


— 10. 6. 15 — Illa 28297/1711 — 


Alkoholverbot für geſchloſſene Geſellſchaften — 16. 10. 15 — 


; ˙wmwA¹w ⅛öb une Üw Sie 


5. Schnapsverbot für beſtimmte Tage und Tageszeiten — 17. 10. 


15 — Illa 3165 — 


Alkoholverbot (Zuſammenfaſſung aller Beſtimmungen) — 13. 


12. 10:03 UM ADA ene 


Alkoholverbot für Kantinen — 12. 4. 16 — Illa 1562 — 
69. 


. Hödjitpreis für Grog und Punſch auf 60 Pf. — 12. 9. 16 — 


Zuſätze zur Verordnung vom 13. 12. 15. (ſ. Nr. 67) 
— 16. 5 16 Ind % ET IES he. 


Md > a Fr IP PAIL, BIE COC A 


Verkauf von Spirituojen am 23. und 30. 12. 16 — 18. 


12. 16 — Illa 5847 — 


1) Abgedruckt ©. 79. 


Außer Kraft durch: 


V. v. 8. 10. 16 — Ila R 4618 —. 1) 


V. v. 14.12.16 — lla R 5834 —. 2) 


V. v. 14. 3. 17 — llld 1271 —. 3) 
V. v. 27. 4. 17 — lllb 2089 —. 4) 


V. v. 2. 3. 17 — Illd 1048 —. 5) 


Zeitablauf. 6) 


V. v. 8. 4. 16 — [lla 5791/1503 — 
ſ. Nr. 53. 


V. v. 29. 5. 16 — la 3425 —. 
V. v. 15.9. 16 — la 7279 — |. Nr. 56. 


V. v. 30. 11. 16 — la 9467 —. 7) 
Zeitablauf. 


V. v. 31. 7. 15 — la 33531 —. 8) 


V. v. 5. 9. 16 — llld 3334 —. 
V. v. 6.3.15 — 11b 9903 — |. Nr. 62. 


V. v. 17. 10. 15 — lla 3168 
ſ. Nr. 66. 


V. v. 17. 2. 17 — Illa 888 —.9) 


V. v. 30. 12. 16 — [lla 5998 — 
und 17. 2. 17 — Illa 888 —.9) 


V. 17. 2 17. — lla 888 0) 
V. v. 17. 2. 17 — Ila 887 —.9) 


Zeitablauf. 


2) Die Verordnung vom 2. 8. 16 war im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit nunmehr entbehrlich. 


3) Abgedruckt S. 74. 
% ” 78. 


” 


5) Die Aufhebung ijt mit Rüdjiht auf das Inkrafttreten der Bundesratsverordnung vom 8. Februar 1917 (R. G. Bl. 
S. 105 ff.) über den Zahlungsverkehr mit dem Ausland erfolgt. 


6) Neue Verordnung über Holzabfuhr ſiehe Nachtrag. 
7) Abgedruckt S. 72. 
8) 5 1 


9) Die Aufhebung iſt erfolgt, weil die Neuregelung der Polizeiſtunde auf Grund der Verordnung des Bundesrats 


vom 11. Dezember 1916 (R. G. Bl. S. 1355) und die Alkohol⸗ 


verbote auf Grund der Bekanntmachung des Bundesrats über den Ausſchank und den Verkauf von Branntwein oder Spiritus 
vom 26. März 1915 (R. G. Bl. S. 183) den Regierungspräſidenten zu überlaſſen zweckmäßig erſchien. 
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B. Berzeidnis aller Verordnungen in zeitlicher Reihenfolge. 


— 


(Die am 15. Juli 1917 bereits außer Kraft geſetzten oder nur die Aufhebung einer 
Verordnung enthaltenden Erlaſſe ſind klein gedruckt). 


1914 Juli 


Auguſt 


September 5. 
PAR 

5. 

19. 
November 8. 
13. 
8. 

17. 


Oktober 


Dezember 


1915 Januar 


Februar 
März 


April 


Mai 


Juni 


Juli 


Auguſt 


31. 


12. 
14. 


28. 
12. 


ee 
bo & S Se go ge ge 


[Yu] 


e 


ohne Aktenzeichen — Kriegszuſtand im allgemeinen und Aufhebung 
der Art. 5, 6, 27, 29 und 30 Preuß. Verfaſſung für die 
11 ſüdlichen Kreiſe des Korpsbezirk sss 


- ohne Aktenzeichen — Verkehr auf Land- und Waſſerſtraßen 


lllc 68/8 — Außerkraftſetzung des Art. 7 Preuß. Verfaſſung für 
. ß tee 

III 371/14 — Kündigung kleiner Wohnungen, Mietsſtundung und Kündigung 
an Heeresangehörige Y ; 

III 838/48 — Verlaſſen der Arbeitsitellen von Wanderarbeitern in den Kreiſen 
Elbing und Marienburg 

III a 4 Verlaſſen der Arbeitsſtellen von Wanderarbeitern in 12 weiteren 

reiſen 


lllc — Außerkraftſetzung des Art.7 Preuß. Verf. für 6 weitere Kreiſe 

111 278/14 — Aufhebung der Verordnung vom 7. 8. 14 — 111 371/14 — 5 

ohne Aktenzeichen — Behandlung ruſſiſcher Saiſonarbeiter in der Winterkarenzzeit 

la 6077 — Zwang zu landwirtſchaftlichen Arbeiten 

III 39 — Einſchränkung des Schnaps- und Bierausſchankes 

lib 8578 — Gänzliches Schnapsverbot für 5 Grenzkreiſe 

ohne Aktenzeichen — Goldhandel nach dem Ausland 

> — Verbreitung falſcher Gerüchte und deutſch⸗ 

feindliche Kundgebungen s nun NB 

lila 11980/1158 — Aufkauf von Wochenmarktsartikeln durch Wiederverkäufer 

III 14328/25 — Arbeitsweigerung, Widerſetzlichkeit uſw. ausländiſcher Arbeiter 
feindlicher Staaten : 

III 1073/84 — Ausnahmen zur Paßpflicht aus der Kaiſerl. Verordnung v. 16. 12. 14 

Ila 2022/164 — „ 1 S RN 5 „ 16, 12. 14 

Illa 805/68 — Berichterſtatter auf dem öſtlichen Kriegsſchauplatz. . 

IIIa 4088/84 — Aenderung der Ziff. 3 der Verordnung v. 11. 1.15 — 111 1073/84 — 

ohne Aktenzeichen — Ablieferung von militäriſchen Ausrüſtungsſtücken 
i e ak state te ito 

IIIa 5749/461 — Aenderung der Ziff. 2 der Verordnung v. 11.1.15— 1111073/84 — 

lil 5528/503 — Aushändigung pojtlagernder Sendungen.. 

IIb 8545 — identiſch mit der Verordnung vom 6.3.15 — IIb 9933 — 

IIIa 8592/599 — Zuſatz zur Verordnung vom 11. 1. 15 — III 1073/84 — 


Ila 16161/955 — Briefverkehr mit dem Ausland außerhalb des Poſtweges 

IIIa 17398/1051 — Vertrieb von Karten und Reiſeführern 

lla 20354/1214 — Anwerbung von Arbeitern nach Orten außerhalb der 
Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen ve 

Ula 20482/1219 — Anzeigen über Arbeitergeſuche unter Chiffre oder Zuſage 
der Befreiung vom Heeresdienſt = 


IIIa 1658 — Aenderung der Verordnung vom 6.3.15 — IIb 9903 — für 
Bahnhofswirtſchaften 


IIIa 28297/1711 — Aenderung der Verordnung vom 6. 3. 15 — IIb 9903 — 
Ila 30997/1789 — Verborgenhalten von Kriegsgefangenen 
llla 31889/1841 — Anmeldepflicht für Ausländer 
llla 2226 — Vertragsbruch landwirtſchaftl. Dienſtboten und Arbeiter 
la 2179 — Arbeitszwang für Landſtreicher 


la/llla 37897/2343 — Pferdeausfuhrverbot — , 


Illa 38632/2355 — Chiffregeſuche nach Arbeitern, auch techniſchen und kauf⸗ 

männiſchen, in Zeitungen e = 
Illa 2392 — Durchfahren öffentlicher Brücken mit Waſſerfahrzeugen 
la 33531 — Vertrieb und Ausfuhr von Karten und Reiſcführern 
IIa 40041/2471 ef Veröffentlichung von Angeboten in Briefmarken des feindlichen 
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51. 1915 Auguſt 


52. 26. 
53. 2 
54. 31. 
55. September 25. 
56. Oktober 6. 
57. 10. 
58. 13. 
59. 14. 
60. 16. 
61. 17. 
62. 26. 
63. 28. 
64. 9: 
65 November 1. 
66. 2 
67. 6. 
68. 8. 
69. 8. 
70. 26. 
TL. 29. 
72. Dezember 3. 
73. 6. 
74: 9. 
75. 13. 
76. 29. 
Gl, 31. 
78. 1916 Januar 7. 
79. 14. 
80. 19/29. 
81. 21. 
82. 27 
8: Februar 5 
84. 8. 
85. 8. 
86. 12. 
87. 20. 
88. 21; 
89. März 9, 
90. ip 
91 April 8. 
92. 12. 
93. 13. 
94. 15. 
95. 16. 
96. Mai 5. 
97. 12. 
98. 15. 
99. 16. 
100. Ne. 
101. 18. 
102. 22. 
103. 22. 
104. 22. 
105. 24. 
106. 26. 
107. 27. 
108. 29. 
109. 29. 
110 Juni 10. 
131: 15. 
112 Suni 17. 
113. 23. 
114. ER 


- L 60843 — Schneeräumung 


und 36 Preuß. Verfaſſung für den ganzen Korpsbereich 


IIIa 2887 — Poſtkarten aus lösbaren Schichten Papier 
lila 3297 — Druckſchriften gegen die Schutzimpfungen 


IIIa 53617/3479 — Ruſſiſche Arbeiter, Befehl nebjt Polizeiverordnung über Ver⸗ 
laſſen der Arbeitsſtelle : 


Illa 3539 — Waffenverkauf 
Illa 3562 — Jugendliche 
IIIa 3607 — Aenderung der Verordnung vom 1. 1. 15 — IIIa 11980/1158 — 
Illa 3611 — Alkoholverbot für geſchloſſene Geſellſchaften 

Illa 3165 — Schnapsverbot für beſtimmte Tage und Tageszeiten 

IIIa 3768 — Zuſatz zur Verordnung vom 14. 10. 15 — Illa 3607 — 

IIIa 3787 — Annäherung an Kriegsgefangene 
Illa 59189/3833 — Ruſſiſche Arbeiter 
la 59486 — Grenzverkehn 2 79 
Illa 3897 — Verkauf von Uniformſtücken 
IIIa 4002 — Aufhebung der Verordnung vom 31. 8. 15 — Illa 2887 — 
Lill 60843 — Verkehr auf öffentlichen Straßen 


IIIa 4548 — Alkoholverbot (Zuſammenfaſſung aller Beſtimmungen) 

Illa 4443 — Druckſchriften gegen ſtaatlich anerkannte Heilverfahren 
la 74619 — Nachtrag zur Verordnung vom 21. 7. 15 — la/llla 37897/2343 — 
Ila 53 764/73 — Arbeitgeber feindlicher Ausländer 


„ . ³ A r Senne 
llla 575 — Arbeitsnachweis 
III 562 — Auslandsſendungen 


la 1296 — Ausfuhrverbot für Pferde jeglichen Alters aus dem Kreiſe Löbau 


IIIa 1037 — 7 Uhr⸗Ladenſchluß für den Regierungsbezirk Marienwerder bis 
31. März 1916 


IIIa 879 — Zuſatz zur Verordnung vom 19./29. 1. 16 — Illa 5688 — 


IIIa 5791/1503 — Pferdehandels- und Pferdeausfuhrverbot 

IIIa 1562 — Alkoholverbot für Kantinen 

Illa 1522 — Ausbeutung Kriegs beſchädigttte 

IIIa 1575 — Zuſatz zur Verordnung vom 8. 2. 16 — IIIa 575 — 

Illa 1624 — Hauſierhandel mit Gedenkblättern 

IVa 7867 — Verkauf von optiſchen Waren (Prismengläſern und photographiſchen 
Bede! u Br : 

IId 1961 — Verhütung der Verbreitung von Geſchlechtskrankheiten 

IId 2005 — Ruſſiſche Riidwanderer. 

IId 2042 — Zuſätze zur Verordnung vom 13. 12. 15 — Illa 4548 — 


IId 2123 — Ergänzung der Verordnung vom 8. 4. 16 — Illa 5791/1503 — 


ld 2151 — Einfuhr und Vertrieb ausländiſcher Modeblätter u. dgl. > 
IId 2030 — Abänderung der Verordnung vom 17. 5. 16 — Ib 
e er ek Ca 


„„ o noe 00 none ae 
Id 2583 — Kurpfuſcher u. dal. 
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23. — Ila 2788 — Auberkraftiegung der Art. 5, 6, 7, 27, 28, 29, 30 Seite 


— AP 


115. 
116. 
7. 


118. 
119. 
120. 
121. 
122. 


123. 
124. 
125. 
126. 


127. 
128. 
129. 
130. 
131. 


132. 
133. 
134. 
135. 
136. 
137. 


138. 
139. 


165. 
166. 
167. 
168. 


169. 
170. 


1916 Juni 
Juli 


Auguſt 


31. — 


September 4. — 


Oktober 


November 


Dezember 


1917 Januar 


A 


— 
o 
1 


* 


ld 2571 — Meldepflicht in den Grenzkreiſen ... ....... 
IId 2751 — Heranziehung von Perſonen zu landwirtſchaftlichen Arbeiten. ...... 


III d 2737 — Ergänzung der Verordnung vom 8. 4. 16 — Illa 5791/1503 — 


hinſ. der Einfuhr aus Rußland : 
11.179633. e O A 
IIId 2683 — Erläuterungen dazu ES? ee. E 


Id 2810 — Benachrichtigung ausländiſcher Schiffshypothekengläubiger 103 
97 


nd 2896 — Waffengebrauch der Zollbeamten im Grenzdienſt .... 
Id 3001 — Abänderung der Verordnung vom 28. 6. 16 — 


2 ax 


E AR d NS: OA A 24 
IId 3069 — Lohnangaben bei Stellenangeboten in Zeitungen... 107 
IId 2572 — Grenzbezirk und Perfonalausweis os... eee cece e eee 107 
IId 3204 — Warenverkauf im Grenzbezirk oo. 33 
IId 3187 — Zuſatz zur Verordnung vom 13. 4. 16 — IIIa 1522 — über 
Ausbeutung Kriegsbeſchädigter (Anfertigung von Geſuchen für Kriegsbe— 
ſchädigte gegen Entgelt) RS AN A PR 109 
IId 3365 Rauchen in Munitionsanitalten ..............................- 13. 
IId 3366 — 3wifdenhandel mit Gewebrteilen zu Militärgewehren ...... .. 109 
Id 3303 — Reklame der Theater, Kinos uſ ............ 2... 2... 64 
IId 3393 — Anmeldepflicht von Ausländern... 26 
Ind 3475 — Zuſatz zu den Erläuterungen über Verkehr mit 
Tauben wits: 7. 16 — MA 68 ees 93 
ld. 3960 — Verſafftttungs echt 6 
Illa 3959 — Zeitungsanzeigen über Arbeitskräfte 108 
Id 3951 — Verbotenes Photographi eren 65 
IId 3922 — Verkauf von Goldſachen an Kriegsgefangene 108 
Ind 3997 — Zuſätze zur Verordnung vom 28. 10. 15 — Illa 3787 — - 108 
Ind 3334 — Aufhebung der Verordnungen vom 12. 5. 16 — IId 1961 — 
und 27. 5. 16 — IVa 9273 — ah ee ae 108, 109 
Id 3996 — Vertragsbruch von Schiffsmannſchaften . 42 
IId 4147 — Aufhebung und Verlegung von Kram⸗, Vieh- und Pferdemärkten 109: 
IId 4241 — Ruſſiſche Arbeiter (Wirtſchaftsjahr 1917)............ ... 51 
- ld 4193 — Hödjitpreis für Grog und Rum auf 60 Pjg. a.. 109 
ld 4242 — Abänderung der Verordnung vom 28. 6. 16 — 
ne A ̃ ⁵—— a nt ne 24 
ad 3426/3596 — Aushändigung poſtlagernder Sendungen 
und Poſtſendungen in Gaſthö fen. 17 
la 7279 — Pferdehandel und Pferdeausfuht eee cece eee 109 
Ill d 4373 — Heranziehung von Perſonen zu landwirtſchaftlichen Arbeiten ... 108 
la/llla 18279 — Grenzverkehr im Bereiche des XX. Armeekorps 27 
llla R 4325 — Veröffentlichungen im Briefmarkenhandel ............ 63 
llla 4521 — Perſonalausweis im Grenzbezirr e... 31 
Illa 4616 — Anmeldepflicht von Ausländern 27 
Ila R 4617 — 7 Uhr⸗Ladenſchluß und Lichtreklamee n 108 
Illa R 4618 — Ausbeutung Kriegsbeſchädigter (Anfertigung von 
Geſuchen für Kriegsbeſchädigte gegen Entgelt )))) 79 
Ila R 19107/4675 — Verkauf von Ferngläſern und Objektiven für 
Photographie und Projektior n 76 
la R 4872 — Ausfuhr und Vertrieb von Uniformbiidern ....... 60 
llla R 4892 — Ausübung der Jagd und Fiſcherei durch Ausländer 103 
llla R 4995 — Verwertung deutſcher Patente und Muſterſchutz⸗ 
e , NRO es 70 
Illa 5232 — Abänderung der Verordnung vom 25. 9. 16 — 
LO TA ss os wakes ß A UNE 29 
Illa 5463 — Kleiner Grenzverkehr ... CC 34 
llla 5337 — Abänderung der Verordnung vom 3. 6. 15 — 
Ma ines 8 23 
Illa 5468 — Abänderung der Verordnung vom 2. 10. 16 — 
haf ð vd A 32 
la 9467 — Pferdehandel und Pferdeausfuhr occ 12 
ia R 5669 — Vertrieb und Ausfuhr von Adreßbüchern mit 
Sie ð ð A en 60 
llla R 5740 — Lieferung von Kohlen, Koks und Briketts ae 
Ila R 5756 — Arbeitsweigerung nichtmilitäriſcher Angehöriger 
fein af; . 52 
24. 5. 16 — IIId 2151 — 108 
lila R 5834 — Aufhebung der Verordnungen vom | 2 8. 16 — IId 3366 — 109 
7. 10. 16 — IIIa R4617 — 108 
Illa 5847 — Verkauf von Spirituoſen am 23. und 30. 12, 16 ............ 109 
Illa R 5858 — Entladung von Eisenbahnwagen ———-- eee eeeeee eee 109 
Illa 5998 — Teilweiſe Aufhebung der Verordnung vom 13. 12. 15 — lla 4548 — 109 
Illa R 6000 — Schriftſtücke in Kriegsgefangenenpaketen nach dem 
Aua ad Avec N ER aN 18 
Illa R 5666 — Waffengebrauch der Gendarmen ſowie der im 
Grenzdienſt ſtehenden Zoll- und Forſtbeamten 97 
Ila R 5988 — Umherziehen und Pferde-(Vieh-)handel der Zigeuner 73 


| 171. 1917 Januar 


ae 172. 
| 173. 
| 174, 
mye - 175. 
176. 
177. 


181. 
182. 


183. 
? 184. 
185. 


186. 
187. 
188. 
189. 


“e 190. 
191. 


4 d 192. 
193. 


194. 


195. 
196. 


197. 
198. 
199. 
200. 
201. 
202. 
203. 
204. 
205. 


206. 
207. 


208. 


209. 


{ 210. 
| 211. 


f 212. 
A 213. 
214. 


178. 
179. 


180. 


Februar 


März 


April 


Mai 


Juni 


10. 


llla 5985 — Abänderung der Verordnung vom 2. 10. 16 — 
r T 
llla R 104 Verſendung von auf Reichsmark lautenden Geldſorten ins Ausland 


- Ila R 326 — Zahlungen in Geldmünzen an Kriegsgefangene .... 


N 5174/3341 — Durchfahren öffentlicher Brücken beim Fiſchereibetrieb 
IIb 112/50 J. A. K. — Beſchlagnahme und Ablieferung von Fiſchen 
llla R 588 — Zeitungsanzeigen auf dem Stellenvermittelungsmarkt 


- la R 691 — Abänderung der Verordnung vom 14. 10. 16 — 


N Pr? ] ae ee 


- Mb 112/50 1. A. K. — Beſchlagnahme und Ablieferung von Fiſchen 


llla 465 — Nichtübertragbarkeit von Päſſen und ſonſtigen Aus— 
ee o oes: A a O Eee 


la 1343 — Pferdeveräußerung während der bis 10. März 1917 dauernden 


- Illa 888 — Aufhebung der Verordnungen vom | 3 


Pferdeaushebung 
Illa 887 — Aufhebung der Höchſtpreiſe für (13. 12. 15 — Illa 4548 — 
Grog und Punſch in den Verordnungen vom | 12. 9. 16 — IIId 4193 — 
13. 12. 15 — Illa 4548 — 
. 16 — IIId 2042 — 
. 15 — Ilb 9903 — 
llld 869 — Begünſtigung von Fahnenflüchtigen E 
Hild 906 — Verbreitung von Druckſchrifteee n. 
Id 905 — Schweigepflicht der in ſtaatlichen oder privaten Heeres- 
lieferungsbetrieben u. dgl. angeſtellten Perſonen 
IId 960 — Kriegsleiſtungen bei der Holzabfuhr aus Wäldern bis 1. April 1917 
Ila R 410 — Waffengebrauch von Hilfsdienjtpflictigen.............. 
IId 1048 Aufhebung der Verordnung vom 10. 1. 17 — llla R 104 — 


“oon 


- Ma KR 661 — Abänderung der Verordnung (nebit Erläuterungen) 


Doms. 7 MO I.. 
lid 1129 — Abänderung der Verordnung vom 25. 9. 16 — 
AS . echt a 
Hild 1174 — Abänderung der Verordnung vom 27. 6. 16 — 
. ! ees... wre PI 
id 1187 — Wechſel und Räumung von Mietwohnungen 


- Mb 1214/31 1. A. K. — Beſchlagnahme und Ablieferung von 


Fiſchen 
Id 1271 — Aufhebung und Verlegung von Kram-, Vieh- und 
. 26: cho, ISA 
IVa 3404 — Verarbeitung von Offiziertudjen .....22.... an. 
IIIb 1486/655 J. A. K. — Beſchlagnahme und Ablieferung von 
ß eee, ee BE 
IId 1598 — Verlegung und Einſchränkung von Wochenmärkten . 
IId 1663 — Benutzung und Ueberlaſſung von Schrotmühlen .. 
IId 1745 — Heranziehung von Perſonen zu landwirtſchaftl. Arbeiten 
lib 1787 — Ausfuhr von Druckſchrifte nn 
IVa 5754 J. A. K. — Streckung der Heeresnäharbeiten 
IIIb 2089 — Entladung von Eilenbabnmagen 
IIb 2283 — Verſammlungsrecht für den Stadtbezirk Elbing ...... f 
IIlb 2240 — Arbeitsnachweis (Zuſatzbefehl )))) 
IIb 2509 — Ergänzung der Strafbeſtimmungen für Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die Paßvorſchrifte n. 
IIIb 2588 — Perſonalausweiſe als Paßerſat zz.. 
IIIb 2772 — Wechſel und Räumung von oo a eR 
1 — Ula 2306 — 
mb 9844 — Abänderung der 13. 10. 18 — a 3562 — 
Verordnungen v.27. 4. 17 — ib 2089 — 
1. 1. 15 — Ill 11980/1158 
Gero dung ber 14. 10. 15 — Illa 3607 — 
gen D. [ 26. 10. 15 — Illa 3768 — 
Ib 2931 — Ermittelung der Leiſtungen deutſcher Waſſerſtraßen 
ſowie der Schiffahrts⸗ und Umſchlagbetriebe E 
Ib 3001 — Anmeldung von Bauten 
Ib 3069 — Anmeldung der nicht zum öffentlichen Vertrieb be⸗ 
ſtimmten literariſchen Erzeugniſſe vor ihrer Veröffentlichung 
Dr ⁰ʒ 
IIIb 3134 — Verkehr mit Kriegsgefangenen. 
lb 3239 — Waffengebrauch der zur Landgendarmerie und zum 
Zolldienſt überwieſenen Unteroffiziere und Mannſchaften 
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Sachverzeichnis. 


(Die klein gedruckten Hinweiſe beziehen ſich auf Verordnungen, die bereits außer Kraft geſetzt ſind). 


Ablieferung der Brieftauben 
von Fiſchen aus der Oſtſee. 
der Kriegsbeuteſtücke 


von militär. otusrilftumgsgegenitánden 87 
der Melvezettel . 23, 24 
der Perſonalausweiſe 32 
Abſender, falſche Bezeichnung des —s 
bei Auslandsſendungen 18 
Adreſſenverzeichniſſe 19 
Adreßbücher, Vertrieb von —n mit Stadt 
plánen . 60 
Ausfuhr von n mit Stadtplänen 61 
Alkohol an Jugendliche 104 
an Kriegsgefangene 47 
an ruſſiſche Arbeiter 50 
Anpreiſung von — fürs Feld 105 
Altoholverbote . ; Ar 109 
Anmeldung der Bauten . 81 
der Brieftauben . 91 


Annäherung an Kriegsgefangene. 47, 108 


Arbeiter, Anwerbung von —n . 39, 107, Nachtrag 
Ausweiſe der Heeres- und Wieder⸗ 
aufbau⸗ — im Grenzbezirk . 32 
Ruſſiſche — . 48—51, 108 
Vertragsbruch landwirtschaftl. — 41 


Arbeiterzentrale, 1 der 


deutſchen — . , 49 
Arbeitgeber, Vertragsbruch bie ed 
ſchaftlichen — RE: 41 
Arbeiterannahme durch die — 41 
feindlicher Ausländer . ; 51 
Arbeitsnachweiſe 39—41, 107 
Arbeitszwang für Landſtreicher 42 
für nichtmilitäriſche Angehörige 
feindlicher Staaten OU De 
zu land: und forſtwirtſchaftl. Arbeiten 43, 107 
zum Entladen von Cijenbahnwagen 78 
Armbinden der gp apt im 
Grenzdienſt 5 y 29 
der ruſſiſchen Arbeiter. 49 
Arzneimittel, Ausfuhr von —n . 3 
Arzte, Ausweiſe der — für den Grenz 
nabverfehft . . 34 
Druckſchriften gegen die Tätigkeit 
und Beſtrebungen der — ; 57 
Arztliche Geräte, Ausfuhr von —n —n 3 
Auflöſung von Verſammlungen 6 


Seite 
Aufreizung der Bevölkerungsklaſſen gegen 

einander in Verſammlungen. 6 

der ruſſiſchen Arbeiter. 50 
Ausbeutung Kriegsbeſchädigter 79, 109 
Ausfuhr von Arzneimitteln u. dgl. 3 

von Druckſchriften . : 61 

von Pferden . PI 3, 29, 72, 109 

von Luft, Kraftfahrzeugen ı und 

Kriegsmaterial . 3 
von Gold. 69 
von Geldjorten auf Reichsmark lautend 109 

Aushängen von Karten . „Nachtrag 
Ausland, Goldhandel nach dem — . 69 

Privatverkehr auf Land⸗ und 

Waſſerſtraßen mit dem — 11 
Verſendung von auf Reichsmark lautenden 

Geldſorten ins — 109 
Verwertung von Patenten und 

Muſterſchutzrechten im — 70 

Ausländer, Ausübung der Jagd und 

Fiſcherei durch — 103 
Form der Perſonalausweiſe für — 

im Grenzgebiet BE 31 
Meldepflicht der ; 25—27 
Gperrung der Bantguthaten von 

feindlihen —n . . 69 

Ausländiſche Arbeiter, Anfertigung ı von 
Schriftſtücken für — — 52 
Legitimationskarten der deutſchen 
3 als Paherſab 
fir — — 8 35, 49 
Auslandsſendungen, Abſenderbezeichnung 

und Inhaltsangabe bei 18 
Ausrüſtungsgegenſtände, ba pide 

von militäriſchen —n . 87 
Ausweichen von Fubrwerten . 12 
Ausweispapiere, et, 

der 36 
Bahnhöfe, Photographieren auf — n 65 
Sittendirnen auf —n. . 105 
Bankguthaben, Sperrung von — fino 
lider Ausländer : 69 
Bauhandwerker, Ausweiſe der 8 

und 1 — im ‘shee 

bezirk 6 32 
Bauten, Anmeldung von — . 81 
Bautenliſte des Kriegsamts 81 


Seite 
Beamte, Ausweiſe der — n im Grenz⸗ 
ak 32 
Ausweiſe der n im Grensnaly 
DOE: 72, F Fer 35 
Begünſtigung von Fahnenflüchlgen. 4 102 
Berichterſtatter auf dem 9 8 * 
ſchauplatz . ; 55 
Beuteſtücke, Ablieferung der. 87 
Umarbeitung von nn 88 
Bildwerke, Verbreitung von —n. . . 55, 65 
Binnenſchiffahrt bei Nacht und Nebel. 11 
Briefmarkenhandel, Veröffentlichungen 
MAA O Un: 
Brieftauben, Ablieferung von — . 4, 91—93 
Anmeldung von 91 
Briketts, Lieferung von 77 
Brücken, Durchfahren von — auf 
Waſſerſtra ßen 11 
Burgfrieden, Gefährdung des —s in 
Verſammlungen 6 
Chiffre, Arbeiteranwerbung u. Stellungs- 
geſuche unter — 39, 107 
Poſtlagernde Sendungen unter — 17 
Deckadreſſe, Arbeiteranwerbung und 
Stellungsgeſuche unter -.. 39 
Deutſchfeindliche Kundgebungen. 55 
Dienſtboten, en ee 
licher 41 
Dienſtherren, Vertragsbruch ber nd 
wirtſchaftlichen — . 41 
Arbeiterannahme durch die land⸗ 
wirtſchaftlichenn n 41 
Druckſachen, Mitnahme von — über 
die Reichsgren e 30 
Druckſchriften, Ausfuhr von — . . . 61 
Verbreitung von — . . . . 61, 108 
gegen die Schutzimpfungen .. 57 
gegen die ſtaatlich anerkannten Heil: 
verfahren. 57 
zur Behandlung eſtleclslranter 
durch Nichtärzte . . 57 
Ehrenzeichen, unbefugtes Anlegen von — 89 
Einfuhr von ausländiſchen Modeblättern . 108 
v. Briefmarkenzeitungen u. -fatalogen 63 
von Pferden aus Rußland.. 29 
Eiſenbahnarbeiter, Ausweiſe der — im 
Grenznahverkeh rt 35 
Eiſenbahnbedienſtete, Ausweiſe der —n 
im Grenzbezirk ees 32 
Wusweije der —n im Grenznahverkehr 34 
Eiſenbahnwagen, Entladung von — 78, 109 


Fabrikationsgeheimniſſe, Verwertung 
von —n im Auslande 70 


Fahnenflüchtige, Begünſtigung von —n 102 


Fahrräder, — von — n whe Vergnügungs⸗ 
zwecken au) rl 108 


Feiertage, Arbeitszwang an —n für die 
Landwirtſchaft 

Arbeitszwang an —n zur Entladung 

von Eijenbahnwagen . . 


Felddiebſtähle 
Ferngläſer, Veräußerung von — n. 
Feuerzeuge, Mitbringen v. —n in Muni⸗ 


Honsamlalleit u. 183, 
Verabreichung von —n an a 
gefangene . 


Jime, Beſchlagnahme und Aölieferung 
der in der Oſtſee ge‘angenen — 


Fiſcherei, Ausübung der — durch Wus- 
länder . 2 
Fiſchereibetrieb, Befahren Fox Wale: 
ſtraßen beim — 
Flugblatt „Kehrt zur Natur zurück“ 
Flugblätter, Druck von — n 
Verbreitung von — n. £ 
gegen die Schutzimpfungen . 
gegen die ſtaatlich anerkannten 
Heilverfahren oh 
Flugplätze, Betreten von — n. 
Forſtbeamte, Waffentragen der —n. 
Waffengebrauch der — n 
Forſtſchutzbeamte, Unterſtellung der —n 
Forſtwirtſchaftliche Arbeiten, Heran⸗ 
ziehung u a: nnn 
Fremdenbuch der Gajtwirte . 
Fuhrwerke, Ausweichen von — n. 
Beleuchtung von —n. : 
Fuhrwerksverkehr über die Grenze 


Gaſtwirte, Anzeigepflicht der — über 
verdächtige Reiſende 
9 von Poſtſendungen 


Meldepflicht der — über Zureiſende 

Gaſtwirtſchaften, Beſuch von — durch 
Jugendliche .. 

Beſuch von — durch Kriegsgefangene 
Gedenkblätter, depute sch mit —n. 

Vertrieb von —n . . a 3 
Geld an Kriegsgefangene 
Geldmünzen an Kriegsgefangene. 


Geldſorten, Verſendung von auf n. 
lautenden — ins Ausland. A 


Gendarmen, Unterſtellung der — 
Waffengebrauch der — . 
Genußmittel an Kriegsgefangene. 


Gerüchte, falſche — über Zahl = und 
Siege der Feinde 2 
Verbreitung falſcher — : 
Geſamtverluſte, Veröffentlichungen über 
die — des deutſchen Heeres 


Geſchäftsräume. 


Geſchlechtskrankheiten, Veen von 
— durch Nichtärzte 8 
Verhütung der Verbreitung von — . 
Geſchoßführungsbänder, Schmuckgegen⸗ 
ſtände aus fupfernen —n ; 


76, 


108 


Nachtrag 


17, 


47 


12 


23 


23 
23 


104 
47 


58 
58 


47 
48 
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" Seite 
Geſuche, Anfertigung von —n für aus 
ländiſche Arbeiter ] 52 
Anfertigung von —n fiir Ariegs 
beſchädigte. 5 79, 109 
Gewehrteile, Zwiſchenhandel mit —n ¿el Militar: 
gewehren 109 
Goldhandel nach dem Auslande > 69 
Goldſachen, Verkauf von — an r 
gefangene. a 47, 108 
Grenzausweiſe für den S 27 
für den Grenznahverkehr. 34 
Grenzbezirk, Begriff „— q 31 
Perſonalausweis im — . . 31, 107 
Warenverkauf u. dgl. im — 28, 33 
Grenznahverkehr 34, 107 
Grenzſtreifen, Privatverkehr auf Land⸗ 

: und Waſſerſtraßen im — : 11 
Grenzübergangsitellen . 27 
Grenzverkehr 27, 107 

kleiner —. ae 34, 107 
mit Waren . 28 
mit Schriftſtücken und Druckſachen 30 
Handdienſte zur Holzabfuhr Nachtrag 
zur Schneeräumung. 5 42 
in der Landwirtſchaft. 43 
Handel mit Fernglälern . 76 
mit Pferden 72 
der Zigeuner mit Pferden und Vieh 73 
mit Vergrößerungen uſw. v. Kriegs- 
teilnehmerphotographien 58 
Hauſierhandel mit Gedenkblättern u. dgl. 58 
Hebammen, Ausweiſe der — für den 
Grenznahverkehr IR 34 
Deereslieferungsbetriebe, Schweigeofliät 
der Angejtellien in —n. . 102 
Heeresnäharbeiten, Stredung der — . 82 
Heilverfahren, Druckſchriften nom gern 
anerfannte — . 57 
Hilfsdienſtpflichtige, Wfengbrau 
von —- n 98 
Höchſtpreiſe für Grog und Punch. 109 
Holzabfuhr, Zwang zur — Nachtrag, 109 
Inhaltsangabe, unrichtige — bei Aus⸗ 
landsſendungen R 18 
Jagd, Ausübung der — durch Ausländer 103 
Jagdwaffen und -munition . 88 
Jugendliche 104 
Karten, Aushängen von — . Nachtrag 
Vertrieb und Ausfuhr von — . . 3, 89, 109 
Vertrieb von — d. feindl. Auslands 90 
Kinos, Beſuch der — qe ii a 104 
Reklame der — 64 
Kleidungsſtücke an Pie” 47 
Kohlen, Lieferung von —. 77 
Kohlenausgleich (Kriegsamt) . 77 
Koks, Lieferung von — 77 
Kraftfahrzeuge, Ausfuhr 0 Greny 
verkehr für — . . 3, 29 
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Krammärkte, Sans: und anne 
von —n. . 


Kriegsauszeichnungen, unbefutes An⸗ 
legen von — 


Kriegsbeſchädigte, AA von —n 
Anfertigung v. Schriftſtücken für — 


Kriegsbeute, Ablieferung von — 
Umarbeitung von — . : 
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